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Unterstützung der 
politischen Gefangenen 

Braunschweig. 200 Men­
schen besuchten die Veran­
staltung am 9.3., zu der Anti­
imperialisten, Autonome, 
BWK, Kurdistan- und Palästi­
na-Komitees, Grüne, AStA 
der TU und der Republikani­
sche Anwaltsverein aufgeru­
fen hatten. Eine Grußadresse 
schickte u.a. DIDF. Rednerin 
war die nach 17 Jahren frei­
gelassene politische Gefange­
ne Monika Berberich.

Celle. 600 demonstrierten 
am 11.3. in Celle, darunter 
mehrere Hungerstreikplenen, 
Autonome und Antiimperiali­
sten, BWK, Volksfront und 
aus Celle erhebliche Teile der 
Grünen. Auf der Kundgebung 
wurde per Akklamation fol-

kalkuliert brutal deren Tod 
ein. Erzählen Sie uns später 
nicht, Herr Remmers, daß Sie 
nicht gewußt haben, was Sie 
tun . . . “
Nürnberg. Am 7. März be­
setzten einige Antiimperiali­
sten und Autonome das Büro 
des Kreisverbandes der Grü­
nen. Die Informationsarbeit 
in der Region bedürfe drin­
gend einer offiziellen Anlauf­
stelle. Der Kreisvorstand 
„duldete“ die Besetzung, die 
Mitgliederversammlung war 
gegen die weitere Nutzung 
des Büros für das Hunger­
streik-Info. Am 12. März 
konstituierte sich ein „offe­
nes Nürnberger Hunger­
streik-Plenum“.
Köln. Etwa 450 Leute, über­
wiegend Antiimperialisten 
und Autonome, forderten am
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gende Erklärung gebilligt 
(Auszüge): „An den nieder­
sächsischen Justizminister 
Remmers . . . Seit 40 Tagen 
stehen Karl-Heinz Dellwo im 
Hochsicherheitstrakt der JVA 
Celle und Christa Eckes in 
Köln-Ossendorf im Hunger­
streik . . . Für die Behand­
lung der Gefangenen in Celle 
ist der niedersächsische Ju­
stizminister Walter Rem­
mers, CDU, zuständig. Ob­
wohl die Gefangenen aus der 
RAF und dem Widerstand 
nur die Einhaltung von inter­
national gültigem Recht for­
dern, haben Sie, Herr Rem­
mers, die Forderungen bisher 
abgelehnt und die Anwen­
dung der unmenschlichen 
,Koma-Lösungk angedroht. 
Dieses Ping-Pong-Spiel mit 
dem Leben der Gefangenen 
soll sie politisch brechen und

11. März in einer Kundge­
bung vor der Landesjustiz­
vollzugsanstalt in Köln-Os­
sendorf die Zusammenlegung 
der politischen Gefangenen in 
eine oder zwei große Grup­
pen. Auf der Kundgebung 
sprachen u.a. eine Vertreterin 
der Angehörigen der politi­
schen Gefangenen und ein 
Vertreter des Kurdistan-Ko­
mitees. Aus verschiedenen 
Städten wurden Grußadressen 
vorgetragen, darunter auch 
eine Resolution des Antifa­
schistischen Forums Köln an 
den Landesjustizminister. Im 
Anschluß an die Kundgebung 
fand eine Demonstration zur 
Unterstützung des Hunger­
streiks statt.
Bielefeld. Zu einer Veranstal­
tung am 13. März, zu der 15 
Organisationen und Gruppen, 
darunter der Kreisverband
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der Grünen, die Antifa-Koor­
dination, die Rote Hilfe, das 
Frauen- und Lesbenplenum, 
der Arbeitskreis für die Frei­
lassung der kurdischen Ge­
fangenen, BWK, Volksfront 
und VSP aufgerufen hatten, 
kamen ca. 600 Teilnehmer. 
Die Veranstaltung fand im 
Rathaussaal statt, den die grü­
ne Ratsfraktion gegen starke 
Proteste und Drohungen der 
örtlichen CDU bestellt hatte. 
Der Kreisvorstand der Grü­
nen hatte in einem eigenen 
Flugblatt aufgerufen und die 
politische und humanitäre Be­
rechtigung der Forderungen 
der politischen Gefangenen 
hervorgehoben. Auf der Ver­
anstaltung sprachen die ehe­
malige Gefangene Regina Ni­
colai, für die Angehörigen 
Erna Wagner und die Rechts­
anwältin Heike Krause.
— (mal, uld)

Hessen: Faschisten in 
Kommunalparlamenten 
„Zur ,Dankbarkeit4 für die 
unbestreitbaren Erfolge der 
letzten zwölf Jahre sah die 
Mehrheit der Wähler offen­
bar keinen Anlaß mehr“, 
kommentiert die FAZ das 
Frankfurter Wahlergebnis, 
bei dem die CDU einen Ver­
lust von 13% erlitt (32800 = 
21,5% der Wählerstimmen 
von 1985). Alle Anzeichen 
sprechen dafür, daß ein gro­
ßer Anteil davon NPD und 
ÖDP gewählt hat. Die NPD 
erreichte in Frankfurt 6,6% 
= 20574 Stimmen (44356 
NPD in Frankfurt und 4 

Gegen „Wintex/Cimex 89“ demonstrierten am 27.2. in Düsseldorf Mitglieder der Friedensbewe­
gung. (Bild: UZ, 3.3.) In München demonstrierten 500 streikende Zivildienstleistende, in Braun­
schweig besetzten sie symbolisch das Rathaus. Ein Aktionsbündnis, das sich aus der Selbstor­
ganisation der Zivildienstleistenden, der Förderation gewaltfreier Aktionsgruppen und den Grü­
nen zusammensetzt, organisierte den Streik, an dem sich 2500 beteiligten. 5000 beteiligten sich 
in 35 Städten der BRD an weiteren Aktionen. — (mal)

Landkreisen, Republikaner 
21085 in 2 Landkreisen, 
ÖDP landesweit 19308) und 
die ÖDP 0,7% = 2084 Stim­
men. Zuletzt hatte die NPD 
bei den Bundestagswahlen 
1987 in Hessen kandidiert 
und erreichte 3232 Stimmen 
= 1,0%. Ursprünglich hatte 
auch Kühnens N.S. kandi­
diert, das Verbot nur dieser 
faschistischen Liste wird eine 
Konzentration der Stimmen 
auf die NPD bewirkt und die 
Legitimität der NPD erhöht 
haben. Die NPD hat im 
Wahlkampf behauptet, Inter­
essen armer (Deutscher) zu 
vertreten, gegen Korruption, 
Wohnungsnot, Arbeitslosig­
keit und Armut. Die CDU hat 
zuletzt den Wahlkampf mit 
rassistischer Propaganda ge­
führt, SPD und GRÜNE ha­
ben zwar gegen Ausländer­
feindlichkeit argumentiert, 
aber nicht auf Grundlage so­
zialer Interessen der Lohnab­
hängigen, deren Lebensäuße­
rungen im Zuge der Entwick­
lung Frankfurts zur „Europa­
metropole“ zunehmend be­
engt werden. Erfreulich zu­
mindest, daß die DKP ihre 
Stimmen verdoppeln konnte 
(1221 auf 2137 Frankfurt, 
12 809 auf 25611 in Hessen).

Als klar wurde, daß die 
NPD ins Stadtparlament 
kommt, fanden sich 3000 
Menschen zu einer antifaschi­
stischen Demonstration zu­
sammen. Zur DGB-Demon- 
stration am Montag kamen 
mehr als 8000. DGB-Landes­
vorsitzender Jungmann for­
derte das sofortige Verbot der

NPD. — (udi, gst)

„Memmingen 
ist überall“

Aus Anlaß der Demonstration 
gegen die Memminger § 218 
Prozesse veranstalteten ver­
schiedene hannoversche 
Frauengruppen am 25.02.89 
einen Autokorso mit Plakaten 
„Memmingen ist überall“ 
durch die Innnenstadt und den 
Stadtteil Linden. Im folgen­
den Auszüge aus der Gruß­
adresse an die Memminger 
Demonstration, die von Frau­
en gegen § 218, CAMUR, 
Juso-Frauen, Lesbenzentrum 
Teichstraße, Kreisfrauenaus­
schuß der GEW, Frauen ge­
gen Militär, Arbeitsgemein­
schaft Sozialdemokratischer 
Frauen (ASF) Hannover, 
Heidi Alm-Merk (Mitglied 
des Niedersächsischen Land­
tags, SPD) unterzeichnet 
wurde:

„... Wir Frauen sollen 
manipulierbar und Opfer 
sein, in Demut. Amen. Nicht 
mit uns! Wir haben das Recht 
auf Selbstbestimmung und 
wir haben das Recht zu ent­
scheiden. Es sind nun mal die 
Politiker und Staatsanwälte, 
die ständig falsche Entschei­
dungen treffen — nicht wir 
Frauen, die abgetrieben ha­
ben oder damit rechnen, es 
eines Tages zu tun. Wir wis­
sen, daß Entscheidungen 
manchmal wehtun, aber auch, 
daß wir an ihnen wachsen. 
Wir nehmen uns unser Recht 
sowieso, aber wir wollen 
nicht auf dem Küchentisch 

einer befreundeten Hebamme 
landen oder einem Arzt einen 
ganzen Monatslohn zahlen! 
Wir wollen ambulante Abtrei­
bungspraxen, und zwar ver­
teilt übers ganze Land, und 
daß Abbrüche so selbstver­
ständlich wie Geburten be­
zahlt werden. Auch hier im 
mittleren Norden der Repu­
blik werden die Memminger 
Hexenprozesse aufs auf­
merksamste und mißbilli­
gendste verfolgt. Zwar kön­
nen wir den Memminger 
Richtern und ihren Helfers­
helfern keine unerwünschte 
Schwangerschaft in den 
Bauch hexen. Wir werden uns 
aber bemühen, dazu beizutra­
gen, daß sich der von ihnen 
gezeugte Prozeß in ein kräfti­
ges Eigentor verwandelt. Aus 
Hannover grüßen wir euch 
und alle Anwesenden und 
wünschen euch für diesen 
Tag viel Lust, wenig Frust, 
viel Power und Ausdauer ...

Weg mit dem § 218! Rück­
nahme und Einstellung aller § 
218-Verfahren.“ — (AGK/rec. 
mal)

Halabja: Proteste 
gegen Giftgaseinsätze

Zum Jahrestag der irakischen 
Giftgaseinsätze gegen Halab­
ja, bei denen am 18. März 
1988 5000 Kurden ums Le­
ben kamen, finden mehrere 
Protestaktionen statt. Am 
16.3. findet in Frankfurt ab 
15.30 Uhr vor der Fa. Kolb, 
die dem Irak Mittel für die 
Giftgasproduktion geliefert 
haben soll, eine Kundgebung 
statt. Feyka Kurdistan, Medi- 
co International, KB, Die 
Grünen, Flüchtlings- und 
Dritte Welt-Gruppen rufen 
dazu auf. Am gleichen Tag 
demonstrieren in Köln 
KKDK, Komkar, DKP und 
andere Organisationen ab 17 
Uhr auf dem Neumarkt. Am 
18. März findet in Bonn eine 
Demonstration statt, zu der 
Feyka Kurdistan aufruft. Die 
Demonstration beginnt um 10 
Uhr auf dem Münsterplatz. 
Zum gleichen Zeitpunkt be­
ginnt in Hamburg ab Gerhart- 
Hauptmann-Platz eine De­
monstration, zu der Feyka 
Kurdistan, die Freunde des 
kurdischen Volkes HH und 
andere aufrufen. Die Demon­
stration endet vor dem Ge­
fängnis, in dem Selhattin Er­
dem wegen angeblichem Ver­
stoß gegen § 129a StGB in­
haftiert ist. — (rül)
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Aktuell in Bonn
Katastrophenschutznovelle
Am 8. März beschloß das Bundeskabi­
nett eine Novelle zum Katastrophen­
schutzgesetz. Der Gesetzentwurf enthält 
u.a. die Unterordnung aller Hilfsorgani­
sationen unter staatliches Kommando 
„im Einsatzfall“. Frauen und Männer 
über 18 Jahren sollen bis zu 10 Tage im 
Jahr dienstverpflichtet werden können. 
Die schon in den Notstandsgesetzen ge­
schaffene Arbeitspflicht wird so auf die 
Dienstpflicht im Katastrophenfall ausge­
weitet. Die Kommunen werden ver­
pflichtet, „Planungen für die gesundheit­
liche Versorgung der Bevölkerung im 
Krisenfall“ aufzustellen. Das Beamten­
recht soll so geändert werden, daß „im 
Krisenfall“ auch das Kündigungsrecht 
für Beamte aufgehoben ist und sie auf je­
de für nötig befundene Dienststelle abge­
ordnet werden können. (Pressemittei­
lung des BMI v. 8.3.89)

Innere Sicherheit
Am 8. März wurde im Rechtsausschuß 
des Bundestags der Weg zur Verabschie­
dung der neuen Repressionsgesetze end­
gültig frei. Nur fünf FDP-Parlamentarier 
(darunter Baum und Hirsch) stellten sich 
noch quer. Nach dem neuen „Artikelge­
setz“ wird „Vermummung“ und „passi­
ve Bewaffnung“ zur Straftat. Bei der 
Kronzeugenregelung erscheint nicht aus­
geschlossen, daß hierfür eine Sonderin­
stanz beim Bundesgerichtshof gebildet 
wird. Ansonsten soll der Strafsenat (und 
nicht nur der Ermittlungsrichter) über 

Eine „spürbare Unruhe“ unter Bundeswehrangehörigen hat der Wehrbeauftragte des 
Bundestags, Weiskirch (CDU) in seinem neuen Jahresbericht registriert. Grund dafür 
seien u.a. Diffamierungen in der Öffentlichkeit. Offenbar will der Wehrbeauftragte 
rechte Strömungen unter Offizieren, die sich über die „Diffamierung von Tieffliegern“ 
statt über Tiefflüge aufregen, fördern. Dem Toben solcher Offiziere gegenüber Wehr­
pflichtigen dürfte es auch zuzuschreiben sein, daß der Wehrbeauftragte die zweit­
höchste Zahl von Beschwerden in der Geschichte seines Amtes registrieren mußte.

die Belohnung von Denuzianten ent­
scheiden.

Klage gegen Ausländerwahlrecht
Einstimmig hat die CDU/CSU-Fraktion 
am 8. März beschlossen, gegen das in 
Hamburg und Schleswig-Holstein be­
schlossene kommunale Wahlrecht für 
Ausländer vor dem Bundesverfassungs­
gericht zu klagen. Klageberechtigt ist 
nicht die Fraktion, wohl aber ein Drittel 
der Mitglieder des Bundestags. Die sam­
melt die CDU/CSU nun in ihrer Frak­
tion. Dregger und Waigel führen die 
Klagenden an, juristischer Vertreter soll 
der Bonner Staatsrechtler Prof. Isensee 
sein. Mitte bis Ende Mai soll die Klage 
in Karlsruhe eingereicht werden.

Stipendiaten: Aids-Test!
Auf eine Anfrage der Grünen hin erklär­
te die Bundesregierung am 23.2., daß 
Stipendiaten aus Ländern der sog. „Drit­
ten Welt“ seit Herbst 1985 einem Aids- 
Test unterzogen werden, seit Anfang 
1987 bereits im Heimatland. Bisher 68 
wurden aufgrund des Testausgangs „zu­
rückgeführt“. Es gehe dabei nicht um 
die Gefahr der Ansteckung, sondern um 
die „Ziele des Fortbildungspro­
gramms“. Gefahr: Fehlinvestition!

Profitabel „helfen“
Die Deutsche Finanzierungsgesellschaft 
für Beteiligungen in Entwicklungslän­
dern GmbH (DEG) stellte am 22. Febru­
ar im Ausschuß für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit die „Neukonzeption ihrer 
Geschäftspolitik“ dar. Das zuständige 
Ministerium und der neue Geschäftsfüh­
rer Rainer von Othegraven legten dar. 

wie der entwicklungspolitische Auftrag 
mit dem Ziel verbunden werden soll, 
„die Gewinnschwelle zu überschrei­
ten“. Wie bisher sollen „ertragreiche 
Mittelstandsprojekte“, aber auch „ver­
stärkt Projekte mit größeren deutschen 
Fachpartnern“ durchgeführt werden. 
Strukturelle Änderungen der DEG wer­
den Personalkosten einsparen. Außer­
dem gehe es darum, durch Flexibilität 
mehr „ertragreiche“ Darlehensgeschäf­
te abzuschließen.

Menschenrechtsklage gegen DDR
Mit einer „Dokumentation“ über „Men­
schenrechte in der DDR“ hat der CDU- 
Bundesvorstand Anfang März seine re­
vanchistische Kampagne gegen die DDR 
fortgesetzt. „Die Deutschen in der Bun­
desrepublik Deutschland tragen . . . eine 
ganz unmittelbare . . . Mitverantwor­
tung für die Menschenrechte unserer 
Landsleute in der DDR“, heißt es darin. 
Die CDU verlangt: „Die SED muß ihre 
Politik jetzt ändern“. Die CDU scheint 
sich viel von kirchlichen Oppositions­
gruppen in der DDR zu versprechen. 
Behinderungen kirchlicher Propaganda 
in der DDR machen einen Großteil der 
Dokumentation aus.

SPD zur Nato
Im Frühsommer 1989 werden sich die 
Regierungschefs der Nato-Mitgliedstaa- 
ten treffen. Hierzu legte die SPD am 
27.2. einen Antrag vor (Drucksache 11/ 
4053). Sie tritt für einen „Vorrang“ für 
Verhandlungen ein, die Aufrüstungs­
schritte überflüssig machen sollen. Alle 
konventionellen und atomaren Waffen­
systeme sollen einbezogen werden, auch 
die Luftstreitkräfte und die Streitkräfte 
in der Ostsee und im Schwarzen Meer. 
Für atomare Gefechtsfeldwaffen und 
Kurzstreckenraketen soll eine Null-Lö­
sung angestrebt werden. Chemiewaffen 
sollen in Europa bis 1990 verboten sein.

Was kommt demnächst?
Am 16.3. berät der Bundestag in erster 
Lesung über ein Gesetz zur Vereinsför­
derung, mit dem diese von der Einkom­
mens- und Körperschaftssteuer befreit 
werden sollen, sowie über je einen Ge­
setzentwurf des Bundesrats und der SPD 
zur Verbesserung des Gemeinnützig­
keitsrechts. Die SPD will die steuerliche 
Schlechterstellung gemeinnütziger Woh­
nungsbaugesellschaften seit der Steuer­
reform teilweise rückgängig machen. 
Abschließend beraten wird das Renten­
anpassungsgesetz 1989. In erster Lesung 
beraten wird ein Gesetzentwurf der Grü­
nen zum Schwangerschaftsabbruch. 
Dann folgt eine Debatte über „10 Jahre 
deutscher Herbst“ — Gelegenheit zur 
Diskussion über den Hungerstreik der 
politischen Gefangenen, wenn die Grü­
nen wollen. Am 17.3. berät der Bundes­
tag u.a. über ein Börsengesetz, das Bör­
sengeschäfte steuerlich weiter fördern 
soll.
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Lohnbewegung Metallindustrie

Lohnsenkung satt — gezielt geplant, 
um „Welt neu zu ordnen“

Der Geschäftsgang der Kapitalisten ver­
zeichnet Spitzenwerte. Die Kapazitäts­
auslastung in der Industrie hat einen 
Grad von 88 Prozent erreicht. Solche 
Größenordnungen gab es zuletzt in den 
Boomzeiten Anfang der siebziger Jahre.
(1) Der Trend ist durchgängig für alle 
Branchen der Stahl- und Metallindustrie.

Die Stahlproduktion stieg 1988 um 13 
Prozent auf 41 Mio. Jahrestonnen an. Im 
Maschinenbau stieg die Produktion 1988 
bei ohnehin hoher Auslastung um etwa 
vier Prozent, in der Elektroindustrie um 
sechs Prozent. In der Automobilindu­
strie sank die Produktion zwar um ein 
Prozent, wobei die Nutzfahrzeugproduk­
tion weiter zunahm. Ausgangspunkt für 
den Vergleich sind in dieser Branche 
aber die Rekordmarken der Vorjahre.
(2) Diese Entwicklung betrifft keines­
wegs nur die großen Konzerne. Das 
Handwerk konnte seine Umsätze im er­
sten Halbjahr 1988 gegenüber dem er­
sten Halbjahr 1987 um 7,7 Prozent stei­
gern, das Metallhandwerk um 6,8 Pro­
zent. (4)

Die Erhöhung der Produktion hat sich 
auf Kapitalistenseite direkt in klingende 
Münze verwandelt. Nach Erhebungen 
der IG Metall stieg in der metallverarbei­
tenden Wirtschaft von 1982 bis 1987 die 
Lohn- und Gehaltssumme um 21 Pro­
zent, die Bruttogewinne je Beschäftigten 
um 95 Prozent und die Nettogewinne je 
Beschäftigten um 159 Prozent. Die 
Lohnstückkosten stiegen im gleichen 
Zeitraum um knapp fünf Prozent, die 
Stückgewinne brutto um 68 Prozent, die 
Stückgewinne netto um 125 Prozent. (5) 
Kein Wunder, daß die Metallkapitalisten 
international Siege in der Konkurrenz­
schlacht verbuchen. Allein 1987 betrug 
ihr Ausfuhrüberschuß 158 Mrd. DM. (6)

Die Kriegskassen für weitere Expan­
sion sind prall gefüllt. Über 819,5 Mrd. 
DM an liquiden Mitteln halten die BRD- 
Unternehmen 1987 bereit. (7) Die Zahl 
der dem Bundeskartellamt gemeldeten 
Fusionen überstieg 1988 erstmals die 
Tausendermarke. Allein die Aktivitäten 
des Siemens-Konzerns sind gewaltig: 
Anmeldung eines Kartells für Funkkom­
munikationssysteme mit Bosch, PKI, 
ANT, beabsichtigte Gründung einer Ge­
meinschaftsfirma mit IBM für Bau und 
Vertrieb von Telephonanlagen, in 
Frankreich Übernahme der Mehrheit 
einer Tochterfirma des Elektronikkon­
zerns IN2, zusammen mit der britischen 
General Electric Co. Versuch der Über­
nahme des britischen Plessey Elektro­
konzerns ... (8) ,,In Europa stehe der 
einheitliche Binnenmarkt der .Zwölf 

bevor, mit 325 Millionen Verbrauchern 
und einer Kaufkraft von fast fünf Billio­
nen DM“, läuft Dr. Carl Hahn, Vor­
standsvorsitzender des VW-Konzerns, 
das Wasser im Mund zusammen. ,,Diese 
Zahlen zeigten, was ein großer Wirt­
schaftsraum an Vorteilen exklusiv jenen 
Tüchtigen biete, die aggressiv bereit 
seien, Chancen wahrzunehmen.“ (9) 
Hahn faßt schlagwortartig zusammen, 
worum es seinesgleichen geht: Die Zeit 
bis zum Ende des Jahrhunderts werde 
eine noch größere Bedeutung bekom­
men, als sie die Industrialisierung vor 
100 Jahren hatte. Hahn wörtlich: „Die 
Welt wird neu verteilt.“

Kolleginnen der Bergmann Kabel AG fegen symbolisch die Lohngruppe 3 weg. Von 
rund 980 Arbeiterinnen des Werkes waren fast alle in der Niedriglohngruppe einge­
stuft. Nach Belegschaftsaktionen wurden die Arbeitsbereiche neu bewertet und 820 
Beschäftigte höhergruppiert, (metall, 10.2.89) Ähnliche Auseinandersetzungen 
werden in vielen Betrieben geführt.

Lohnsenkung — kein 
„Ablenkungsmanöver“

Wer nun meinen würde, angesichts vol­
ler Konten und hochgesteckter Ge­
schäftserwartungen leichterdings einige 
Krumen vom Tisch der Metallkapitali­
sten abstauben zu können, sieht sich ge­
täuscht. Und auch der, der den angekün­
digten Lohnsenkungsmaßnahmen nur 
Ablenkungsfunktion gegen weiterer Ar­
beitszeitverkürzung beimißt, liegt nach­
weisbar daneben. Edzard Reuter, Vor­
standsvorsitzender von Daimler Benz, 
forderte Anfang des Jahres einen Lohn­
stopp — und machte ernst. Der Konzern 
wollte die ab 1. April tarifvertraglich 
vereinbarte Lohnerhöhung auf die tarifli­
chen Lohnbestandteile begrenzen. Der 

Effektivlohn, also einschließlich Zula­
gen u.ä., liegt bei Daimler-Benz um bis 
zu 30 Prozent höher. Aus der 2,5prozen- 
tigen Lohnerhöhung wäre eine l,75pro- 
zentige geworden. Der Betriebsrat 
konnte diesen Vorstoß ab wehren. Das 
Handelsblatt beschreibt die Daimler-Ab­
sichten:

„Der Schluß, daß es Daimler-Benz 
anscheinend schlecht zu gehen beginne, 
wäre allerdings falsch. Der Gewinn des 
Konzerns geht zwar zurück, doch seine 
Ertragskraft übertrifft zweifellos nach 
wie vor die der meisten deutschen Unter­
nehmen. Wer die Äußerungen aus dem 
Daimler-Vorstand verfolgt und auf die

,Botschaft4 hin untersucht, die an die Öf­
fentlichkeit vermittelt werden soll, der 
wird rasch erkennen: Von der Standort­
diskussion über den Vorschlag einer 
Lohnpause sowie ein rigoroses Kosten­
sparprogramm im Hinblick auf Europa 
1993 bis zu der Ankündigung, daß auch 
Daimler-Benz nicht darum herumkom­
men werde, Teilproduktionen ins ko­
stengünstigere Ausland zu verlagern, 
zieht sich wie ein roter Faden das Bestre­
ben, dem Unternehmen seine Ertrags­
kraft zu erhalten. Die braucht es. um die 
Integration zum Technologiekonzern 
und die Herausforderungen des kom­
menden europäischen Binnenmarktes zu 
bewältigen.“ (10)

Für die Konzernstrategie sind Arbei-
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Bochumer Krupp-Stahl-Belegschaft. Die Stahlkapitalisten wollen die Verdienstsicherung für Kontischichtarbeiter ab 50 beseitigen. 
Gleichzeitig wollen sie drei Urlaubstage streichen, die Urlaubsdauer soll nur anteilig zur 36,5-Stunden-Woche in der Stahlindustrie 
berechnet werden, (metall, 24.2.89)

teransprüche zu beseitigen, heißt die 
ausgegebene Marschroute. Alfred Herr- 
hausen, Vorstandssprecher der Deut­
schen Bank, begrüßt die Debatte über 
„Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnaus­
gleich“ als „Tabubrecher“: „Nur so be­
steht die Chance, uns vom alles zemen­
tierenden Besitzdenken, von der Tyran­
nei des Status quo in unserer Gesellschaft 
zu befreien.“ Damit niemand auf falsche 
Gedanken kommt, präzisiert er seine 
Vorstellung: niedrigere Eingangsgehäl­
ter, hohe Steigerungsmöglickeiten bei 
Leistungsanstieg und Verantwortungs­
übernahme, stärkere Differenzierung der 
Löhne nach Qualifikation, Beruf und Be­
rufsort. (11) Wie ernst es den Kapitali­
sten ist und vor allem, wie weit sie be­
reits mit der Untergrabung eines Lohn­
standards, der zur Existenz ausreicht, 
gekommen sind, davon geben die 2,3 
Mio. Lohnabhängigen in sogenannten 
sozialversicherungsfreien Beschäfti­
gungsverhältnissen Zeugnis.

Gesamtmetall: ausge­
klügeltes Konzept

Neben der direkten Schaffung einer 
Elendslohnzone über Ausdehnung von 
unsteten Arbeitsverhältnissen, Flexibili­
sierungsmaßnahmen, Entrechtung von 
Teilen der Belegschaften, besonders aus­
ländischer Beschäftigter, setzen die Me­
tallkapitalisten gezielt in den „Kernbe­
reichen“ der Belegschaften an. Die be­
harrliche Nachfrage vor allem nach 
Facharbeitern läßt ein Problem entste­
hen: „Um qualifizierte Fachkräfte zu 
bekommen, müssen häufig beträchtliche 
Zuschläge geleistet werden. Die Lohn­
drift, der Unterschied zwischen Effek­
tiv- und Tariflöhnen, wächst.“ (12) Ge­
samtmetall präsentiert dagegen inzwi­
schen eine Taktik: „produktivitätsab­
hängige Löhne“. Gesamtmetall-Präsi­
dent Stumpfe: „Eine Differenzierung 
(der Tarifpolitik, d. Verf.) sei nur mög­
lich mit Tarifverträgen, die als Mindest­
norm zu verstehen seien und oberhalb 
dieser Mindestnormen auch bei den Ein­

kommen soviel Flexibilität wie möglich 
ließen ... Bei wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten könne ein Unternehmen mit 
einer Reduktion der Arbeitskosten rea­
gieren ... Darüber hinaus müsse eine 
Differenzierung je nach der Qualifika­
tion der Arbeitnehmer stattfmden. Die 
Tariflöhne der ungelernten Kräfte seien 
zu hoch im Vergleich zu den Löhnen der 
Facharbeiter, und diese wiederum seien 
zu hoch angesichts der Preise, die man 
für ihre Leistung am Markt erziele.“ 
(13) BDA-Präsident Muhrmann hält ein 
Verhältnis von 70% tariflich festen zu 
30% ertragsabhängigen Löhnen für an­
gebracht. Der Effekt solcher Lohnsyste­
me wäre für die Belegschaften verhee­
rend. Die Metallkapitalisten könnten so­
gar nominal Lohnerhöhungen abschlie­
ßen und betrieblich wieder kassieren. 
Die Methode zum Einfangen des Lohn­
drifts wäre beständig anwendbar. Be­
trieblich ließe sich die „Ausschüttung“ 
nochmals splitten: nach sogenannten 
„Leistungsträgern“ und anderen. Ein 
allgemeiner Anhaltspunkt für das Lohn­
niveau wäre dahin. Offenkundig ist 
doch, daß selbst bei sinkender Ertrags­
kraft des Unternehmens die Kosten für 
die Reproduktion der Arbeitskraft kei­
neswegs sinken. Profitmacherei wäre 
der einzige — unmenschliche — Maß­
stab für die Gesellschaft. Der soziale 
Zweck der Gewerkschaften wäre unter­
miniert.

Abwehrprobleme
Die IG Metall hat die Vorbereitung für 
die Tarifbewegung 1990 eingeleitet. Zie­
le sollen die 35-Stunden-Woche mit vol­
lem Lohnausgleich, die Erhöhung der 
Löhne, Gehälter und Ausbildungsvergü­
tungen sowie der Erhalt des freien Wo­
chenendes sein.

Die Abwehr weiterer Arbeitszeitflexi­
bilisierung wird eine schwierige Aufga­
be werden. Ohne Beachtung der Lohnin­
teressen, die inzwischen alle Teile der 
Beschäftigten einen dürften, ist die Ta­
rifbewegung von vornherein zum Schei­

tern verurteilt. Dies in der laufenden 
Diskussion deutlich zu machen, wird 
nicht einfach sein. Die Zeitschrift 
„Nachrichten“ berichtet von der Presse­
konferenz mit IG Metall-Vorstandsmit­
glied Zwickel: „Von NACHRICHTEN 
darauf angesprochen, daß auf der Sit­
zung der Großen Tarifkommission des 
Bezirks Stuttgart zur Einkommensent­
wicklung nicht nur schlechthin höhere 
Löhne und Gehälter gefordert wurden, 
sondern eine kräftige Lohn- und Gehalts­
erhöhung, und gefragt, welche Auffas­
sung er dazu habe, sagte Zwickel: ,Ich 
stehe nicht an, jetzt bereits hier qualita­
tive Aussagen zu machen, ob dies nun 
eine deutliche oder kräftige Lohn- und 
Gehaltserhöhung werden wird oder wer­
den muß. Das ist Aufgabe der jetzt zu 
führenden Diskussion.“ (14) Dabei wäre 
eine Verlautbarung, daß eine hohe Tarif­
lohnforderung unumgänglich ist, ein 
deutliches Signal gegen Gesamtmetalls 
Werben für betrieblichen Lohnsen­
kungsspielraum. Wenn am 1. April jetzt 
die Tariflohnerhöhung ausgezahlt wird, 
wird in vielen Arbeiterhaushalten diese 
allein durch die Mietsteigerungen bereits 
aufgezehrt sein. Betriebliche Auseinan­
dersetzungen für mehr Lohn werden 
nach den Bestrebungen um höhere Son­
derzahlungen am Jahreswechsel in den 
nächsten Monaten mit Sicherheit stattfin­
den. Eine Verbindung betrieblicher For­
derungen mit tariflichen Möglichkeiten 
wäre ein guter Beitrag der „jetzt zu füh­
renden Diskussion“ in der IG Metall. 
Die Forderung nach mehr Urlaubsgeld 
— dieser Tarif ist kurzfristig kündbar — 
bietet sich an.

Quellenhinweis: (1) HB 1.3.89; (2) nach: Infor­
mationen zur Wirtschaftsentwicklung und Lage 
der Arbeiterklasse. Hrsg.: IMSF, FfM 1/89, 
S.4ff; (4) Der Gewerkschafter 12/88/43; (5) 
Vortrag R. Rister, dok. in: Nachrichten ... 3/ 
89/16ff; (6) Der Gewerkschafter 11/88; (7) 
Wirtschaftswoche 9.12.88; (8) Informationen 
s.o.; (9) Autogramm 28.2.89: (10) HB 6.3.89; 
(11) FAZ 31.3.88; (12) HB 1.3.89; (13) HB 2.
11.87: (14) Nachrichten . . . 3/89 — (gka)
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Tarifabschlüsse 
Papierverarbeitung 
und Druckindustrie

Am 1.03.89 hat die Tarifkommission der 
IG Druck und Papier folgendes Ver­
handlungsergebnis für die Papierverar­
beitung einstimmig akzeptiert: Ab 1.02. 
89 Lohn- und Gehaltserhöhung von 
3,5%; ab 1.11.89 weitere Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit von 38,5 Std./ 
Woche auf 37,5 Std./Woche und Lohn­
ausgleich um 2,7%; ab 1.02.90 Lohn- 
und Gehaltserhöhung um 3,5%; ab
1.11.90 weitere Arbeitszeitverkürzung 
auf 37 Std./Woche und Lohnausgleich 
von 1,4%. Die Vorstellungen der Kapi­
talisten von einem 3-jährigen Lohn- und 
Gehaltstarif konnten sich nicht durchset­
zen. Ebenso nicht die von ihnen gefor­
derte Änderung der Bestimmungen über 
die ungleichmäßige Verteilung der regel­
mäßigen Arbeitszeit. Festgelegt war da­
zu bisher, daß das nur für Drei- oder 
Mehrschichtbetriebe gilt — und so bleibt 
es auch jetzt bestehen. Ebenso unberührt 
bleibt die bisher tariflich festgelegte Be­
stimmung der Arbeitswoche von Montag 
bis Freitag. Offensichtlich ist es den Ka­
pitalisten nicht gelungen, einen Einbruch 
für weitere Flexibilisierung durchzuset­
zen. Die Aktionen aus den Betrieben zur 
Unterstützung der Forderungen waren 
vielfältig und umfangreich.

Nach zehn Tagen Streik in der Druck­
industrie haben die Tarifparteien in der 
Nacht zum 10.3.89 einen neuen Mantel­
tarifvertrag (MTV) für die gewerblichen 
Arbeitnehmer in der Druckindustrie un­
terschrieben. Die große Tarifkomission 
stimmte mit 45 gegen 10 Stimmen für 
das Ergebnis. Am 15.3. findet eine Ur­
abstimmung statt. Der neue MTV für die 
165000 Beschäftigten der Druckindu­
strie legt die regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit auf fünf Tage von Montag 
bis Freitag fest. Im alten MTV war nur 
die Fünf-Tage-Woche festgelegt, in Aus­
nahmefällen die Sechs-Tage-Woche. Die 
Möglichkeit der Sechs-Tage-Woche ent­
fallt zum 31.3.1992. Zur Produktion von 
Zeitungen und Zeitschriften kann sams­
tags regelmäßig gearbeitet werden. Der 
Vorsitzende der IG Druck und Papier 
Erwin Ferlemann: „Mit der produktbe­
zogenen Einschränkung der Samstagsar­
beit haben wir ein Signal gegeben.“ 
(FR, 11.3.89) Verschiedene Durchfüh­
rungsbestimmungen sollen die Sams­
tagsarbeit begrenzen. Für den einzelnen 
Arbeitnehmer dürfen höchstens 13 
Samstage im Kalenderjahr im Schicht­
plan vorgesehen sein. Es müssen für die 
regelmäßige Samstagsarbeit Zuschläge 
bezahlt werden. Wird am Samstag gear­
beitet, ist der Sonntag und Montag der 
jeweiligen Woche frei. Die IG Druck 
wollte den Status quo sichern. Auch bei 
Zeitschriften gab es schon regelmäßige 
Wochenendproduktion. Es kann jetzt in 
verschiedenen Betrieben in der Zeit­

schriftenproduktion zu einer Ausdeh­
nung der Samstagsarbeit kommen. Der 
Bundesverband Druck wollte den Sams­
tag als Normalarbeitstag für alle Presse­
erzeugnisse und mit einer Beschränkung 
in bezug auf die Anzahl der Samstage für 
den einzelnen Arbeiter für alle Druck­
produkte. Das Handelsblatt vom 10.3.89 
verteilt Schelte an den Bundesverband 
Druck. Mit der Aussperrung wäre nicht 
einmal gedroht worden, die Solidarität 
der Verbandsmitglieder gelte nur, so­
lange sie nicht gefordert sei, die gekün­
digten Anhänge seien ohne Not wieder in 
Kraft gesetzt worden. Die Forderung der 
Überstundenbegrenzung ist fallengelas­
sen worden von der IG Druck. Beim Ge­
sundheitsschutz sind nur kleine Verbes­
serungen erreicht worden. Bei dem Aus­
gleich der Verluste aus der Steuereform 
bei den Zuschlägen ist viel erreicht wor­
den. Bei den Rechten für Teilzeitbe­
schäftigte ändert sich kaum etwas. 
— (hao, urb)

Türkei

Unterstützung für 
für Folteropfer

Wir dokumentieren im folgenden in 
Auszügen einen Aufruf zur Unterstüt-

Die BRD-Imperialisten sind mit verant­
wortlich für die Folter an politischen Ge­
fangenen in der Türkei.

zung eines Rehabilitationszentrums für 
Folteropfer in der Türkei. — (uld)

Seit Beginn 1988 planen führende Mit­
glieder des Menschenrechtsvereins so­
wie namhafte Funktionäre der türkischen 
Ärztekammer die Gründung eines Be­
handlungszentrums für Folteropfer in 
der Türkei. Gerade die Ärzte erlebten, 
wie sich immer mehr entlassene Häftlin­
ge an sie wandten wegen der vielfältigen 
Schädigungen körperlicher und seeli­

scher Art, die sie infolge von Folter er­
litten hatten. Unter den Ärzten sind vor 
allem Prof. Dr. Veli Lök aus Izmir und 
Dr. Ata Soyer, Vorsitzender der Ärzte­
kammer Ankara, zu nennen, darüber 
hinaus der Generalsekretär des Men­
schenrechtsvereins Akin Birdal.

Die inhaltliche Planung und Arbeits­
weise des zu gründenden Zentrums wird 
begleitet von Kollegen des Rehabilitati­
onszentrums für Folteropfer in Kopenha­
gen ... Mittlerweile sind rechtliche Pro­
bleme, die eine Gründung verhindern 
können (so kann der Menschenrechtsver­
ein z.B. nach dem türkischen Vereinsge­
setz ein solches Zentrum nicht gründen), 
überwunden worden. Man wird zunächst 
eine „Menschenrechtsstiftung“ grün­
den; diese Stiftung braucht zu ihrer 
Gründung 25000 DM und kann das Re­
habilitationszentrum eröffnen. Wir, das 
sind Mitglieder des Vereins „Solidarität 
mit den politischen Gefangenen in der 
Türkei e.V.“, erhalten in unseren Brief­
kontakten immer wieder Anfragen politi­
scher Gefangener, die eine Behandlung 
wegen ihrer Folterschäden brauchen. 
Der Menschenrechtsverein geht von ca. 
250000 Gefangenen aus, die die Folter­
maschinerie in der Türkei durchlaufen 
haben.

Wir halten eine direkte Behandlung 
von Folteropfern im Land für effektiver 
als im Ausland. Zudem hätte ein solches 
Zentrum eine immense Bedeutung im 
Kampf für die Menschenrechte in der 
Türkei.

Einige Mitglieder unseres Vereins ste­
hen in direktem Kontakt zu den Grün­
dungsmitgliedern in der Türkei. Sowohl 
zum Start als auch zur fortlaufenden Ar­
beit wird das Zentrum Hilfe vom Aus­
land benötigen, denn viele ehemalige 
Gefangene werden nicht in der Lage 
sein, eine Behandlung zu finanzieren, so 
daß die Möglichkeit einer kostenlosen 
Behandlung eingeplant ist. Wir bitten 
um Spenden für den Aufbau eines Be­
handlungszentrums für Folteropfer in 
der Türkei!

Solidarität mit den politischen Gefan­
genen in der Türkei e.V., c/o Bildungs­
werk für Friedensarbeit, Alfred-Bozi- 
Str. 10, 4800 Bielefeld, Konto-Nr. 
6433288, Sparkasse Bielefeld, BLZ: 
48050161, Stichwort: Behandlungszen­
trum

Senatsprogramm
Wer zahlt den öko­
sozialen Umbau?

Westberlin. SPD und AL haben für ihre 
Koalition in Westberlin ein Programm 
vereinbart. Im Mittelpunkt stehen die 
Beschlüsse zur „Ausländerund Flücht­
lingspolitik“, denn nach dem Wahler­
folg der Republikaner fordert die linke 
und Gewerkschaftsbewegung, daß dem 
Rassismus begegnet wird. Das wurde
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deutlich auf der DGB-Demonstration 
gegen den Einzug der Republikaner ins 
Abgeordnetenhaus am 1. März, an der 
knapp 10000 Gewerkschafter, SEW-An- 
hänger und Autonome teilnahmen. Ver­
einbart ist u.a. die unverzügliche Einfüh­
rung des kommunalen Wahlrechts für 
Ausländer, die seit fünf Jahren berech­
tigt in Westberlin leben, Familiennach­
zug für Kinder bis 18 Jahre, Streichung 
erwerbstätigkeitsbeschränkender Aufla­
gen, keine Überwachung durch Sonder­
einheiten der Polizei mehr, Aufhebung 
der bezirklichen Zuzugssperren, Inan­
spruchnahme von Sozialhilfe soll kein 
Ausweisungsgrund sein. Bei den Flücht­
lingen soll die Verpflichtung, in Ge­
meinschaftsunterkünften zu wohnen, ab­
geschafft, die Aufenthaltsbeschränkun­
gen gelockert werden. Eine Bundesrats­
initiative zur Ermöglichung von Arbeits­
aufnahme und Ausbildung ist vereinbart. 
Bei Ablehnung des Asyls soll nicht aus­
gewiesen werden nach fünfjährigem le­
galen Aufenthalt, bei Betroffenen aus 
Ländern, für die ein Abschiebestopp aus 
humanitären Gründen besteht, bei ge­

schlechts- und gruppenspezifischen 
Gründen. Abschiebestopp soll gelten für 
Libanon, Iran, Äthiopien und Sri Lanka, 
derzeit hier lebende Flüchtlinge aus 
Bangladesh erhalten eine Aufenthaltser­
laubnis.

Weitere Schwerpunkte sind: Einstel­
lung des Autobahnbaus, Förderung von 
Bus, S-Bahn und U-Bahn. Umweltfahr­
karte für 50 DM monatlich, aber gleich­
zeitig Mehreinnahmen durch Erhöhung 
anderer Gebühren von 60 Mio. DM. 
7000 neue Wohnungen jährlich. 1725 
neue Stellen im öffentlichen Dienst wer­
den als Ausgleich der Arbeitszeitverkür­
zung ausgegeben, gehen aber tatsächlich 
in einen Stellenpool für den ökologi­
schen und sozialen Stadtumbau. Bei den 
Lehrern werden statt der erforderlichen 
710 nur 525 Stellen geschaffen. Der Re­
gelsatz der Sozialhilfe wird um 10% an­
gehoben. Der gesetzlich vorgesehene of­
fene Vollzug als Regel Vollzug soll 
durchgeführt werden, der Hochsicher­
heitstrakt wird aufgelöst. Umweltschutz­
verbesserungen, ein Quotierungsmodell 
für den öffentlichen Dienst sind ebenfalls 

geplant. Selbsthilfeprojekte sollen be­
sonders gefördert werden.

Pläne, die Kapitalisten an den Kosten 
zu beteiligen, wurden abgelehnt. Nicht 
einmal die Gewerbesteuererhöhung oder 
eine Umlagefinanzierung für die Berufs­
bildung wird gewagt. Eine zusätzliche 
Nettokreditaufnahme von ca. 1 Mrd. bis 
1992 und globale Umschichtungen und 
Einsparungen von ca. 2,5 Mrd. DM sind 
vorgesehen. Konsequenz aus der Scho­
nung der Kapitalisten ist, das Volk zu 
schröpfen, um die sozialen und ökologi­
schen Vorhaben zu finanzieren, oder wie 
der AL-Finanzexperte Köppl sagt: „Wir 
haben angesichts der Umweltzerstörung 
beschlossen, daß wir der zukünftigen 
Generation nicht die ökologischen, son­
dern die finanziellen Lasten aufbürden 
wollen.“ Erfahrungsgemäß warten 
Geldverleiher nicht generationenlang, 
und beim gewöhnlichen Lauf der Dinge 
wird der Arbeiterteil der Generation mit 
der Kostenbürde belastet. Eine Regie­
rung, die solche Spaltungen in Kauf 
nimmt, schafft Ansatzpunkte für die Re­
aktion. — (chk)

Verschärfung des § 218

Verfassungsklage der 
Bayerischen Staatsregierung

Am 18.2.89 hat die bayerische Staatsre­
gierung angekündigt, sie werde gemäß 
dem Beschluß auf dem CSU-Parteitag 
gegen die „geltende Regelung des Bera- 
tungs- und Indikationsstellungsverfah­
rens zum § 218“ Verfassungsklage beim 
Bundesverfassungsgericht einreichen. 
Von Seiten der CDU erfolgte nur geteilte 
Zustimmung, Ursula Lehr drückte ihr 
„Verständnis“ für diesen Schritt aus, 
äußerte aber die Befürchtung, dadurch 
werde das geplante Beratungsgesetz er­
schwert. Die FDP sieht bezüglich des 
Beratungsgesetzes aufgrund der bayeri­
schen Verfassungsklage laut Generalse­
kretärin Schmalz-Jakobsen gar „das 
Ende der Fahnenstange“ beim § 218 er­
reicht. Unsicher ist also weiterhin, ob 
die Reaktion die geplante Verschärfung 
des § 218 über ein Gesetz oder über den 
Gang vor das Verfassungsgericht errei­
chen kann.

Dennoch hat die Bewegung gegen den 
§ 218 konkrete Erfolge bisher nicht ver­
zeichnen können. Noch immer kann die 
Memminger Justiz unter empfindlichem 
Eingriff in das Arztgeheimnis die Kran­
kenakten des Frauenarztes Theissen un­
ter Verschluß halten. Am 27.2.89, zwei 
Tage nach der Demonstration in Mem­
mingen, wurde dort erneut ein Mann 
wegen Beihilfe zum Abbruch verurteilt. 
Die Beschlüsse der Kreistage in Teilen 

Süddeutschlands, nach denen in Kreis­
krankenhäusern Abbrüche nicht zugelas­
sen sind, stehen weiterhin unangefoch­
ten. Ende Januar 89 hat die Illustrierte 
„Stern“ eine breite Kampagne unter 
dem Titel „Schafft den § 218 ab“ gestar­
tet. Die Motive des Stern mögen Aufla­
gensteigerung sein. Diejenigen, die sich 
namentlich und öffentlich zu einer Ab­
treibung bzw. Beihilfe zur Abtreibung 
bekannt haben und gegen den § 218 ein­
getreten sind, haben dies sicherlich aus 
Solidarität getan. Es wird berichtet, daß 
erneut massenweise Ermittlungsverfah­
ren in Gang gesetzt worden sind. Ein 
Assistenzarzt wurde inzwischen entlas­
sen, erneut sollen Krankenakten be­
schlagnahmt worden sein. Es wird 
schwierig sein, gegen diese Verfol­
gungsmaßnahmen kollektiven Wider­
stand zu organisieren.

Die Verteidiger der Memminger 
Frauen und von Dr. Theissen kämpfen 
hartnäckig darum, daß das Arzt-Patien- 
tengespräch — nach geltender Regelung 
Voraussetzung für die Indikationsstel­
lung für einen Schwangerschaftsabbruch 
— nicht im Nachhinein richterlicher Be­
gutachtung unterliegen darf, wie es in 
den Memminger Verfahren mehrere 
hunderte Male stattgeftmden hat. Noch 
Jahre nach dem Schwangerschaftsab­
bruch maßen sich die Richter an, über 

das Vorliegen einer damals bestehenden 
Notlage richten zu dürfen. Dies hat so­
gar der Memminger Landgerichtsarzt 
indirekt kritisiert. Er mußte anonym für 
die Öffentlichkeit die Aussagen der 
Frauen zusammenfassen, die rechtskräf­
tig verurteilt worden waren und nun als 
Zeuginnen aussagen mußten. Er erklärte 
bei der letzten Berichterstattung: Wie die 
Lebenssituation der Zeugin zum Zeit­
punkt des Schwangerschaftsabbruchs zu 
beurteilen sei, könne der Mediziner 
höchstens im Vorhinein, niemals im 
Nachhinein sagen. Genau dagegen geht 
der bayerische Vorstoß. Ein weiteres 
Mal soll das Arzt-Patientenverhältnis der 
Staatskontrolle unterzogen werden, und 
es sollen die massenhaften Verurteilun­
genjuristisch abgesegnet werden.

Dagegen gibt es Widerstand, inzwi­
schen auch in der Ärzteschaft. Die Berli­
ner Ärztekammer hat gemeinsam mit 
Pro Familia eine Erklärung gegen die 
Verschärfung des § 218 verabschiedet. 
Der Vorsitzende des Verbandes der 
Frauenärzte, Dr. Koschade, hat, wenn 
auch sehr zurückhaltend, die Verfah­
rensweise der Memminger Justiz kriti­
siert. Die Humanistische Union hat ein 
Konto zur Unterstützung des Prozesses 
von Dr. Theissen eingerichtet und weist 
in ihrem Spendenaufruf darauf hin, daß 
das Unterlaufen des Arztgeheimnisses 
durch die Memminger Justiz weitrei­
chende Folgen auch für „Aids- und Dro­
genpatientinnen, für Geschlechtskranke 
und Psychiatriepatientinnen“ haben 
kann.
Sonderkonto Dr. Theissen, Ktonr.
1 700 678 604 Bank für Gemeinwirtschaft 
München, 700 101 11.-(elf)
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Dokumente zum § 218
Beschluß des CSU-Parteitags, einstim­
mig beschlossen am 18.2.89
Antragsteller: CSA-Arbeitnehmer-
union.

Die Bayerische Staatsregierung wird 
ersucht, einen Normenkontrollantrag 
beim Bundesverfassungsgericht zu stel­
len (Art. 93, Abs. 1, Nr. 2 GG), ob die 
geltende Regelung des Beratungs- und 
Indikationsfeststellungsverfahrens (§§ 
218b, 219 StGB) und die Finanzierung 
von Schwangerschaftsabbrüchen durch 
Krankenschein (§§ 200f, g RVO) mit 
dem Grundgesetz vereinbar ist. Der 
Normenkontrollantrag soll durch ein 
Rechtsgutachten eines renommierten 
Strafrechtlers vorbereitet werden.

Begründung: Die geltende Regelung 
des Beratungs- und Indikationsfeststel­
lungsverfahrens (§§ 218b, 219 StGB) 
wird massenhaft mißbraucht und trägt 
deshalb nicht mehr dem von der Ver­
fassung geforderten Schutz des unge­
borenen Lebens Rechnung. Dies stößt 
zunehmend auf berechtigte Kritik. Da 
der von der FDP geforderte Verzicht 
auf die räumliche Trennung von Bera­
tungs- und Indikationsfeststellung von 
uns nicht hingenommen werden kann, 
erscheint zudem eine Verabschiedung 
des Schwangerenberatungsgesetzes in 
einer für die CSU annehmbaren Form 
wenig aussichtsreich. Hinzu kommt, 
daß weite Teile der Bevölkerung die 
Finanzierungspflicht der Abtreibungen 
durch die Krankenkassen (§§ 200f, g 
RVO) als unerträglich empfinden. 
Handeln ist deshalb das Gebot der 
Stunde. Da sowohl die Regelungen im 
Strafgesetzbuch als auch die Regelung 
der Abtreibungsfinanzierung in der 
RVO als unerträglich empfunden wer­
den, sind beide in die Normenkontroll­
klage einzubeziehen. Zur rechtlichen 

Fundierung der Klage wird vorab das 
Gutachten eines renommierten Staats­
rechtler eingeholt.

Resolution zu „Memmingen“, einstim­
mig verabschiedet auf dem SPD-Landes­
parteitag in Augsburg am 25.2.89
Die Delegierten des Landesparteitags 
der SPD in Augsburg grüßen alle, die an 
der heutigen Demonstration in Memmin­
gen teilnehmen. 14 Jahre nach dem Ur­
teil des Bundesverfassungsgerichts ge­
gen die Fristenregelung vertreten wir er­
neut unsere Standpunkte:

— Einem Schwangerschaftsabbruch 
liegt ein einmaliger Konflikt zugrunde: 
Die untrennbare Verbindung von zwei 
Leben. Jede Frau hat das Recht, in eige­
ner Verantwortung zu entscheiden, wie 
sie in einer Notlage diesen Konflikt löst

Die Memminger §-218-Verfahren sind 
politische Schauprozesse. Mit ihnen sol­
len alle Frauen und die sie unterstützen­
den Beratungsstellen, Ärztinnen und 
Ärzte eingeschüchtert werden. Die Mög­
lichkeiten zu einem legalen Schwanger­
schaft sabbruch, vor allem bei einer Not­
lagenindikation, werden so immer weiter 
eingeschränkt und ausgehöhlt, ohne daß 
dazu Gesetze geändert werden. Wir for­
dern deshalb Straffreiheit für diese 
Frauen.

Die Absicht der bayerischen Staatsre­
gierung, gegen die Notlagenindikation 
des § 218, die Bezahlung von rechtlich 
zulässigen Schwangerschaftsabbrüchen 
durch Krankenkassen und die Beratungs­
und Indikationspraxis zu klagen ... 
wird erfolglos bleiben. Wir verurteilen 
diese Absicht ebenso wie diejenige, ein 
Schwangerenberatungsgesetz vorzule­
gen, das ebenfalls den § 218 aushöhlt 

Gemeinsame Erklärung der Ärztekam­
mer Berlin und der PRO FAMILIA 
Deutsche Gesellschaft für Sexualbera­
tung und Familienplanung e. V. zur 
Praxis des §218 StGB

... I. Die Indikation zum Schwan­
gerschaftsabbruch beruht auf ärztlicher 
Erkenntnis.

1. Der Gesetzgeber hat mit dem Pa­
ragraphen 218a des Strafgesetzbuches 
ausdrücklich Ärztinnen und Ärzte be­
auftragt, über das Vorliegen einer Indi­
kation zum Schwangerschaftsabbruch 
zu entscheiden. Diese Entscheidung 
muß der „ärztlichen Erkenntnis“ fol­
gen.

2. Die Feststellung der Indikation 
nach § 218a StGB ist der Feststellung 
einer ärztlichen Diagnose gleichwertig. 
Beides ist Resultat fachlicher ärztlicher 
Beurteilung und entzieht sich damit der 
Überprüfung durch eine nichtärztliche 
Profession.

3. Beurteilungsansprüche über das 
Vorliegen einer Indikation durch Juri­
sten oder Strafverfolgungsbehörden 
anstelle von Ärztinnen und Ärzten stel­
len einen Eingriff in deren fachliche 
Zuständigkeit dar. Dies widerspricht 
der gesetzlichen Vorgabe, die aus­
drücklich ärztliche Erkenntnis fordert 
und nicht juristische, psychologische 
oder sozialarbeiterische.

4. Wenn Juristen sich anmaßen, die 
ärztliche Indikation zum Schwanger­
schaftsabbruch aus eigener Erkenntnis 
zu beurteilen, zerstören sie das unver­
zichtbare Vertrauensverhältnis zwi­
schen Arzt und Patientin ...

II. Möglichst viele Ärztinnen und 
Ärzte sollten ihr Recht zur Feststellung 
der Indikation nach § 218a Strafgesetz­
buch selbstbewußt und selbstverständ­
lich wahrnehmen.

1. Bei der Beurteilung über das Vor­
liegen einer Indikation, besonders der 
Notlagenindikation, muß die Selbstein­
schätzung der betroffenen Frau höher 
bewertet werden als allgemeine Posi­
tionen und Meinungen, die von einzel­
nen gesellschaftlichen Gruppen öffent­
lich propagiert werden . . .

III. Lehren aus den Memminger Pro­
zessen.
1. In Memmingen wurden sensible 
persönliche Daten den Strafverfol­
gungsbehörden zugänglich. Die 
Schweigepflicht und das Zeugnisver­
weigerungsrecht des Arztes wurden 
durch eine Lücke in der Strafprozeß­
ordnung durchbrochen. Die Beschlag­
nahmung von Patientenkarteien war 
aus unserer Sicht nicht verhältnismä­
ßig. Erst recht gilt dies für eine durch 
den ursprünglichen Anlaß der Be­
schlagnahme nicht gedeckte Verwer­
tung der Kartei.

2. Aus unserer gesellschaftlichen 
Verantwortung heraus wenden wir uns 
entschieden gegen ein solches Vorge­
hen der Strafverfolgungsbehörden . . .



Seite 10 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 6/89

Rushdie-Debatte

FDGO-Fundamentalisten 
in Aktion

Während der Staatsapparat die Gefan­
genen der RAF der Tortur der Isolations­
haft unterwirft, diskutierte der Bundes­
tag am 22. Februar 1989 zwei Resolutio­
nen über den „Mordauftrag aus dem 
Iran“ (CDU/CSU/FDP/SPD) bzw. den 
„Mordauftrag des Ayatollah Khomeini“ 
(DIE GRÜNEN). Heißt es in der einen: 
„Der freiheitliche Geist unserer Verfas­
sung erlaubt kein Zurückweichen vor 
solchen Drohungen ... “, so steht in der 
Begründung zum Resolutionsantrag der 
GRÜNEN, der Iran habe sich „.. . aus 
der Gemeinschaft der Kultumationen 
verabschiedet.“

In dieser Tonlage haben sich beim 
Thema Rushdie Abgeordnete wie der 
links-kritische SPD’ler F. Duve, be­
kannt als Herausgeber von „rororo-ak- 
tuell“-Büchem, die GRÜNE Frau Hen­
sel und der Mann der Republikaner in 
der CDU, Lummer, zusammengefun­
den.

Ach, wie sie sich dabei blähten als tief­
liberale und aufgeklärte Demokraten 
abendländischer Provenienz über die 
Absichten des Ayatollah — gerade so, 
als hätten wir in der BRD nicht von ferne 
mit dem Einfluß geistlicher Gewalt auf 
gesellschaftliche und kulturelle Vor­
gänge zu tun, als wäre bei uns die Tren­
nung von Religion, Kirche und Staat ein 
Thema längst überwundener Vergangen­
heit.

Sicher, der Kardinal von Köln schickt 
heute keine Killerkommandos hinter 
Glaubensabtrünnigen her; auch kann er 
Ketzer nicht mehr vor das Tribunal der 
Heiligen Inquisition fordern. Wie gut tut 
es da einem als bestalltem Schriftsteller, 
Intellektuellen oder Politiker, über ein 
Land der Dritten Welt herzufallen, um 
empört im Iran die mittelalterliche Ver­
mengung von Religion und Staat festzu­
stellen: Kein einziger Griff an die eigene 
Nase, der vielleicht gar verbunden wäre 
mit der Erkenntnis, in welch mühseli­
gem Prozeß bürgerlicher und proletari­
scher Emanzipation die Macht der Kir­
chenfürsten hierzulande zurückgedrängt 
wurde. Der Abgeordnete Duve hinge­
gen: „Tage einer solchen Kriegserklä­
rung an uns sind nicht die Zeit für die 
auch notwendige Suche nach dem Balken 
im eigenen Auge. Wo Mörder ausge­
schickt werden, da wird selbst der Nach­
denkliche und Selbstkritische zum An­
kläger und nicht zum Selbstankläger.“ 
Der Abgeordnete Lummer sekundiert: 
,,Was uns ebenso zornig wie sprachlos 
macht, ist die Unvorstellbarkeit eines 
solchen Mordauftrages, ist die Tatsache, 
daß ein solcher Mordauftrag ganz aus 
dem Rahmen unserer Wertvorstellungen 

fällt ... Wenn es einen Ausdruck für 
den Begriff ,Unkultur4 gibt, dann ist es 
dieser Mordauftrag. Es geht um den Be­
stand einer zivilisierten Welt auf der Ba­
sis der Menschenrechte und der Freiheit. 
Auch das ist eine ... fundamentalisti­
sche Position.“

Dabei hat das Christentum, auf dessen 
sittlichen Werte sich nicht nur christ­
demokratische Vertreter der freiheitlich­
demokratischen Grundordnung berufen, 
die Toleranz noch nie gekannt; in seiner 
Bibel steht auch heute noch der Aus­
spruch ihres Herrn Jesus, Matthäus 
18,6: „Wer aber einen dieser Kleinen, 
die an mich glauben, daran irre macht, 
für den wäre es besser, daß ein Mühl­
stein an seinen Hals gehängt und er im 
Meer ersäuft würde, wo es am tiefsten 

(GMBI. 1965, S. 375): „Die berufsethische Erziehung der Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz, die ein Teil der Gesamterziehung ist, beruht auf den Grundsät­
zen christlicher Lebensführung.“

ist!“ Von Anbeginn an hat das Christen­
tum damit den blutigen Maßstab seiner 
Toleranz gesetzt und über die Jahrhun­
derte hin praktiziert. Hingegen hat die 
Toleranz des Islam Andersgläubigen ge­
genüber in Friedenszeiten Kultus und 
Rechte gestattet, z.B. jüdischen und 
christlichen Gemeinden.

Daher verliert wohlweislich in der 
Diskussion um den Fall Rushdie die 
imperialistisch aufgeklärte Herde der 
Politiker und ihrer Medienmacher kein 
Wort darüber, wie weit hinter den Prin­
zipien selbst der bürgerlichen Revolution 
zurückgeblieben das rechtliche Verhält­
nis von Staat und Religion hierzulande 
ist: Denn die Hirten haben in der BRD 
Macht und Recht in einzigartiger Weise 
auf ihrer Seite. Lummer wies in seiner 
Rede darauf hin. Wohl kostet’s nicht 
mehr den Kragen, aber schon mal die 
Existenz, wenn jemand sich mit ihnen 
anlegen will: vgl. § 166 StGB.

Der islamische Fundamentalismus ist 
durch Massenhinrichtungen im Iran, 
durch Organisationen wie die Hisbollah 

im Libanon, dem religiös begründeten 
Putsch von Zia-Ul-haq in Pakistan und 
nach dem verlorenen Krieg mit dem Irak 
unter starken ideologischen Legitima­
tionsdruck geraten. Für islamisch-religi­
öse Menschen werden Aktionen wie die 
gegen Rushdie besonders zwielichtig, 
weil als Lohn der Tat nicht nur das Para­
dies, sondern zusätzlich auch noch ganz 
irdische Dollars winken. Auch das zeigt: 
Es gibt ein wachsendes Bedürfnis nach 
Kritik am Islam in diesen Ländern, und 
vermutlich ist die Sorge vor solcher Kri­
tik des Islam ein wesentlicher Grund für 
die Aufregung der fundamentalistischen 
Geistlichkeit über das Rushdie-Buch. 
Darauf deutet z.B. hin, daß bislang loya­
le Ayatollahs Khomeini öffentlich wider­
sprechen und seinen Führungsanspruch 
bestreiten. Der Islam kann, sowenig wie 
eine andere Religion, die gesellschaftli­
chen Widersprüche erklären, geschwei­
ge denn lösen helfen. Nun haben die 
Imperialisten aber auch ein Interesse an 
dieser Art „aufgeklärter“ Zersetzung 
des Islam. Sie hoffen so, den Boden für 
ihre Kapitalinteressen zu bereiten. In 

dieser verwickelten Lage schlägt die 
Führung im Iran desto wütender um 
sich.

Bücher sind mit Büchern zu bekämp­
fen. Für Regierung und Bundestag ist 
dies aber nicht die Stunde, sich auf sol­
che Grundsätze im eigenen Hause zu be­
sinnen. Die Reaktion rechnet sich aus, 
mit ihrer scheinheiligen Kritik am Islam 
die so viel besseren abendländisch­
christlichen Werte aufzupolieren. Nach 
kurzer Verbeugung vor der alten Kultur 
der islamischen Welt vereint am Ende 
der „Mordauftrag“ im gemeinsamen 
Urteil, daß das morgenländische Land 
der Muselmanen mittelalterlich und fin­
ster ist. Eine alte Kultur mag es dort viel­
leicht einmal gegeben haben; der Welt- 
Standard heute für Kulturnationen wurde 
im Bundestag am 22.2.1989 gesetzt. 
Einlaß nur für aktive FdGO’ler! Viel­
leicht könnte sich ja der eine oder andere 
abendländische Kritiker des islamischen 
Fundamentalismus auch zur Kritik des 
christlichen FDGO-Fundamentalismus a 
la Lummer, Kohl und Zimmermann auf­
schwingen! — (hei. rül)
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Keine Trennung von
Kirche und Staat

Die Grundlagen der Rechtsposition der Kirchen in der BRD 
bilden der Artikel 4, der Artikel 7 Abs. 3 und insbesondere 
der Artikel 140 des Grundgesetzes, der die hauptsächlichen 
staatskirchenrechtlichen Bestimmungen der Weimarer 
Reichsverfassung vom 11. August 1919 (das sind die Artikel 
136 bis 141) zu Bestandteilen des Grundgesetzes erklärt.
Obwohl es in Artikel 137 (I) der Weimarer Reichsverfassung 
heißt: „Es besteht keine Staatskirche“, ergeben sich aus die­
sen Bestimmungen folgende zehn mit Verfassungsrang gesi­
cherten Privilegien für die Kirchen:
1) Sie sind „Körperschaften öffentlichen Rechts“.
2) Die Garantie des Religionsunterrichts als ordentliches 
staatliches Lehrfach.
3) Die Institution der Theologischen Fakultäten an Universi­
täten.
4) Staatlich getragene Seelsorge bei den Streitkräften und in 
den Strafanstalten.
5) Eintreiben der Kirchensteuer durch die Finanzämter bzw. 
die Arbeitgeber.
6) Weitgehende Befreiung kirchlicher Grundstücke von 
Steuern.
7) Das Subsidiaritätsprinzip, d.h. der Vorrang z.B. kirchli­
cher sozialer Dienste bevor der Staat in diesen Bereichen tätig 
werde kann.
8) Die Privatschulfreiheit und Unterstützung kirchlicher Pri­
vatschulen durch den Staat.
9) Schutz der Sonntage und konfessioneller Feiertage.
10) Die Beteiligung der Religionsgemeinschaften an Rund­
funk- und Ferseheinrichtungen.

Darüber hinaus wird in einzelnen Verfassungen der Bun­
desländer ausdrücklich auf die christliche Religion positiv 
Bezug genommen und z.T. die Beziehung zur FdGO herge­
stellt.
Verfassung des Landes Baden-Württemberg:
„Artikel 1: (I) Der Mensch ist berufen, in der ihn umgeben­
den Gemeinschaft seine Gaben in Freiheit und in der Erfül­
lung des christlichen Sittengesetzes zu seinem und der ande­
ren Wohl zu entfalten.
Artikel 4: (I) Die Kirchen und die anerkannten Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften entfalten sich in der Erfül­
lung ihrer religiösen Aufgaben frei von staatlichen Eingrif­
fen.
(II) Ihre Bedeutung für die Bewahrung und Festigung der re­
ligiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens 
wird anerkannt.
Artikel 10: Die Besetzung der Lehrstühle der theologischen 
Faktultäten geschieht unbeschadet der in Artikel 8 genannten 
Verträge und unbeschadet abweichender Übungen im Beneh­
men mit der Kirche.
Artikel 12: (I) Die Jugend ist in Ehrfurcht vor Gott, im Geiste 
der christlichen Nächstenliebe, zur Brüderlichkeit aller Men­
schen und zur Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Hei­
mat, zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit, zu be­
ruflicher und sozialer Bewährung und zu freiheitlicher demo­
kratischer Gesinnung zu erziehen.
Artikel 16: (I) In christlichen Gemeinschaftsschulen werden 
die Kinder auf der Grundlage christlicher und abendländi­
scher Bildungs- und Kulturwerte erzogen . . .
(III) Ergeben sich bei der Auslegung des christlichen Charak­
ters der Volksschule Zweifelsfragen, so sind sie in gemeinsa­
mer Beratung zwischen dem Staat, den Religionsgemein­
schaften, den Lehrern und den Eltern zu beheben.“ 
Verfassung des Frei Staates Bayern:
„Artikel 131: (II) Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor 
Gott, Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der Wür­
de des Menschen, Selbstbeherrschung, Verantwortungsge­

fühl und Verantwortungsfreudigkeit, Hilfsbereitschaft und 
Aufgeschlossenheit für alles Wahre, Gute und Schöne.
Artikel 144: (I) In der Erfüllung ihrer Amtspflichten genie­
ßen die Geistlichen den Schutz des Staates.
(Il)Jede öffentliche Verächtlichmachung der Religion, ihrer 
Einrichtungen, der Geistlichen und Ordensleute in ihrer Ei­
genschaft als Religionsdiener ist verboten und strafbar.“ 
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen:
„Artikel 32: (I) Die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen 
sind Gemeinschaftsschulen mit bekenntnismäßig nicht gebun­
denem Unterricht in Biblischer Geschichte auf allgemein 
christlicher Grundlage.“
Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen:
„Artikel 7: (I) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde 
des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln zu 
wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung.“
Verfassung für Rheinland-Pfalz:
„Artikel 41: (I) Die Kirchen sind anerkannte Einrichtungen 
für die Wahrung und Festigung der religiösen und sittlichen 
Grundlagen des menschlichen Lebens.“
Kirchenvertrag Schleswig-Holstein (1957):
„Artikel 6 I : Die Vertragschließenden sind sich im Hinblick 
auf die Zugehörigkeit des größten Teils der Schüler und Leh­
rer des Landes zum christlichen Glauben darin einig, daß die 
in Artikel 6 III der Landessatzung genannten Gemeinschafts­
schulen christlichen Grundcharakter haben.“

Kritik der Religion und ihrer Betreiber in den Bischofs­
und Landeskirchenämtern, kommt sie nicht rein akademisch 
daher, ist in der BRD so gut wie verboten. Wir drucken im 
folgenden Auszüge ab aus dem Kommentar zum Strafgesetz­
buch von Schönke und Schröder, 1988, Seite 1176ff.
§ 166 Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesell­
schaften und Weltanschauungsvereinigngen
(1) Wer öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften . . . 
den Inhalt des religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnis­
ses anderer in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den 
öffentlichen Frieden zu stören, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer öffentlich oder durch Verbrei­
ten von Schriften ... eine im Inland bestehende Kirche oder 
andere Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsvereini­
gung, ihre Einrichtungen oder Gebräuche in einer Weise be­
schimpft, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören. 
Der Kommentar schreibt: Geschützt ist „.. . der Inhalt des 
religiösen .. .Bekenntnisses . . . Nicht erforderlich ist, daß 
sich die Beschimpfung auf das Bekenntnis als Ganzes richtet; 
es genügt der Angriff auf wesentliche Teile. Dies gilt z.B für 
den Gottesbegriff der verschiedenen Religionen, so daß die 
Gotteslästerung — obwohl als eigener Tatbestand beseitigt — 
auch nach § 166 n.F. weiterhin strafbar ist . . . Ob bestimmte 
Teile eines Bekenntnisses als wesentlich anzusehen sind, be­
stimmt sich nach den Vorstellungen und Überzeugungen der 
jeweiligen Anhänger des beschimpften Bekenntnisses.“ Der 
Kommentar nennt als Beispiele Sätze, wie: „Maria, hättest 
Du abgetrieben, der Papst wäre uns erspart geblieben!“ oder: 
„Lieber eine befleckte Verhütung als eine unbefleckte Emp­
fängnis!“ In dem Kommentar heißt es: „Die Beschimpfung 
muß außerdem in der Weise erfolgen, die geeignet ist, den öf­
fentlichen Frieden zu stören . . . Dies ist der Fall, wenn die 
Äußerung geeignet ist, bei Dritten die Bereitschaft zur Intole­
ranz gegenüber den Ahängern des beschimpften Bekenntnis­
ses zu fördern . . . (und) wenn das berechtigte Vertrauen der 
Betroffenen in die Respektierung ihrer Überzeugung erschüt­
tert werden kann.“ Hingegen, wenn das ,,Bekenntnis eines 
einzelnen oder nur einiger weniger beschimpft wird“ fehlt es 
aber nach Auffassung der Kommentatoren des § 166 StGB an 
der „Eignung zur Friedensstörung“.

Damit wird der § 166 zu einem Schutz der institutionellen 
großen Kirchen, die ja von sich behaupten, 90% der Bevölke­
rung zu vertreten, vor einer dann immer als Minderheit auf­
tretenden Kritik.
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Hungerstreik

Justizminister ordnet 
Schweigen an

Nachdem Karl-Heinz Dellwo in Celle und Christa Eckes in 
Köln seit nummehr fast 50 Tagen im Hungerstreik stehen, klä­
ren sich auf der Seite des Staates die Verhältnisse.

In einem Artikel in der „Frankfurter Rundschau“ vom 
9.3.89 lesen wir: „Letztes Gefecht oder Erpressung des Staa­
tes? Alexander Prechtel, Sprecher von Generalbundesanwalt 
Kurt Rebmann, beruft sich auf eine ,strenge Anweisung4, die 
mit Einverständnis des Bundesjustizministeriums erfolgt sei. 
Er verweigert daher jede Auskunft zu dem Hungerstreik der 
RAF-Gefangenen, weil es ,besser für unsere Sicherheit ist, 
wenn möglichst wenig darüber geschrieben wird4.“

Damit tritt zum erstenmal im Verlauf der Widerstandsaktion 
der zuständige Minister für Justiz, Engelhard, ins Bild, und 
zwar mit einer neuerlichen Verschärfung der Isolation. Die 
Anweisung an Rebmann, keinerlei Auskünfte und Erklärungen 
mehr abzugeben, ist eine Vorstufe der Kontaktsperre. Der 
FDP-Mann Engelhard verschärft die Konfrontation. Die Wi­
derstandsaktion der Gefangenen hat so weit getragen, daß die 
Verwahrer antworten müßten. Sie wissen ihre Politik und ihr 
Verhalten nicht mehr zu begründen. Das ist der Grund für den 
Schweigebefehl. Die Haftbedingungen und in einer zunehmen­
den Zahl von Fällen die Haft selbst sind nicht mehr zu rechtfer­
tigen.

Die Haftbedingungen werden von der „Rundschau“ in dem­
selben Aufsatz vom 9.3.89 folgendermaßen charakterisiert:

„. . . solange es eine RAF und RAF-Gefangenen gibt, dar­
über sind sich inzwischen viele Experten einig, haben die aus­
schließlich von totalen Sicherheitsprinzipien geprägten Haftbe­
dingungen die Rekrutierung von RAF-Nachwuchs zumindest 
stark begünstigt.“

Damit ist das Vernichtungsprinzip, das die Haftbedingungen 
bestimmt, zwar äußerst freundlich umschrieben, aber doch ge­
kennzeichnet. Weil die Haftbedingungen nur mit einem Ver­
nichtungsziel zu begründen sind, befiehlt das Ministerium zu 
schweigen.

Aus der Berichterstattung des „Spiegel“ vom 13.3.89 ergibt 
sich aber, wie dringend Haftbedingungen und Haft begründet 
werden müßten. Anläßlich der Begnadigung von Angelika 
Speitel berichtet die Zeitschrift:

„Sze hat ihre Tat aufrichtig bereut . .. Der Präsident stützte 
sich in seiner Entscheidung auf die gängige Gnadenpraxis der 
Bundesländer in den zurückliegenden acht Jahren. 1981 war 
aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
der Paragraph 57a ins Strafgesetzbuch eingefugt worden, wo­
nach jeder zu lebenslanger Haft Verurteilte nach 15 Jahren den 
Anspruch hat, daß vom Gericht die Fortdauer der Haft über­
prüft und unter bestimmten Voraussetzungen ausgesetzt wird. 
Davon unabhängig haben seither Gnadenbehörden der Länder 
16 Lebenslängliche schon nach Verbüßung von neun bis 14 
Jahren begnadigt und sind damit bei einem knappen Drittel al­
ler Begnadigungsfälle unter dem Limit von 15 Jahren geblie­
ben ...44

Was sind die „bestimmten Voraussetzungen“? Keineswegs 
die vielgenannte Reue. Ausschlaggebend für die Aussetzung 
ist, ob die Fortdauer der Haft aus einem öffentlichen Interesse 
begründet werden kann. Ein solches öffentliches Interesse ist 
die — sagen wir es deutlich — Rachsucht nicht. Das ist ein 
weiterer Grund für die Schweigebefehle des Justizministe­
riums.

In dieser Situation ist Gewissensmanagement aus dem Bun­
despräsidialamt gefragt. Eine durchtriebene Inszenierung der 
überfälligen Begnadigung von Angelika Speitel lenkt die Ge­
danken auf die Noch-Nicht-Begnadigung von Peter Book. 
Wenn sich bei staatlicherseits attestierter Reue schon nichts 
machen läßt, wie dann in den anderen Fällen? Mit Tricks und 

Inzenierungen überspielen die politischen Instanzen, daß nicht 
einmal aus der reichhaltigen Rechtsordnung der BRD Argu­
mente gegen die Erfüllung der Forderungen der Gefangenen 
aus der RAF und dem Widerstand zu schöpfen sind.

Inzwischen spricht der SPD-Bundestagsabgeordnete Con­
radi gegen die Isolationshaft und für die Zusammenlegung in 
„größeren Gruppen“, wobei unter „größeren Gruppen“ 
durchaus Kleingruppen von drei bis fünf Gefangenen verstan­
den werden können. Wenn es auch politisch vorteilhaft ist, daß 
sich Überhauptjemand rührt, Naivität ist auch nicht am Platze. 
Mit dem Versuch, ein Angebot zu plazieren, das einer Öffent­
lichkeit, die die Haftbedingungen nicht genau kennt, vernünf­
tig erscheint, wird hier versucht, die Grund- und Bodenlosig- 
keit der bestehenden Haftbedingungen zu überspielen und die 
Erfüllung der Forderungen der Gefangenen aus der RAF und 
dem Widerstand zu umgehen. — (maf, scc)

Erklärung von Rolf Heißler
Heute, an Christas und Karl-Heinz’ 29. Tag im Hungerstreik, 
nehme ich unseren unterbrochenen Hungerstreik wieder auf.

’84 haben wir gesagt: „Gegen ihr terroristisches Programm 
gibts allerdings nur eins: zu kämpfen und auch aus der äußersten 
Defensive der Isolation sie anzugreifen mit dem, was sie uns auch 
hier nicht nehmen können, ohne uns zu töten: unser kollektives 
Bewußtsein und unseren Willen zu siegen.“

Jetzt, nachdem der Staatsschutz und seine Gehilfen sich mit dem 
kämpfenden Kollektiv konfrontiert sehen, ihre psychologische 
Kriegsführung seit Jahren gegen die Gefangenen aus der RAF und 
dem Widerstand in Trümmern liegt, versuchen sich die Insider- 
Wissen Vorgaukelnden einmal mehr an ihren staatstragenden In­
terpretationen.

Dabei gibt es nichts zu interpretieren, die Situation ist unzwei­
deutig klar.

Wir fordern:
— die Zusammenlegung aller Gefangenen aus Guerilla und Wi­

derstand in ein oder zwei große Gruppen, in die neue Gefange­
ne integriert werden, mit Zugang zu den Gemeinschaftshöfen. 
Zusammenlegung aller Gefangenen, die dafür kämpfen.

— die Freilassung der Gefangenen, deren Wiederherstellung 
nach Krankheit, Verletzung oder Folter durch Isolation unter 
Gefängnisbedingungen ausgeschlossen ist.

— die Freilassung von Günter Sonnenberg, Claudia Wannersdor- 
fer, Bernd Rößner und Angelika Goder.

— freie medizinische Versorgung ohne Staatsschutzkontrolle für 
alle Gefangenen.

— freie politische Information und Kommunikation der Gefange­
nen mit allen gesellschaftlichen Gruppen.

Während in Südafrika die Polizei noch prüft, ob sie wegen der Be­
richterstattung über die hungerstreikenden schwarzen Gefangenen 
gegen Zeitungen vorgeht, ist dies in der BRD und Westberlin nicht 
notwendig. Die bürgerlichen Medien halten sich wie 77 an die 
vom Staat verordnete Selbstzensur, unterdrücken jede Information 
über die wachsende Solidaritätsfront mit unseren Zwischenzielen 
in den letzten Wochen und bringen nur die vom Staatsschutz frei­
gegebenen Desinformationen.

Während in Südafrika alle, auch von Anwälten organisierten So­
lidaritätsveranstaltungen mit den hungerstreikenden schwarzen 
Gefangenen verboten wurden, hält sich hier Rebmann mit dem 
Kriminalisierungsversuch unseres Hungerstreiks alle Optionen zur 
Verfolgung der Menschen offen, die die staatliche Vernichtungs­
strategie gegen uns nicht stillschweigend hinnehmen, sondern mit 
uns bekämpfen.

Die Bundesanwaltschaft propagiert vom ersten Tag unseres 
Kampfes an — Ablehnung unserer Forderungen — offen die Er­
mordung aller politischen Gefangenen in der BRD und Westberlin, 
Remmers setzt es, ein wenig geschminkt mit Behandlung im 
Koma‘, unverhohlen fort.

Mit der Ausdehnung der Anti-,Terrorismus4-Bekämpfüng auf 
den Widerstand wie in alle fundamentaloppositionellen Teilberei­
che hinein haben die Menschen in den letzten Jahren begriffen, 
daß nicht Distanzierung, Entsolidarisierung, Isolierung ,Schutz4 
vor den Angriffen des Staates gegen sie bedeutet, sondern das nur 
den Weg bereitet, selbst irgendwann zu Betroffenen werden zu
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können. Der 129a hat seine Einzigartigkeit, damit auch seine Wir­
kung verloren.

Die Menschen fühlen sich und sind von der Verschlechterung 
der Lebensbedingungen auf allen Ebenen existentiell betroffen.

Der Staat befindet sich in einer unumkehrbaren Glaubwürdig­
keitskrise und sieht keinen Weg, die Loyalität des Volks zurückzu­
gewinnen. Der Staat, das Kapital, die Parteien haben ihre Pro­
gramme, Projekte, Vorstellungen gegen das Volk durchzusetzen. 
Sie jammern über die Legitimations- und Motivationskrise, klagen 
über die fehlenden Bedrohungsgefühle und den fehlenden Vertei­
digungswillen im Volk. Das ,neue‘ NATO-Konzept, Steuer-, Ge- 
sundheits-, Renten-, Post,reform‘, Ausländergesetzgebung, § 218 
usw. usw., die Menschen begreifen sehr genau, nicht an der 
»schlechten4 Selbstdarstellung der Parteien liegt es. Sie geraten 
immer mehr in Widerspruch zum Volk, und das wird sich mit der 
ökonomischen Umstrukturierung, dem Absterben der alten Indu­
strien, Förderung der Hochtechnologien, Automatisierung, Bin­
nenmarkt 92, der Zerstörung von Stadtvierteln usw. weiter zuspit­
zen.

Denn die Menschen beginnen aufzustehen und sich gegen die 
lebenszerstörenden Bedingungen in diesem System zu wehren, 
dessen Überlebensfähigkeit von der Vereinzelung der Menschen 
abhängig ist. Wo sie sich zusammenschließen, kollektive Struktu­
ren entwickeln und der Staat die Kontrolle darüber verliert, setzt 
die staatliche Verfolgung und Bekämpfung mit allen Mitteln ein. 
Doch Folge ist nicht die erhoffte Abschreckung, sondern die Men­
schen gehen gemeinsam gegen die staatlichen Übergriffe vor.

In unserem Kampf gegen die Vereinzelung, Trennung, Isolation 
für ein selbstbestimmtes Leben trotz der Bedingungen erkennen 
die Menschen auch ihren Kampf wieder. Unser Kampf wird zu ih­
rem Kampf. Die staatlichen Rechtfertigungsversuche der Vernich­
tungsprogramme gegen uns treffen seit langem auf keinen Glauben 
im Volk wie in der internationalen Staatengemeinschaft mehr.

Isolationsfolter wie ,NVZ4 (Normalvollzug) sind nur Varianten 
derselben Vernichtungsstrategie. Unter dem Deckmäntelchen der 
Feststellung seiner Haftunfähigkeit — es bedarf keiner »medizini­
schen4 Feststellung mehr, denn die Haftunfähigkeit ist seit Jahren 
für jeden zu sehen, der sehen will — wird die Psychiatrisierung 
gegen den Genossen Bernd Rößner vorangetrieben, um ihn für 
immer verschwinden lassen zu können. Seine Noch-Existenz ist 
der Beleg für die Bestialität und den Vernichtungswillen des Staa­
tes. Deswegen wird er weiter völlig sinn- und funktionslos ge­
quält, deswegen soll seine überfällige Freilassung verhindert wer­
den.

Zusammen mit draußen werden wir jetzt die staatliche Vernich­
tungsstrategie brechen und unsere Forderungen durchsetzen.

Der Kampf des palästinensischen Volkes ist das leuchtende Bei­
spiel weltweit, wie durch langandauernden Kampf auf allen Ebe­
nen staatliche Stärke dialektisch in politische Schwäche umschlägt. 
Trotz der staatsterroristischen Praktiken des Zionismus baut es aus 
der Illegalität heraus die befreiten Gebiete im besetzten Palästina 
auf, entsteht aus dem Alten das Neue.

Unser Kampf steht auch im Zusammenhang mit den Kämpfen 
der revolutionären Gefangenen in den imperialistischen Gefäng­
nissen in Westeuropa wie in der Welt und wird seine Ausstrahlung 
zu den Genoss-inn-en haben.

,,Sieg oder Tod — sagen die Typen überall, und das ist die Spra­
che der Guerilla — auch in der winzigen Dimension hier: Mit dem 
Leben ist es nämlich wie mit dem Sterben: .Menschen (also wir), 
die sich weigern, den Kampf zu beenden — sie gewinnen entweder 
oder sie sterben, anstatt zu verlieren und zu sterben4“, schrieb 
Holger in seinem letzten Brief.
(Rolf Heißler) Gefangener aus der RAF

Erklärung von Gabriele Rollnik
Ich habe mich heute zusammen mit Rolf Christa und Karl Heinz 
angeschlossen und nach zweiwöchiger Unterbrechung unseren 
kollektiven Hungerstreik wiederaufgenommen. Ich werde jetzt 
nicht mehr aufhören, bis unsere Forderungen erfüllt sind.

Was ich jetzt sage, entstand hauptsächlich aus dem Bedürfnis, 
allen, die die Zusammenlegung/unsere Forderungen zu ihrer 
Sache gemacht haben, wenigstens ansatzweise zu vermitteln, wie 
ich die Situation jetzt sehe, woran ich überlege. Aber diese Mo­

mentaufnahme meines eigenen Prozesses ist natürlich nicht von 
unserem kollektiven Prozeß zu trennen, ist Teil davon, fließt in ihn 
ein. Ich hab also nix Fertiges zu sagen, und ich denke auch, daß 
sowas an der Realität des laufenden Kampfes, die dauernd in der 
Veränderung begriffen ist, nur vorbeigehen könnte. Außerdem 
geht unser Kampf ja auch genau darum, die notwendigen Bedin­
gungen endlich herzustellen, um aus der Erstickung durch die Iso­
lation, der Begrenztheit und Bruchstückhaftigkeit aller Gedanken, 
Regungen und Anstrengungen und der Trennung von den Prozes­
sen draußen herauszukommen. Noch stecken wir dadrin — ob wir 
uns in diesem Kampf um unser Leben und gegen den Vernich­
tungsapparat, gegen die Irrationalität und Gewalttätigkeit der stu­
ren Machtbehauptung von politischer Justiz, Staatsschutz und Ge­
heimdiensten durchsetzen können, ohne daß eine/r von uns oder 
mehrere sterben, hängt davon ab — jedenfalls sehe ich das so —. 
ob wir zusammen mit euch schon während des Kampfes die Hal­
tung zueinander und gegen den Staat herstellen, die die Defensive 
umkehrt und die notwendige Einheit der Linken, zu der wir als Ge­
fangenenkollektiv beitragen und von der wir Teil sein wollen, vor­
wegnimmt. Es sind in allen Bereichen der Linken Initiativen zu 
unserem HS (Hungerstreik) entstanden. Um die politische Durch­
schlagskraft zu bekommen, müssen sie sich verbinden, eine ge­
meinsame Kraft entwickeln und zum Ausdruck bringen.

Es gibt seit längerem in den verschiedenen Gruppen, Kollekti­
ven, Organisationen der Linken das Bedürfnis bei denen, die revo­
lutionäre, umwälzende Politik wollen, sich neu zu orientieren und 
ihre Kräfte, unterschiedlichen Erfahrungen und Einsichten zusam­
menzubringen und so Wirkung und Stärke zu entfalten, die in der 
bisherigen Zersplitterung nicht zu erreichen war. Es gibt damit: 
daß im zusammen kämpfen Durchsetzungskraft entwickelt werden 
kann, ja auch schon praktische Erfahrungen: die Verteidigung der 
Hafenstraße: starke Demonstrationen, die von einem Bündnis ver­
schiedener Kräfte getragen wurden, die Anti-IWF-Kampagne, und 
jetzt zeigt es sich ansatzweise wieder im Kampf um die Durchset­
zung unserer Forderungen. Es ist überall ne neue Offenheit gegen­
über den Ansätzen der anderen und ihren besonderen Erfahrungen 
zu spüren. Wir merken es uns gegenüber, und umgekehrt geht es 
uns genauso um ein neues Verhältnis zur gesamten Linken. Jetzt 
im Kampf wollen wir es schon entwickeln, denn die Chancen und 
neuen Möglichkeiten, als gesamte Linke zur Einheit und in die Of­
fensive zu kommen, müssen von Anfang an durchgesetzt werden, 
gegen die Apparate des Staates, deren Zweck genau in der Verhin­
derung einer solchen Kraft liegt und die mit den Angriffsmitteln 
der politischen Justiz, BAW, BKA und BND's schon weit im Vor­
feld das Zustandekommen einer radikalen Linken bekämpfen, d.h. 
hier liegt auch die ,,Herausforderung für die Linke44, als die der 
Arbeiterkampf den Hungerstreik begreift: die Umkehrung der De­
fensive und den Sprung zur Einheit der Linken, in die alle Ebenen 
und Bereiche integriert sind und in der die politischen und kämp­
fenden Gefangenen ein Teil sind, jetzt in dem praktischen Prozeß 
zur Durchsetzung eines gemeinsamen Ziels und in der realen Kon­
frontation zu machen. Unsere Vorstellung dazu ist eine Linke, die 
ihre unterschiedlichen Erfahrungen, ihre unterschiedliche Identität 
nicht gleichschalten will bzw. auf dem kleinsten gemeinsamen 
Nenner einebnen, sondern die spezifischen Möglichkeiten der ver­
schiedenen Politiken bewußt rausbilden und miteinander in Bezie­
hung bringen will.

Wir haben mitgekriegt, daß es trotz der neuen Offenheit unter­
einander schwer ist, zu ’ner kontinuierlichen, gemeinsamen Vor­
wärtsentwicklung zu kommen, daß es noch Mißtrauen gibt, Grä­
ben und auch einfach Fragen. Wir haben dazu überlegt, daß die 
einzelnen Initiativen, Gruppen usw., die Fragen haben, Vorschlä­
ge oder Erfahrungen vermitteln wollen, ,,offene Briefe“ schrei­
ben, wie es hier in West-Berlin von einigen schon angefangen 
wird, auf die welche von uns oder aus anderen Gruppen wieder 
antworten können. So könnten sich ganze Kollektive, Zusammen­
hänge, Initiativen vermitteln, Fragen, die jetzt noch hemmen, in so 
’ner Kommunikation schon geklärt werden, und für den Kampf 
könnte das einen Schub in Richtung auf Einheit und Offensive ge­
ben. Die Zeitung/Zeitschrift. die diese offenen Briefe kontinuier­
lich veröffentlichen würde, müßte sich finden lassen. Wie gesagt, 
das soll nicht vom aktuellen Kampf ablenken, sondern sein Zusam­
menkommen beschleunigen. März 1989
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Namibia

Die Bergwerkskonzerne wollen 
ihr Eigentum sichern

Obgleich der von den Vereinten Natio­
nen überwachte Unabhängigkeitsprozeß 
anscheinend wie geplant am 1. April be­
ginnen wird, ist die Unabhängigkeit 
Namibias noch längst nicht gesichert. 
Südafrika ist nach Kräften bemüht, seine 
bisher verfolgte Politik der bewaffneten 
Einmischung fortzusetzen und Einfluß 
auf den Verlauf der Wahlen zu nehmen. 
Der südafrikanische Generaladministra­
tor bereitet die Wahlgesetzgebung vor — 
obwohl die Wahlen unter Aufsicht der 
Vereinten Nationen stattfinden sollen, 
liegen die konkreten Wahlvorbereitun­
gen in den Händen der Besetzer. Neben 
den von der SW APO angeprangerten 
Versuchen, durch Einbürgerungen und 
Anhebung des Wahlalters auf 21 Jahre 
(siehe Kasten), einen möglichst ungün­
stigen Wahlausgang für die SW APO zu 
erreichen, plant der Generaladministra­
tor außerdem noch weitere Eingriffe in 
die Wahlvorbereitungen. Zum einen sol­
len alle Parteien, die Gewalt verteidigen, 
von den Wahlen ausgeschlossen werden. 
Der rassistische Generaladministrator 
begründet diesen Vorschlag demago­
gisch: So solle eine Kandidatur von äu­
ßerst rechten, weißen Organisationen 
verhindert werden. Tatsächlich zielt aber 
eine solche Formulierung darauf ab, von 
der SWAPO eine Erklärung zu erhalten, 
in der sie dem seit 22 Jahren geführten 
bewaffneten Befreiungskampf ab­
schwört. Zum zweiten sollen alle Leute, 
die seit einem Jahr in Namibia wohnen, 
das Wahlrecht erhalten, d.h. auch Solda­
ten der südafrikanischen Besatzungs­
truppen, die teilweise noch länger in 
Namibia stationiert sind, sollen zu den 
Wahlen zugelassen werden. (1)

Die Bemühungen Südafrikas richten 
sich darauf, eine Zweidrittel-Mehrheit
der SWAPO bei den für den 1. Novem­
ber vorgesehenen Wahlen zu verhin­
dern. Erreicht die SWAPO eine solche 
Mehrheit, wäre sie nach den UNO-Be- 
schlüssen nicht mehr an die bislang aus­
gehandelten, zum großen Teil nicht öf­
fentlich zugänglichen Vereinbarungen 
über die zukünftige namibische Verfas­
sung und die Zukunft des Landes gebun­
den. Da die SWAPO zudem erklärt hat, 
sie wolle allein kandidieren und für die 
Wahlen keine gemeinsame Front mit an­
deren Kräften des Befreiungskampfes im 
Inneren Namibias anstreben, ist es mög­
lich, daß sie eine Zweidrittel-Mehrheit 
nicht erreicht.

Die SWAPO ist bislang in die Unab­
hängigkeitsverhandlungen an keinem 
Punkt mit einbezogen. Die Verhandlun­
gen finden statt zwischen der UNO-De- 
legation und dem südafrikanischen Ge­
neraladministrator. Zum anderen hat die 

jahrhundertelange Kolonisierung die 
selbständige Wirtschaft Namibias voll­
ständig zerstört. Hauptexportprodukt 
sind Bergwerksprodukte, wahrscheinlich 
an die 90% der Gesamtexporte, über 
85 % aller Fertigprodukte müssen impor­
tiert werden — zur Zeit vorwiegend aus 
Südafrika. Südafrika will zudem Kredite 
für etwa 302 Millionen Dollar als Nami­
bias Schulden deklarieren — obwohl die­
se Kredite von Südafrika aufgenommen 
worden sind. Die südafrikanische Regie­
rung behauptet, diese Kredite seien für 
die „Entwicklung Namibias“ aufge­
wandt worden — wahrscheinlich sind sie 
für den Unterhalt der Besatzungstruppen

Die von den Rössing-Betreibern als „vorbildlich“ gepriesenen Wanderarbeiterunter­
künfte in Arandis

und den Ausbau der militärischen Anla­
gen benützt worden. (2) Die SWAPO 
verweigert die Anerkennung dieser 
Schulden, steht jedoch unter erhebli­
chem Druck. Sie hat bereits grundlegen­
de, bislang immer von ihr vertretene Po­
sitionen hinsichtlich der Gestaltung der 
Wirtschaft eines zukünftigen Namibias 
fallen gelassen. In einer Stellungnahme 
erklärt die SWAPO:

„Hinsichtlich der nationalen Wirt­
schaft wird es einen staatlichen, koope­
rativen, privaten und gemischtwirt­
schaftlichen Sektor geben.“ Das Doku­
ment führt weiter aus, „daß es in abseh­
barer Zeit nicht zu einer massenhaften 
Verstaatlichung der Minen, des Grund­
besitzes und anderer produktiver Berei­
che“ kommen wird, obgleich ein „not­
wendiges Maß nationaler Kontrolle über 
die Ressourcen des Landes“ garantiert

sein müsse. (3)
Die Bergwerkskonzerne nehmen diese 

Erklärung als Garantie für weiteres un­
gestörtes Wirken. Die Aktiengesell­
schaft Rio Tinto Zinc (RTZ), der die 
Rössing-Mine gehört, begrüßte auf der 
Stelle das „neue Namibia“. Die Rös-
sing-Mine ist die weltgrößte Uranmine, 
die westdeutsche Urangesellschaft hält 
an der Betreibergesellschaft einen Anteil 
von mindestens 5%, einige Schätzungen 
gehen von 23% aus (4). Die Rössing-Mi­
ne ist in den letzten Jahren zum wichtig­
sten Exporteur Namibias emporgestie­
gen, fast 43% der gesamten Exporterlöse 
stammen aus den Uranerzexporten. Die 
RTZ begründete ihr Frohlocken: Ein 
neues Namibia werde nicht mehr wie 
bisher den diversen internationalen 
Sanktionen ausgesetzt sein, das Geschäft 
könne also blühen. Nachweislich beruht 
jedoch das Geschäft der Kapitaleigner 
der Rössing-Mine zu beträchtlichen Tei­
len auf der rassistischen Unterdrückung 

und der darauf beruhenden außerge­
wöhnlichen Ausbeutung der namibi­
schen Arbeiter. Der Erzgehalt der Mine 
liegt mit durchschnittlich 0,045% weit 
unter dem Weltdurchschnitt von 0,15%. 
Mehrfach haben jedoch die Betreiber 
darauf hingewiesen, daß die Gewinne 
der Rössing-Mine, anders als Minen in 
den USA und Kanada, bereits nach zehn 
Jahren nicht nur das investierte Kapital 
aufwögen, sondern zudem noch außerge­
wöhnlich hoch seien. (5) Solche Super­
profite lassen sich nur mit erzwungener 
Wanderarbeit, Niedrigstlöhnen und bru­
taler Unterdrückung der Arbeiter errei­
chen. Ähnlich begeistert wie RTZ haben 
sich auch die südafrikanische Anglo- 
American Corporation und die De 
Beers-Diamantengesellschaft geäußert, 
den nach RTZ größten in Namibia täti­
gen Bergwerkskonzernen. (6)
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Die Konzerne rechnen anscheinend 
mit einem weitgehenden Zusammen­
bruch der namibischen Wirtschaft nach 
der Unabhängigkeit, der auch die 
Kampfkraft der in den letzten fünf Jah­
ren kräftig gewachsenen Bergarbeiterge­
werkschaft MUN schwächt. In der MUN 
sind inzwischen über 11000 der insge­
samt etwa 15000 Bergwerksarbeiter or­
ganisiert. Sie hat die Anerkennung durch 
die drei größten Konzerne erkämpfen 
können. In einem Kongreß Ende Januar 
dieses Jahres hat sie ihre ausdrückliche 
Unterstützung für die SWAPO erklärt 
und beschlossen, alles ihr mögliche zu 
tun, um die Unabhängigkeit und Souve­
ränität Namibias zu fördern. Außerdem 
hat sie beschlossen, gegen die Ausplün­

Südafrikas Versuche 
der Wahlmanipulation

Während sich der 1. April — das Da­
tum, an dem mit der Umsetzung der 
UN-Resolution 435 begonnen wird — 
näher rückt, beobachtet das Volk von 
Namibia vermehrt Taktiken und Stra­
tegien auf Seiten des südafrikanischen 
kolonialen Regimes, des Generaladmi­
nistrators Louis Pienaar, die darauf ab­
zielen, eine Zweidrittel-Mehrheit der 
SWAPO bei den UN-überwachten 
Wahlen am 1. November zu verhin­
dern. Der südafrikanische Generalad­
ministrator greift unter anderem zu fol­
genden Maßnahmen:
1. Südafrika bringt Leute nach Nami­

bia, die in Wirklichkeit nicht nami­
bische Bürger sind, und gibt ihnen 
namibische Ausweise, damit sie bei 
den bevorstehenden Wahlen zur 
Verfassungsgebenden Versamm­
lung teilnehmen und gegen die 
SWAPO stimmen werden.

a) Das südafrikanische Regime 
hat den von Südafrika unterstützten 
UNITA-Banditen aus Angola nami­
bische Ausweise gegeben. Dies ge­
schah insbesondere in den Regio­
nen von Kaprivi und Kavango. Un­
seren Informationen zufolge ist in 
diesen Ausweisen weder Geburtsort 
noch Wohnort vermerkt, sondern 
lediglich „Namibia“.

b) Während der vergangenen 
Wochen konnte man vor den Büros 
des sogenannten „Amtes für Ver- 
waltungs- und Arbeitsangelegen­
heiten“ in Windhoek an Werktagen 
Schlangen südafrikanischer Solda­
ten beobachten, die sich namibische 
Ausweise besorgten — auch, um an 
den Wahlen teilnehmen zu können. 
Seit die sogenannte Interimsregie­
rung am 23.2.89 aufgelöst wurde 
und die Gewalt wieder bei dem Ge­
neraladministrator liegt, kann die­
ser so vielen Südafrikanern (Solda­
ten und Zivile), wie er wünscht, 
namibische Ausweise aushändigen.

c) Die südafrikanische Regierung 

derung und den Diebstahl an Namibias 
Ressourcen durch fremde multinationale 
Unternehmen zu kämpfen. (7)

Die Bundesregierung hofft, ihre ehr­
geizigen Entwicklungshilfeplanungen 
angesichts des erwarteten wirtschaftli­
chen Chaos durchsetzen zu können. Für 
die westlichen Imperialisten ist der Aus­
bau Namibias zu einer neokolonialen 
Festung aus zwei Gründen wichtig: Zum 
einen soll den Konzernen der Zugriff auf 
die Bodenschätze erhalten bleiben. Zum 
anderen soll gegenüber der Befreiungs­
bewegung in Südafrika selbst demon­
striert werden, daß auch die Befreiung in 
neue Abhängigkeit führt. W. Kühne von 
der Stiftung Wissenschaft und Politik 
behauptet im Europa-Archiv, Südafrika

plant zusammen mit Chief Riruako 
(DTA) von der sogenannten „Here­
ro Verwaltung“, im Februar/März 
Tausende von Menschen aus Bots­
wana nach Namibia zu bringen, die 
als Herero „klassifiziert“ werden. 
Es ist gleichfalls das Ziel, daß sie 
an den Wahlen am 1. November 
teilnehmen und einen bedeutsamen 
Anti-SWAPO-Block bilden wer­
den. Riruako sagt selbst, daß dies 
etwa 40000 Personen betrifft, wir 
denken jedoch, daß diese Zahl eine 
Übertreibung ist. Es ist geplant, 
daß diese „Herero“ im „Bushman- 
land“ angesiedelt werden sollen. 
Die Einwohner dieser Gegend, das 
Volk der Saan, sollen vertrieben, 
enteignet und versklavt werden. 
Mit anderen Worten: Dies wird 
eine gewaltsame Vertreibung sein.

2. Der südafrikanische Generaladmi­
nistrator für Namibia hat einen Ge­
setzesentwurf eingebracht, demzu­
folge das Wahlalter auf 21 und 
nicht 18 Jahre festgelegt werden 
soll. Nach Ansicht des südafrikani­
schen Regimes sind die jungen Leu­
te unter 21 Jahre „radikal“ und 
„pro-SWAPO“. Dies muß im Zu­
sammenhang mit den Schulboykotts 
gesehen werden, die 1988 das 
System erschütterten und die auf 
Apartheid basierende „Bantu-Er­
ziehung“ lähmten.

Die SWAPO verurteilt heftigst diese 
südafrikanischen Versuche der Wahl­
manipulation. Sie fordert den Sonder­
beauftragten der UNO dazu auf, jetzt 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese 
Entwicklungen zu stoppen, bei der 
Nicht-Namibier nach Namibia gebracht 
und mit namibischen Ausweisen verse­
hen werden.

Die SWAPO verurteilt gleichfalls 
energischst den Gesetzesentwurf, bei 
dem das Wahlalter auf 21 Jahre festge­
legt werden soll. Dies ist entgegen in­
ternationaler Standards, und der Son­
derbeauftragte muß sicherstellen, daß 
alle Namibierinnen und Namibier ab 18 
Jahre wählen können. 

werde „das SWAPO-regierte Namibia in 
die regionale südafrikanische Politik 
nach dem Vorbild Mosambiks“ einbin­
den. Die von Botha konzipierte „Totale 
nationale Strategie“ habe zwar nicht an 
allen Fronten gesiegt, einen mittelfristi­
gen Sieg habe sie aber erreichen können.

Die SWAPO ruft angesichts dieser 
Einmischungsbemühungen zu einer 
Spendenkampagne für ihren Wahl­
kampffonds auf. Das Spendenkonto war 
bei Redaktionsschluß noch nicht einge­
richtet. Auskunft erteilt die AAB, Blü- 
cherstr. 14, 5300 Bonn 1, Tel.
0228/21 1355.
(1) Namibian, 27.1.89; (2) Afric. Econ. Digest, 
9.12.88 und South, Nr. 1/89; (3) SWAPO of 
Namibia, Nachrichten-Rundbrief. Februar 
1989; (4) Wenda Lund, Rössing und das illegale 
Geschäft mit dem Namibia-Uran, Köln 1984. S. 
130 ff., (5) a.a.O., S. 47 f.; (6) Fin. Times. 14. 
2.89; (7) Namibian, 3.2.89 — (uld)

Österreich
FPÖ fischt weiter 

ganz rechts außen
Vor den Landtagswahlen in drei österrei­
chischen Bundesländern — Kärnten. 
Salzburg und Tirol — am vergangenen 
Wochenende (Die FPÖ gewann in allen 
drei Bundesländern erheblich, in Kärn­
ten ist sie jetzt zweitstärkste Partei) hat 
die rechtsliberale und von neofaschisti­
schen Kräften stark durchsetzte FPÖ ihre 
schon zuvor entwickelte aggressiv groß­
deutsche, nationalistische und teilweise 
direkt faschistische Propaganda weiter 
entwickelt. In dem von ihr zum Jahres­
anfang herausgegebenen „Kärntner 
Grenzland-Jahrbuch 1989“ veröffent­
lichte sie reaktionäre Legenden über den 
angeblichen Segen der Besetzung Öster­
reichs durch die faschistischen deutschen 
Truppen, bei denen „der Bauer und der 
Vorarbeiter selbstverständlich mit ,Jafc 
für den Anschluß Österreichs, das jetzt 
Ostmark hieß, für das Großdeutsche 
Reich“ gestimmt hätten. In einem ande­
ren Aufsatz im gleichen Buch sinniert 
ein Josef Aichhorn als „Zeitzeuge“ für 
diese großdeutsche Zeit u.a. folgendes: 
„Als 1933 in Deutschland Hitler durch 
demokratische Wahlen an die Macht 
kam, so war es die Rettung im letzten 
Moment vor dem Kommunismus . . . 
Durch Hitler erlebte das deutsche Volk 
einen Wirtschaftsaufschwung und Wohl­
stand wie kaum zuvor, und voll Staunen 
schaute die ganze Welt auf das Reich . . . 
Der Erste Weltkrieg hatte unter dem 
Friedenskaiser Franz-Josef in Serbien 
angefangen, und gleich hat sich fast die 
ganze Welt auf Österreich und Deutsch­
land gestürzt. Genau dieselben Staaten 
haben auf diplomatische Weise durch 
Polen den Zweiten Weltkrieg eingeleitet. 
Wie können die Amerikaner als Frie­
densapostel wirken, wenn sie im eigenen 
Land die größte Unordnung haben? Ne-
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ger, Indianer, Mafia usw. und auf der 
ganzen Welt in Kriege verwickelt sind 
... “ Die Okkupation Österreichs durch 
die Truppen des faschistischen Deut­
schen Reiches habe den „Lebenstraum 
von Generationen der besten aus allen 
politischen Lagern Österreichs“ Wirk­
lichkeit werden lassen, heißt es in dem 
Band weiter. Verantwortlich für dieses 
Machwerk ist Jörg Haider, Bundesvor­
sitzender der FPÖ und zugleich Landes­
parteiobmann in Kärnten. Eine Gruppe 
Kärntner Künstler und Intellektueller hat 
gegen diese Verherrlichung des faschi­
stischen Regimes und des „Anschlus­
ses“ Österreichs an das faschistische 
Deutsche Reich scharf protestiert. Das 
„Andere Kärnten“, ein Wahlbündnis 
deutsch- und slowenischsprachiger 
Gruppen und Organisationen, hat Straf­
anzeige wegen Wiederbetätigung im Sin­
ne des NS-Verbotsgesetzes erhoben und 
nach dem gleichen Gesetz die Überprü­
fung der Verfassungsmäßigkeit der 
FPÖ-Kandidatur verlangt. Die Stimmen­
gewinne werden die FPÖ jetzt bei dieser 
reaktionären Propaganda weiter ermuti­
gen.
Quellenhinweis: Dokumentation von
C.E.D.R.I., Postfach, CH-4002 Basel, 
Schweiz, vom 24.2.1989 — (rül)

USA

Illegale Einwanderer 
in Gefangenenlager

Etwa 40000 Flüchtlinge aus Mittelame­
rika haben zwischen Mai 1988 und Ja­
nuar 1989 an der texanisch-mexikani­
schen Grenze Antrag auf politisches 
Asyl gestellt. Rund die Hälfte davon 
kamen aus Nikaragua, die anderen 
stammten aus Honduras, Guatemala und 
El Salvador. Die Zahl der Flüchtlinge 
aus Nikaragua ist steil angestiegen, 
nachdem der ehemalige Justizminister 
Meese verfügt hatte, daß Flüchtlinge aus 
dem marxistischen Nikaragua Arbeitser­
laubnis erhalten und nicht deportiert 
würden. Die durch das US-Embargo, 
den von den USA betriebenen Kontra- 
Krieg und vom Hurrikan zerrüttete Wirt­
schaft Nikaraguas läßt die Auswande­
rung in die USA als den rettenden Aus­
weg erscheinen.

Die Flüchtlinge aus Honduras, Guate­
mala und El Salvador sind ebenfalls zum 
großen Teil eine Folge der US-Politik in 
der Region: Destabilisierung, Militari­
sierung, Bürgerkrieg und Unterstützung 
von faschistischen Regimes mit Todes­
schwadronen und Tausenden von Leuten 
— Gewerkschaftern, politischen Aktivi­
sten —, die verschwinden und vielleicht 
irgendwo als Leichen wieder auf­
tauchen.

Die US-Einwanderungsbehörde hat 
erklärt, daß fast alle Asylanträge betrü­
gerisch seien, d.h. Verfolgung in ihrem 
Heimatland nicht nachgewiesen sei. Das 

Hauptmotiv der meisten Einwanderer sei 
nicht Asyl, sondern Papiere, die es ihnen 
ermöglichen, einen Job zu finden. (Seit 
1986 muß der Arbeitgeber bei Auslän­
dern die Arbeitserlaubnis nachprüfen) 
Der neue Justizminister hat jetzt erklärt, 
daß in letzter Zeit auch die meisten 
Flüchtlinge aus Nikaragua aus wirt­
schaftlichen Gründen kämen. Von den 
233 Antragstellern an einem Tag Ende 
Februar in Brownsville, Texas, z.B. 
wurde nur zweien politisches Asyl ge­
währt.

Mitte Dezember hatte die Einwande­
rungsbehörde verfügt, daß kein Asylan­
tragsteller den Ort des Grenzübertritts 
verlassen dürfe, bis über seinen Antrag 
entschieden sei. Bis dahin hatten die lo­
kalen Einwanderungsstellen an der 
Grenze — von der Flut der Flüchtlinge 
überrollt — die Asylanträge angenom­
men, Arbeitserlaubnis erteilt und den 
Flüchtlingen erlaubt, zu ihrem geplanten 
Ziel, meist Verwandte oder Freunde, 
weiter zu reisen, während die Behörde 
ihre Anträge bearbeitete. Es sei fast un­
möglich, diese Leute wieder zu fassen, 
beklagte der Justizminister.

Diese Verfügung überschwemmte die 
kleinen Grenzstädte schlagartig mit Hun­
derten von Wohnungslosen ohne jeden 
Pfennig, z.T. Familien mit Kindern, die 
in abbruchreifen Häusern, in Autos oder 
im Stadtpark kampierten. Die Grenzpoli­
zei ging sogar soweit, US-Bürger, die 
Flüchtlinge zwischen den Erfassungs­
stellen und Rot-Kreuz-Lagern transpor­
tierten, zu verfolgen und mit Strafanzei­
gen zu bedrohen. Unterstützungsgrup­
pen für die Flüchtlinge erreichten eine 
gerichtliche Verfügung, die die Anord­
nung der Einwanderungsbehörde für 
einen Monat außer Kraft setzte.

In der Zwischenzeit hat die Einwande­
rungsbehörde ein Trainingscamp der 
Grenzpolizei an der texanisch-mexikani­
schen Grenze in ein mit Stacheldraht 
umzäuntes Gefangenenlager ausbauen 
lassen. Zugleich hat sie die Asylantrags­
bearbeitung dorthin verlegt und Hunder­
te von Angestellten für die Antragsbear­
beitung, Lageraufsicht und Grenzpa­
trouillen nach dort beordert. Antrags­
steller ohne Kinder werden im Lager ge­
fangen gehalten, Familien mit Kindern 
in ein Rot-Kreuz-Lager in der Nähe ver­
frachtet. Die Anträge werden am Ort be­
arbeitet und entschieden. Wenn der An­
trag abgelehnt wird, wird der Flüchtling 
bis zur Abschiebungsentscheidung wei­
terhin im Lager eingesperrt.
— (her, ger)

Iran

Terror gegen 
Unzufriedenheit

Damit die Menschen, vor allem die Ar­
beiterinnen und Arbeiter und die Werk­
tätigen, im Iran wissen, wo es lang geht, 

hat das Regime seit August 1988 die To­
deskommandos wieder verstärkt an die 
Arbeit gesetzt. Obwohl die Hinrichtun­
gen seit 1981 (über 40000 Hinrichtun­
gen und 100000 Festnahmen) nie aufge­
hört haben, haben sie dieses Mal eine nie 
dagewesene Dimension erreicht. Da­
durch wird das ganze Land in Schach 
gehalten. Jeder fühlt die Zähne des To­
des in seinem Nacken.

Die Situation der Gefangenen fiel erst 
auf, als sie ab Anfang Juli 1988 ein tota­
les Besuchsverbot selbst für Familienan­
gehörige ersten Grades bekamen. Die 
Familien wurden mit der Zeit immer un­
ruhiger und übten mit ihrem Protest 
mehr Druck auf die islamischen Henker 
aus. Die Mütter der Gefangenen in Tehe­
ran wurden dann selbst zu Gefangenen.

Im August haben zum ersten Mal spie­
lende Kinder am Rand des Teheraner 
Friedhofs „Behescht-e-Bahra“ die er­
sten Massengräber mit Leichen von er­
schossenen Männern und Frauen ent­
deckt.

So haben die Menschen, vor allem die 
Familien, Freundinnen und Freunde der 
Gefangenen, landesweit die Suche nach 
geheimen Massengräbern aufgenom­
men. Sie sind leider überall im Iran auf 
solche Gräber mit hunderten von Lei­
chen gestoßen.

Das Regime mußte unter dem Druck 
der Öffentlichkeit seine faschistischen 
Taten zugeben. Die Weltöffentlichkeit 
wurde entweder nicht informiert, oder 
sie hat den Jammer stillschweigend hin­
genommen. Anderes haben wir auch 
nicht erwartet. Ohne diese Nachrichten­
sperre könnten Leute wie Herr Genscher 
oder Schewardnadse und dergleichen 
nicht ihr Gesicht bewahren. Genscher 
z.B. war bei seinem Besuch in Teheran 
alles bekannt. Er betrachtete das aber als 
Ausdruck einer anderen Auffassung von 
„Menschenrechten“ bei den islamischen 
Herrschern im Iran.

Die Familien der Angehörigen werden 
sehr unterschiedlich vom Tod ihrer An­
gehörigen benachrichtigt. Hier einige 
Beispiele für das Vorgehen des Regimes:
— Die von Kugeln durchsiebte Klei­
dung der Gefangenen wird bei der Fami­
lie abgegeben. Sie darf keine Trauerfeier 
abhalten. Sie bekommt von den Boten, 
die aus dem Gefängnis kommen, folgen­
des zu hören: „Wir gratulieren Euch, 
daß ein Konterrevolutionär und Ungläu­
biger durch unsere Hilfe aus Eurer Fa­
milie beseitigt ist. Deshalb gibt es nur 
Grund zur Freude, nicht zum trauern.“
— Die Familien bekommen auf ihre 
Nachfragen bei Gerichten und Gefäng­
nissen hin eine Bestätigung des Todes 
ihrer Angehörigen. Damit müssen sie 
sich zufriedengeben, weil es keine ande­
re Erklärung geben kann und weiteres 
Fragen für die Familie die gleichen Fol­
gen hat.
— Die Familien bekommen nur die To­
desnachricht und dürfen die Leiche ihrer 
Angehörigen dem Regime abkaufen. Für 
jede Kugel, die getroffen hat, müssen sie
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aber 20000 Tuman (Landeswährung) 
bezahlen. Sie müssen sich auch ver­
pflichten, keine Trauerfeier abzuhalten 
und ebenfalls keinen normalen Friedhof 
in Anspruch zu nehmen.
— Die Hinrichtungen finden meist grup­
penweise statt, und das vor den Augen 
von Mithäftlingen.
— Im EVIN-Gefängnis in Teheran hat 
es eine Explosion gegeben. Dadurch 
sind 400 Gefangene umgekommen.
— Es sind seit Jahren mehrere Verge­
waltigungen und sexuelle Mißhandlun­
gen neben anderen Foltern bei Frauen zu 
berichten. Z.B. kann man nach islami­
schem ,,Recht“ Frauen, die nicht verhei­
ratet sind oder waren, als jungfräuliche 
Frauen nicht hinrichten. So werden sie 
einen Abend vor ihrer Hinrichtung zur 
Frau eines „Revolutionswächters“ er­
klärt und am nächsten Tag hingerichtet. 
Der Parlaments vorsitzende Rafzandjani 
hat im iranischen Fernsehen schon 1985 
neun Fälle solcher Vergewaltigungen 
von Frauen in seinen Gefängnissen stolz 
bekanntgegeben.
— Von den Hinrichtungen bleibt kein 
politischer Gefangener, unabhängig von 
seiner politischen Richtung, verschont. 
Sogar diejenigen, die Reuebriefe unter­
schrieben haben und um Gnade gesucht 
haben und somit sich einer Gehirnwä­
sche unterworfen haben, sind hingerich­
tet worden.
— Alle bekannten Aktivisten der Orga­
nisationen und Parteien werden massiver 
Folter ausgesetzt, damit sie zu einer Ab­
kehr und zur Bitte um Gnade im staatli­
chen Rundfunk bereit sind. Wer sich 
weigert, wird hingerichtet.
— Es sind auch Leute festgenommen 
worden, die schon einmal wegen ihres 
politischen Denkens im Gefängnis wa­
ren. Sie werden auch den Todeskom­
mandos übergeben.
— Seit Jahren werden die Rauschgiftab­
hängigen hingerichtet, ohne auf ihre so­
zialen Probleme einzugehen. Sie sind ein 
Ergebnis des Systems. Das Regime hat 
kein Programm und keine Absicht, die­
sen Leuten zu helfen. Im Gegenteil wer­
den politische Gegner auch als Süchtige 
oder Schmuggler umgebracht. Es gibt 
keine Institutionen oder Organe, die die­
sen Justizterror im Iran kontrollieren.

Die Zahl der Hingerichteten wird auf 
mehr als 10000 geschätzt. Diese Zahl 
beruht auf Zählungen der Familien von 
Gefangenen in jeder Stadt. Die genauen 
Zahlen und Namen kann man aber nicht 
feststellen, da das Regime sie nicht be­
kannt gibt und da viele Familien immer 
noch Hoffnungen haben und die Todes­
nachrichten seitens des Regimes nicht 
wahrhaben wollen. In vielen Fällen wis­
sen die Familien nicht, ob ihre Angehö­
rigen festgenommen sind oder aus ande­
ren Gründen vermißt werden. Die Ta­
geszeitungen geben durch ihre Vermiß­
tenanzeigen einen Überblick über die 
Zahl dieser Menschen, die meist durch 
die Terrorkommandos umgebracht oder 
verschlepppt wurden.

Verschiedene Regimesprecher haben 
diese Berichte von Massenhinrichtungen 
bestätigt. Der Sprecher des Außenmini­
steriums gab auf Fragen westdeutscher 
Journalisten, die mit Genscher in Tehe­
ran waren, die folgende Antwort: „Ich 
bin ein positiver Mensch. Sehen Sie, wir 
haben einen Bevölkerungszuwachs von 
4,5% ... Was machen da ein paar Leu­
te, die hingerichtet werden.“ Weiter er­
klärte er: „Wir haben alle Gefangenen 
hingerichtet, weil ihre Organisationen 
unsere Leute umgebracht haben. “

Welches Interesse verfolgt das impe­
rialistische Kapital in dieser Lage? Das 
Regime sorgt mit den Massenhinrichtun­
gen und seinem faschistischen Vorgehen 
gegen fortschrittliche Menschen und 
Kräfte dafür, daß im Land die gewünsch­
te „Stabilität“ für inländische und aus­
ländische Investoren hergestellt wird. 
Ihre Interessen sind im Fall neuer Auf­
stände und bleibender Instabilität des 
Regimes in Gefahr. So kommen sie un-

Indien

Offensive gegen revolutionäre 
Organisationen in Bihar

Durch die zunehmenden Verluste bei 
den regionalen Wahlen in einzelnen 
Unionsstaaten gerät die Regierung 
Gandhi immer mehr unter Druck. Nach 
den jüngsten Wahlen in Tamil Nadu ver­
fügt die Congress-(I)-Partei in den 
Unionsstaaten nicht mehr über die Mehr­
heit. In einem der ärmsten Bundesstaaten 
mit sehr rückständigen Gebieten, in Bi- 
har (Nordindien), hat nun die regionale 
Regierung zusammen mit der Zentralre- 

Weizenbauern in Indien. Um die revolutionären Bauernverbände in der Provinz Bihar 
niederzuschlagen, hat die Regierung zahlreiche Polizei- und paramiltärische Kräfte 
aufmarschieren lassen.

abhängig von ihrer Nationalität in dem 
Ziel, alle Hindernisse für Investoren zu 
beseitigen, mit dem islamischen Regime 
zusammen. Deshalb wird über die Hin­
richtungen im Iran und die anderen Ter- 
rortaten des Regimes geschwiegen. 
Wenn jetzt doch über Hinrichtungen im 
Iran berichtet wird, dann nur deshalb, 
weil die Katastrophe erschreckende Aus­
maße angenommen hat und weil die aus­
ländischen Diplomaten (vor allem aus 
EG-Staaten) eine schnelle Stabilität im 
Iran wünschen und somit in interne Aus­
einandersetzungen des islamischen Re­
gimes eingreifen. Sie wollen nicht mehr 
zehn Jahre auf Stabilität warten und 
brauchen den riesigen Markt, die billi­
gen Arbeitskräfte und die Rohstoffe des 
Irans zur Überwindung ihrer eigenen 
Krisen.
— Iranische Studentenorganisation in der BRD 
und Westberlin, Sympathisanten der Guerillaor­
ganisation der Volksfedayin Irans (der Artikel 
wurde von der Redaktion leicht gekürzt).

gierung eine politische und militärische 
Offensive gegen die revolutionären und 
militanten Kräfte auf dem Lande einge­
leitet. Im folgenden drucken wir in Aus­
zügen einen Artikel aus der Zeitschrift 
„Frontier“ ab, die regelmäßig über die 
militanten und revolutionären Bewegun­
gen in Indien berichtet.

„Einer der Hauptprogrammpunkte der 
parlamentarischen Opposition in Bihar 
besteht darin, das Versagen der Con-
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Hunderttausend Lehrer und Lehrerinnen aller Schularten demonstrierten am 4. März 
in Paris (Bild) für eine Gehaltserhöhung von 1 500 Francs (ca. 400 DM) im Monat und 
für mehr Planstellen. Sie protestierten auch gegen die ungenügenden Geldmittel, die 
Erziehungsminister Jospin für die von ihm propagierte „Aufwertung der Schulen“ vor­
gesehen hat: 11 Mrd. Francs (ca. 3 Mrd. DM), verteilt über fünf Jahre. In den Tagen 
zuvor hatten zahlreiche Lehrer und Schüler an den französischen Schulen für die 
gleichen Forderungen gestreikt. — (rül)

Italien: Hafenarbeiter 
gegen Tarifbruch

Mit zahlreichen Streiks und Protestaktio­
nen wehren sich die italienischen Hafen­
arbeiter gegen den Versuch der Regie­
rung und der Kapitalisten, private Tarif­
brecherfirmen in den Häfen zuzulassen. 
Bislang zahlen die Hafengesellschaften 
und Reeder den Hafenarbeiter auch dann 
Lohn, „wenn sie keine entsprechenden 
Dienstleistungen erbringen“, kritisiert 
das „Handelsblatt“. Das will der Mari­
neminister durch Zulassung privater Ha­
fenfirmen, die die bestehenden Tarife 
ausdrücklich nicht anerkennen, brechen. 
Am 8. März versuchte ein Fährschiff, 
die Blockade streikender Hafenarbeiter 
in Livorno mit polizeilicher Hilfe ge­

waltsam zu durchbrechen. Der Versuch 
scheiterte. — (rül)

De Beers: Rekordgewinn 
und wieder 9 Tote

Neun Bergleute kamen am 9. März im 
Goldbergwerk von Vaal Reefs bei Jo­
hannesburg (Südafrika/Azania) ums Le­
ben, als in 2200 Metern Tiefe ihr Stollen 
einbrach. Besitzer der Grube ist die 
Anglo-American (De Beers-Gruppe). 
Einen Tag vorher legte der De Beers- 
Vorstand in London das beste Ergebnis 
seiner Geschichte vor: Nach dem Re­
kordgewinn 1987 habe man den Gewinn 
erneut verdoppelt, die Dividende an die 
Aktionäre werde um 82% erhöht. (UZ, 
11.3, Handelsblatt, 9.3. — (rül)
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Türkei: Streiks 
gegen Lohnsenkung

In der Alboy-Beymann-Schuhfabrik in 
der Türkei traten Anfang Februar alle 
264 Beschäftigte in den Streik, nachdem 
die Firmenleitung sich geweigert hatte, 
eine dringend notwendige Lohnerhö­
hung zuzugestehen. Die Lederarbeiter­
gewerkschaft Deri-Is verhandelte für 
ihre 201 Mitglieder in der Fabrik und 
verlangte die Bildung eines Disziplinar- 
rats, das Mitspracherecht der Beleg­
schaft bei Veränderungen der Arbeit und 
der Arbeitsplätze, mehr Rechte für den 
Betriebsrat und festgeschriebene Lohn­
zuschläge u.a. für Heizmaterial. Die Fir­
menleitung lehnte diese Forderungen 
sämtlichst ab. Nach Beginn des Streiks 
am 8.2. bildeten die Arbeiter einen De­
monstrationszug und riefen in Parolen 
zum Generalstreik auf. Die Polizei nahm 
kurze Zeit später 100 Arbeiter wegen 
Verstoßes gegen das Demonstrations­
recht fest. In einer Rede erklärte der 
Vorsitzende der Deri-Is, Yener Kaya, 
die Firmenleitung weigere sich sogar, 
den Arbeitern eine monatliche Lohner­
höhung in Höhe des Preises für ein Paar 
Schuhe zu bezahlen. In Eskisehir im tür­
kisch besetzten Nordwest-Kurdistan 
führten Mitte Februar 18 im Gewerk­
schaftsbund Türk-Is organisierte Ge­
werkschaften einen Proteststreik durch, 
nachdem bei einem Unfall in einer 
Zuckerfabrik zwei Arbeiter gestorben 
und fünf schwer verletzt worden waren. 
35000 Arbeiter in Eskisehir boykottier­
ten an diesem Tag die Mittagessenaus­
gabe und protestierten damit gegen die 
unzureichenden Sicherheitsvorkehrun­
gen in den Fabriken. (Quelle: Cumhurriyet, 
9.2. und 15.2.89- (rül)

gressregierung bei der Eindämmung der 
,Naxaliten-Bewegung4 und der Auf­
rechterhaltung von Recht und Ordnung 
anzugreifen. Das ist eine wirksame 
Wahlstrategie, die ländlichen Führungs­
schichten zu verstören und sie von der 
Regierungspartei wegzuführen. Es ist 
nur zu gut bekannt, daß die Unterneh- 
mer-Landlord-Politiker-Verflechtungen 
zu den herrschenden Kasten gehören und 
diese weitgehendst die Landgebiete Bi- 
hars in Zusammenarbeit mit ihren Ka­
sten- und Klassenbrüdern in Polizei und 
Verwaltung beherrschen. In einem gro­
ßen Teil von Bihar spielt diese Landelite 
normalerweise eine sehr wichtige Rolle 
in der Entscheidung des Wahlergebnis­
ses.

Die Azad-Regierung ist nun mit der 
lästigen Aufgabe beschwert, das Ver­
trauen dieser Landelite wieder zu gewin­
nen und ihre Glaubwürdigkeit als der 
wahre Wächter von .Recht und Ord­

nung4 herzustellen. Gleichzeitig hat sie 
die zusätzliche und noch komplexere 
Aufgabe, die traditionelle soziale Basis 
der Congress (I) Partei bei den Landar­
beitern und armen Bauern, die zu den 
Dalit (unterste Kaste) und anderen unter­
drückten Kasten gehören, wieder zu ge­
winnen. Die allmähliche Erschütterung 
dieser Basis, die von dem wachsenden 
Einfluß der marxistisch-leninistischen 
Organisationen herrührt, besonders in 
den zehn Distrikten im mittleren Süden 
Bihars, wurde tatsächlich zu einer wich­
tigen Angelegenheit für die Regierungs­
partei.

Abgesehen von dem fundamentalen 
Zwang, das bestehende sozio-ökonomi­
sche System und die Klassenherrschaft 
zu erhalten, fordert so die Logik von 
wahlorientierter Politik drastische Aktio­
nen seitens der Azad-Regierung, um ihre 
Zukunft zu sichern. Nach hektischen 
Konsultationen in Delhi und Patna und 
Besuchen einer Reihe von hochrangigen 

Delegationen aus Delhi in den von ,Na- 
xaliten heimgesuchten4 Gebieten wurde 
ein Aktionsplan unter der direkten Lei­
tung des Innenmisters von Bihar, Buta 
Singh, ausgearbeitet. Der Plan hat drei 
grundlegende Bestandteile. Das erste ist 
das Loslassen einer brutalen bewaffneten 
Offensive, um die revolutionäre Landbe­
völkerung zu vernichten. Der zweite Be­
standteil ist die Durchführung von Re­
formmaßnahmen, um die hart arbeiten­
den Armen dem Einfluß der Naxaliten zu 
entziehen. Dieser hat sinnigerweise den 
Namen Operation Siddharta4 — eine 
Kampagne in der Tradition von Bhag­
wan Buddha, um Liebe und Vergebung 
zu schenken. Der dritte Bestandteil des 
Aktionsplans ist der Beginn einer unauf­
hörlichen und systematischen Verun­
glimpfungskampagne gegen die Bauern­
bewegung in Bihar, um die marxistisch- 
leninistischen Organisationen, die diese 
führen, unglaubwürdig zu machen und 
die öffentliche Meinung zu irritieren.
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Türkei: Hungerstreiks 
erfolgreich

Der Hungerstreik der politischen Gefan­
genen von Eskisehir ist erfolgreich been­
det. Am 27.2. stellten die Gefangenen 
ihre Aktion ein, nachdem die Gefängnis­
leitung ihnen versichert hatte, einen Teil 
der Haftverschärfungen wieder zurück­
zunehmen. Die Gefängnisleitung hatte 
Anfang Februar versucht, das am 1. Au­
gust erlassene Dekret des Justizmini­
sters, das nach großen Protestaktionen 
der Gefangenen und ihrer Angehörigen 
faktisch außer Kraft gesetzt worden war, 
wiedereinzuführen. — (rül)

NACTU unterstützt die 
25 von Upington

Der azanische Gewerkschaftsbund 
NACTU ruft zur Unterstützung gegen 
die Verurteilung von 25 meist jugendli­
chen Angeklagten aus Upington auf. Un­
ter den Angeklagten befinden sich auch 
Funktionäre aus NACTU-Gewerkschaf- 
ten. Gegen die 25 ist eine ähnliche An­
klage erhoben wie gegen die Sharpeville 
Six: Sie sollen gemeinschaftlich einen 
Polizisten ermordet haben. Ausschlagge­
bend für die Anklage ist nicht die kon­
krete Tatbeteiligung, sondern die „ge­
meinsame Absicht“. Die 25 hatten ge­
meinsam mit Tausenden von Menschen 
am 13. November 1985 im Ghetto Pabal- 
lelo der Stadt Upington in der nördlichen 
Kapprovinz an einer Demonstration ge­
gen die hohen Mieten teilgenommen. 
Als die Polizei die Demonstration mit 
Tränengas auflöste, marschierten mehre­
re hundert Demonstranten zum Haus ei­
nes Polizisten. Dieser schoß in die Men­
ge, verwundete zwei Personen, floh aus 
seinem Haus und wurde dann auf einem 
Feld getötet. Für den Tod werden alle 25 
Angeklagten verantwortlich gemacht. 
Sie müssen mit der Todesstrafe rechnen.

NACTU will im Land Proteste organi­
sieren und ruft die internationale Öffent­
lichkeit zu Aktionen gegen die drohen­
den Todesurteile auf. — (uld)

China: Arme Bauern 
besetzen Land

Unter den armen Bauern in China wächst 
der Widerstand gegen die Agrarpolitik 
der Regierung. Chinesische Zeitungen 
berichten, im Landkreis Xiao hätten 600 
arme Bauern mit maoistischen Parolen 
wie ..Nieder mit den Landlords!“ und 

Mit zahlreichen Verhaftungen versuchen die jugoslawische und die serbische Regie­
rung, den Widerstand in der weitgehend von Albanern bewohnten Provinz Kosovo 
gegen eine Einschränkung der Autonomie des Kosovo zu brechen. U.a. soll der frühe­
re, von serbischen Kräften gestürzte frühere Parteichef des Kosovo, Vlasi, verhaftet 
worden sein. Der serbische Parteichef Milosevis kündigte an, alle Organisatoren der 
Streikbewegung im Kosovo gegen seine Politik würden vor Gericht gestellt. Am 8. 
März traten 400 Bergleute südlich von Pristina in den Streik, um gegen die Entsen­
dung von Militär ins Kosovo zu protestieren. Am 12. März verhängte die serbische 
Regierung gegen 27000 Albaner im Kosovo die Zwangsverpflichtung zur Arbeit. 
Grundlage ist das „Gesetz über die allgemeine Volksverteidigung“, das auch in Frie­
denszeiten im Fall „außerordentlicher Umstände“ Zwangsverpflichtungen zuläßt. 
- (rül)

„Verteilt das Land!“ die zuvor privati­
sierten Ländereien reicher Obstbauern 
besetzt und — nach geringfügiger Ent­
schädigung der Besitzer — wieder unter 
sich verteilt. Ein Versuch der Polizei, 
die Landbesetzung zu verhindern, sei 
gescheitert. Erst 1981 sei das Land an 20 
Haushalte zur privaten Nutzung überge­
ben worden. Infolge der Preispolitik der 
Regierung hätten diese Haushalte mit 
den auf ihrem „Privatland“ wachsenden 
Obstbäumen bald das Zehnfache dessen 
verdient, was die umliegenden Bauern 
verdienten. — (rül)

Die angestrebte Zielgruppe sind in die­
sem Fall besonders die Teile der städti­
schen Mittelklassen und Intellektuellen, 
die sich mit der demokratischen Bauern­
bewegung bis zu einem gewissen Grade 
verbündet haben. Um diesen Aktions­
plan zu verwirklichen, wurden spezielle 
Beamte ausgwählt und ein zentraler Stab 
wurde gebildet um die Fortschritte zu 
begutachten.“

Gegen Ende 1988 wurden große Kon­
tingente von Grenzsicherheitsbeamten 
und anderen paramilitärischen Kräften 
aus Gujarat gemeinsam mit der Polizei 
von Bihar in die Distrikte von Zentralbi- 
har verlegt. Die „Frontier“ berichtet:

„Die Distrikte von Zentralbihar sind 
jetzt übersäht mit Polizeicamps, die 
Schulen, staatliche Armenkliniken und 
andere öffentliche Plätze belegen.

Es wird von mehr als zwanzig Morden 
an Aktivisten der verschiedenen Organi­
sationen berichtet. Dabei wurden diese 
alle nach der Inhaftierung erschossen. 

Später wurde dann verbreitet, diese wä­
ren während eines Feuergefechtes umge­
kommen. „Der Klassencharakter dieses 
Staatsterrorismus liegt offen zutage, 
wenn man sieht, daß diese Opfer aus­
schließlich aus Landarbeiter- und armen 
Bauernfamilien stammen und entweder 
zu den Dalit oder den unterdrückten Ka­
sten gehören. Um die Massen zu terrori­
sieren und einzuschüchtern, werden hun­
derte von Dörfern regelmäßig von para­
militärischen Kräften durchkämmt und 
die arbeitende Bevölkerung wird wahllos 
unter erfundenen Anschuldigungen in­
haftiert.

Um die niedergedrückten Massen, die 
sich gegen uralte feudale Ausbeutung 
und Unterdrückung erhoben haben, zu 
beruhigen, werden freimütig Beste­
chungsmittel angeboten. Eine Flut von 
Bauarbeiten wird jetzt ins Werk gesetzt 
als ,Landentwicklung1 und die Kontrakt­
kapitalisten haben eine Blütezeit. Des­
halb ist es kein Wunder, daß die neu ge­

bauten Straßen kaputtgehen und Siedlun­
gen, die zur Ansicht für die Dalits gebaut 
werden, zusammenbrechen, bevor sie 
bezogen werden. Die andere wichtige 
Maßnahme ist die Verteilung von Kredi­
ten in weit größerem Maße als jemals 
zuvor zum Kauf von Vieh, Rickschahs 
u.a. und um Kleinhandel und Geschäfte 
anzusiedeln.“ Die „Frontier“ berichtet, 
daß die Organisationen große Probleme 
haben, die Menschen vom Gebrauch die­
ser Korruptionsangebote abzuhalten.

Über den derzeitigen Stand berichtet 
der Artikel: ,,Aber Unterdrückung, zu­
sammengeflickt mit Reformen, Verun­
glimpfung und allen anderen Mitteln, die 
von der Regierung übernommen wur­
den, haben es nicht erreicht, den Fort­
schritt der Bauernbewegung in Bihar 
aufzuhalten. Neue Organisationen (. . .) 
sind aufgetaucht, um die Bauernbewe­
gung zu stützen.“
Quellenhinweis: Frontier, 21.1.1989. Kalkutta 
— (cog)
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Veröffentlichungen

Läuft wie geschmiert: „Mit- 
teleuropa“-Achse Bonn-Wien

Im Februarheft der CDU-Zeitschrift 
„Die politische Meinung“ (Jg. 1989) 
äußert sich der Herausgeber der öster­
reichischen Tageszeitung „Die Presse“, 
Dr. Otto Schulmeister, zum Thema: 
„Österreichs ,deutsche Frage4. Die 
Staatsvertrags-Republik und die Teilung 
Mitteleuropas“. An diesem Beitrag ist 
weniger die völlig unverhüllte Groß­
deutschtümelei bemerkenswert. Also 
etwa jenes Bekenntnis zur „gesamtdeut­
schen Idee“, welches die „drei Staaten 
deutscher Sprache und Kultur“ (BRD, 
DDR, Österreich) lediglich als vorläufig 
getrennte Mindestbausteine eines zu­
künftigen „Deutschland44 zu ertragen 
bereit ist.

Was Schulmeisters Beitrag für die 
CDU-Herausgeber so interessant und 
nützlich macht, das ist das darin entwik- 
kelte österreichische Selbstverständnis 
hinsichtlich der eigenen arbeitsteiligen 
Funktion innerhalb der auf status-quo- 
Überwindung hinzielenden Achse Bonn- 
Wien: Österreich soll hierin als „neutra­
ler“ Betreiber eines „europäischen Re- 
gionalismus“ fungieren („ein neues Mit­
teleuropa“ zwischen „Ostsee und 
Adria“). Das zielt auf Spaltung des La­
gers der Volksdemokratien und der 
Blockfreien (Jugoslawien) zwecks In­
gangsetzung einer „Neuordnung auf 
dem Kontinent“. Wer läßt das Vieh los, 
und wie soll es konkret aussehen? Schul­
meister gibt dazu folgende aufschlußrei­
che Antwort: „Die Rückkehr von Raum­
logik und Geschichtserbe in die Gegen­
wart ist ... nicht verwunderlich . . .
Wien (möchte zusammen mit) Budapest 
eine Weltausstellung für 1995 veranstal­
ten“ — unterm „Stichwort Mitteleuro­
pa“, versteht sich. — (huh)

Frauen in der 
bayerischen Revolution

Die Revolution 1918/19 brachte Fort­
schritte für die Frauen, doch in keinster 
Weise grundlegende Änderungen, die­
sen Eindruck hinterläßt das 119seitige 
Buch. Der im Dezember 1918 gegründe­
te Bund Sozialistischer Frauen entfaltete 
zahlreiche Tätigkeiten. Auch ein Referat 
für Frauenrecht beim Ministerium wurde 
durchgesetzt. Es leitete u.a. die Grün­
dung von Frauengewerkschaften ein: 
„Wir kämpften um das Recht der Frauen 
zu arbeiten. Um den gleichen Lohn,“ so 
Gertrud Baer, die parteilose Leiterin des 
Referates. Die Bedingungen der Frauen­
arbeit stehen dagegen bei den dringend­
sten Frauenforderungen, die die Autorin 
zusammenträgt, nicht im Mittelpunkt. In 
einem gesonderten Abschnitt geht sie je­
doch auf die Situation der Dienstmäd­
chen ein, die bis 1918 jederzeit verfüg­

bar sein mußten. Mit der Aufhebung des 
Gesinderechtes nach der Revolution 
wurde der Achtstundentag zwischen 6 
und 20 Uhr vorgeschrieben, die Nachtar­
beit verboten und Kost, Logis, Urlaub 
verankert. Frauen des Bundes Sozialisti­
scher Frauen und der USPD kritisierten 
weitergehend grundsätzlich den Mecha­
nismus des Einzelhaushaltes und die 
würdelose Arbeit, andere zu bedienen. 
Sie forderten Zentralhaushaltungen mit 
vielen Familienwohnungen und zentraler 
Regelung des Essens, der Heizung, der 
Wäsche, der Kinderversorgung. Aber 
wie praktisch umsetzen? Ein Weg sollte 
über die Schaffung von (Haus-)Frauen- 
Räten gehen, doch bereits über deren 
Zweck gab es keine Einigkeit in der Rä­
tebewegung, auch nicht unter den 
Frauen.

Der zweite Teil des Buches besteht aus 
40 Seiten Frauen-Briefwechsel, der die 
Autorin zur Schlußthese bewegt: „Hät-

Frauen- 
wahl- 
rechts- 
kampagne 
München 
1913: Text 
auf der 
Plakat­
rückseite: 
„. .. weil 
Frauen­
stimm­
recht die 
Gerechtig­
keit er­
höht, Fort­
schritt 
bringt und 
edlen Frie­
den er­
hält.“ 

ten die Frauen einen stärkeren Einfluß 
darauf gehabt, daß die Führer der 
USPD, KPD, Anarchisten und linken 
Teilen der SPD mehr zusammen als ge­
geneinander arbeiteten — die Geschichte 
der Rätezeit hätte einen anderen Verlauf 
genommen.“

Eine Ursache für zu geringen Frauen- 
Einfluß sieht sie in den Wahlvorschriften 
für die Räte, die nur Werktätigen das 
Wahlrecht gaben.

Das Buch erschien zum 70jährigen Ju­
biläum der bayerischen Räterepublik; es 
setzt Kenntnisse darüber voraus. Die 
Quellen über das Engagement der Frau­
en, so die Autorin, sind rar und oft zufäl­
lig. Sie hat zahlreiche zusammengetra­
gen, die einige Probleme der Rätezeit 
deutlich machen und dem Leser auch ei­
ne Beurteilung ihrer feministischen 
Kommentare ermöglichen.
Christiane Sternsdorf-Hauck: Brotmarken und 
rote Fahnen — Frauen in der bayerischen Revo­
lution und Räterepublik 1918/19. isp-Verlag 
Frankfurt/M.. 119 Seilen, 15 DM. — (baf)

Zeitarbeit: „iwd“ 
wirbt für Ausdehnung

Im „Informationsdienst des Instituts der 
deutschen Wirtschaft“ (iwd) ist in der 
Ausgabe 8 ein Aufsatz zur Zeitarbeit un­
ter dem Titel „starke Berührungs­
ängste“ veröffentlicht worden. Ihm ging 
eine Umfrage voraus. Der Autor will 
vermitteln, daß Zeitarbeit fälschlich als 
unseriös eingestuft wird: „Wenn Mitar­
beiter ihren Urlaub machen oder krank 
das Bett hüten müssen, brummt bei Per­
sonalverleihern das Geschäft. Es könnte 
freilich noch besser gehen, wenn nicht 
ein beachtlicher Teil der Unternehmen 
seine Mitarbeiter auf Zeit in eigener Re­
gie rekrutieren würde. Berührungsängste 
sind dafür nicht selten der Grund. Zeit­
arbeitsfirmen leiden noch immer unter 
ihrem schlechten Image.“

Die 3500 Verleihbetriebe vermittelten 
1988 fast 88000 moderne Lohnsklaven, 
15000 mehr als 1987. In dem Aufsatz 
wird der Leiharbeit zunehmende Bedeu­
tung zugemessen, die Zurückhaltung 
vieler Kapitalisten auf fehlende Sach­
kenntnis oder falsche Skrupel zurückge­
führt: „Die Anforderung von Leihar­
beitnehmern bleibt auf Notfälle be­
schränkt. Zwei Drittel der befragten 
Führungskräfte fordern lediglich ein- bis 
fünfmal im Jahr bis zu fünf Hilfskräfte 
an. Denn unabhängig davon, wo es ge­
rade klemmt . .., wird das Gros der ge­
mieteten Kräfte für Routinetätigkeiten 
eingesetzt. Spezialaufgaben werden nur 
in jedem siebten Unternehmen den Zeit­
arbeitnehmern übertragen . . . Selbst 60 
Prozent der Führungskräfte, die oft die 
Dienste seriöser Zeitarbeitsfirmen in 
Anspruch nehmen, meinen, Verleihbe­
triebe hätten einen schlechten Ruf in der 
Öffentlichkeit . . . ,Arbeiten häufig un­
seriös4 und bewegen sich am ,Rande des 
Gesetzes4, meinten 13 Befragte. ,Nutzen 
ihre Beschäftigten besonders rücksichts­
los aus4, sagten 10 Personalverantwort­
liche. ,Bieten ihren Beschäftigten keinen 
sozialen Schutz4, meinten ebenfalls 10 
Personen. Weitere 11 wußten von sozia­
len Rechten ,nichts4 . . . Dabei haben 
Arbeiter und Angestellte von Zeitar­
beitsfirmen die gleichen sozialen Rechte 
und den gleichen Arbeitsschutz, wie an­
dere Arbeitnehmer auch.“

Die mehrheitlichen „Vorurteile44 ver­
sucht der Aufsatz zu entkräften und dem 
schmutzigen Geschäft der Arbeitskraft­
verleiher die sogenannte Seriosität anzu­
dichten. Falsche Rücksichtnahmen auf 
soziale Ansprüche seien nicht ange­
bracht, die Verleiherpraxis strafe dieser 
Auffassung Lügen:

„Die Zeitpersonal-Vermittler müßten 
hier einiges an Aufklärungsarbeit leisten 
und damit ihre Akzeptanz erhöhen. Das 
machen die Antworten auf konkrete Fra­
gen nach den Ansprüchen der Zeitarbeit­
nehmer gegenüber ihrer Zeitarbeitsfirma 
deutlich.“ Es folgt eine Aufzählung, die 
auf den Feldern der Rechte „Unwissen-
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heit“ bei vielen Kapitalisten herausstellt. 
Der Artikel schlußfolgert:

„Jeder dritte Befragte meinte, Perso­
nal-Leasing-Firmen hätten die Sache 
besser im Griff als das Arbeitsamt. Dem­
entsprechend würden es zwei von drei 
Unternehmen bedauern, wenn der Ge­
setzgeber die Zeitarbeit in ihrer jetzigen 
Form einschränken würde. Kommt es 
aber nicht dazu, wird die Zeitarbeit wei­
ter zunehmen . . . “
Zeitarbeit, ivvd Nr. 8, 23.2.1989 — (mal)

BDI zur Verkehrspolitik: 
Mehr Straßen, mehr Markt!

Der BDI (Bundesverband der Deutschen 
Industrie) verlangt mit dem Hinweis auf 
den EG-Binnenmark 1992 weitgehende 
Änderungen der Verkehrspolitik der 
Bundesregierung. In zehn Thesen legen 
die Kapitalisten dar, was sie wünschen: 
Dazu gehört u.a.: 1. um die Transport­
kosten der Industrie zu senken, sollen al­
le Preisbindungen und alle Kontingentie­
rungen beseitigt werden. 2. Das west­
deutsche Verkehrsordnungssystem sei 
durch Beseitigung der Wettbewerbswirt­
schaft nicht mit dem EWG-Vertrag ver­
einbar. 3. Jede „Krisenregulierung“ 
muß den freien Wettbewerb absichern. 
4. Weder Kostensituation noch Straßen­
belastung erzwingen eine Aufrechterhal­
tung der jetzigen Verkehrspolitik. 5. Die 
Angleichung von Mineralölsteuern und 
Kraftfahrzeugsteuern innerhalb der EG 
muß die Straßenbenutzungsgebühren mit 
einschließen. 6. Der BDI protestiert ge­
gen eine „Verkehrspolitik, die den Stra­
ßenbau hinter den Bedarf zurückfallen 
läßt“. 7. Der besondere Schutz der Bun­
desbahn muß beseitigt werden. 8. Die 
europäischen Eisenbahnen sollen unter­
einander kooperieren. 9. Ausländische 
Beispiele (USA, Großbritannien, Nie­
derlande) beweisen, daß „Deregulie­
rung“ wirtschaftliche Vorteile bringt. 
10. Die Industrie braucht „ein leistungs­
fähiges und wirtschaftlich gesundes Ver­
kehrsgewerbe“. Hauptvorhaben des BDI 
ist die Senkung der Transportkosten für 
die einzelnen Unternehmen. Die weitge­
hende Reduzierung der Lagerkapazitäten 
hat auch eine bedeutende Zunahme des 
Transports, insbesondere des LKW- 
Transports zwischen den einzelnen Wer­
ken bewirkt. Durch die bis jetzt beste­
hende Preisbindung war die Eisenbahn 
bei bestimmten Gütern im Vorteil. Die 
vom BDI angeführten Auslandsbeispiele 
zeigen, was die großen Konzerne wün­
schen: eine offene Konkurrenzschlacht 
zwischen Bahn und LKW-Unternehmen, 
wobei immer mehr Lastwagenfahrer zu 
„selbständigen Unternehmern“ gemacht 
werden sollen, die zur Aufrechterhal­
tung ihrer Existenz gezwungen sind, 
jede Arbeitsbedingung und jeden Preis 
anzunehmen.
BDI, Europäische Verkehrsmärkte gestalten, 
Industrie und Verkehrsgewerbe als Partner 
- (uld)

Weiterbildung

Auswirkungen der Novelle 
des Arbeitsförderungsgesetzes

Trotz zahlreicher Proteste, besonders 
aus den Reihen der Gewerkschaften, ist 
zum 1.1.1989 die neunte Novelle des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) in 
Kraft getreten. Danach soll die Bundes­
anstalt für Arbeit weitere 1,8 Milliarden 
DM an Ausgaben durch Reduzierung der 
Leistungen kürzen. Betroffen davon sind 
zum einen direkte Zahlungen an Arbeits­
lose bzw. Auszubildende sowie die Be­
zuschussung von AB-Maßnahmen, und 
zum anderen die Leistungen für die be­
rufliche Fortbildung und Umschulung, 
die drastisch gekürzt werden. Bestimmte 
Bildungsmaßnahmen sollen nicht mehr 
gefördert werden, und die Kostenerstat­
tung für Teilnehmer an Fortbildungs­
maßnahmen wird von einem Rechtsan­
spruch in eine Kann-Vorschrift umge­
wandelt, wodurch Einsparungen in Höhe 
von 360 Millionen DM beabsichtigt 
sind.

Bereits seit Ende 1988 müssen Teil­
nehmer, die eine Bildungsmaßnahme 
beginnen wollen, beim Arbeitsamt eine 
Erklärung unterschreiben, in der sie zur 
Kenntnis nehmen: „... daß die mir 
nach derzeit geltendem Recht zustehen­
den Förderungsleistungen von diesem 
Zeitpunkt an (1.1.89, d. Red.) herabge­
setzt werden oder sogar entfallen“ kön­
nen. Die Entscheidung, welche Kosten 
einer beruflichen Bildungsmaßnahme 
tatsächlich getragen werden, liegt beim 
Arbeitsamt. Die Höhe der Kostenerstat­
tung soll auf dem Anordnungswege be­
stimmt werden, wobei die Bundesanstalt 
für Arbeit nach „arbeitsmarktlichen 
Zielgruppen“ differenzieren soll. Be­

Das AFG gewährt hohe Einarbeitungszuschüsse: 70 Prozent des tariflichen Lohnes 
werden den Kapitalisten erstattet.

reits jetzt liegen Berichte von Betroffe­
nen vor, die z.B. Aufnahmeprüfungen 
für eine Fortbildungsmaßnahme bestan­
den haben, denen aber die Zusage der 
Kostenübernahme durch das Arbeitsamt 
fehlt. Ziel ist es u.a., so den Eigenanteil 
der Teilnehmer an den Kosten einer Bil­
dungsmaßnahme zu erhöhen. Damit sind 
erhebliche Einschnitte im Bereich Fort­
bildung und Umschulung sowie eine ge­
steigerte Konkurrenz der an Bildungs­
maßnahmen Interessierten zu erwarten.

Das Interesse der Erwerbstätigen an 
der beruflichen Weiterbildung ist groß: 
nach einer Erhebung des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 1985/86 äußerten 38 
Prozent der Befragten den Wunsch, sich 
beruflich weiterzubilden. Tatsächlich ist 
der Anteil der Erwerbstätigen, die an be­
ruflichen Weiterbildungsmaßnahmen 
teilgenommen haben, von 29 Prozent in 
den Jahren 1974-79 auf 33 Prozent im 
Zeitraum von 1980-85 angestiegen. Der 
Anteil der verschiedenen Beschäfti­
gungsgruppen ist dabei sehr unterschied­
lich: Überdurchschnittlich vertreten sind 
die Beamten mit 34 Prozent, leitende 
Angestellte mit 37 Prozent und qualifi­
zierte Angestellte mit 23 Prozent. Unter­
repräsentiert sind hingegen einfache An­
gestellte und Facharbeiter mit je sieben 
Prozent und an- bzw. ungelernte Arbei­
ter mit drei Prozent. Die gewerkschaftli­
che Wunschvorstellung, durch Weiter­
bildung gerade den schlecht ausgebilde­
ten Arbeitnehmern die Möglichkeit auf 
einen besseren Arbeitsplatz zu eröffnen, 
geht nicht auf. Im Gegenteil, die Selek­
tion der Belegschaften wird mittels Wei­
terbildung noch verschärft. Dies gilt be-



Seite 22 Aus Verbänden und Parteien Politische Berichte 6/89

Die berufliche Weiterbildung wird von den Kapitalisten als Mittel zur Selektion der Belegschaften eingesetzt.

sonders für innerbetriebliche Maßnah­
men, die in der Regel durch Auswahl des 
Vorgesetzten zustande kommen. Mit 
dem Wegfall des Rechtsanspruchs auf 
Kostenerstattung für die Weiterbildung 
verschlechtert sich die Situation zusätz­
lich.

Mit der 1985 ins Leben gerufenen 
„Qualifizierungsoffensive“ ist die Zahl 
der Maßnahmeteilnehmer, die nach dem 
AFG finanziert wurden, erheblich ange­
stiegen: von 1985 auf 1986 um 29 Pro­
zent auf 530042 Teilnehmer und von 
1986 auf 1987 noch einmal um 12,5 Pro­
zent auf 596354. Im Vergleich zu 1980 
— damals wurden 246975 Teilnehmer 
gefördert — hat sich die Zahl somit ver­
doppelt. Gestiegen ist aber auch der An­
teil der Arbeitslosen in den Bildungs­
maßnahmen, er betrug 1987 64,2 Pro­
zent. So wurde faktisch nur der An­
spruch auf Leistungen in Form von Ar­
beitslosengeld umgewandelt in Unter­
haltzahlungen. Zu den geförderten Maß­
nahmen gehören auch die „Einarbei­
tungszuschüsse“, wonach die Kapitali­
sten bis zu 70 Prozent des tariflichen 
Lohnes als Zuschuß erhalten, wenn sie 
einen Arbeitslosen einstellen und dieser 
„die volle Leistung am Arbeitsplatz erst 
nach einer Einarbeitungszeit erreichen“ 
kann. Der Anteil dieser Fälle betrug 
1986 8,5 Prozent insgesamt, aber 37 
Prozent der Neuzugänge. So ließen sich 
die Betriebe notwendige Einarbeitungs­
zeiten aus der Arbeitslosenkasse finan­
zieren, während der Anteil der Haus­
haltsmittel der Bundesanstalt, der für 
Arbeitslosengeld aufgewendet wird, un­
ter die 50-Prozent-Marke sank: 1988 
waren es 44,5 Prozent (1982 noch 54,4 
Prozent).

Daß auch in diesem Bereich jetzt Mit­
telkürzungen vorgesehen sind — die Ein­

arbeitungszuschüsse sollen z.B. auf 50 
Prozent gesenkt werden — braucht die 
Kapitalisten nicht zu beunruhigen. Sie 
sehen in dem Gesamtkonzept ihre Inter­
essen durchaus gewahrt. Zur Einschät­
zung der Novellierung des AFG heißt es 
z.B. in den Mitteilungen der Industrie- 
und Handelskammer Braunschweig: 
„... sollen die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, daß das System der 
Arbeitsmarktpolitik nicht infolge Über­
lastung durch verschiedene zum Teil ge­
setzlich verankerte Ansprüche zusam­
menbricht. Dies müßte . . . eintreten, 
wenn der — finanzielle Spielraum der 
Bundesanstalt derart eingeengt würde, 
daß arbeitsmarktpolitisch die falschen 
Zielgruppen infolge bestehender gesetz­
licher Ansprüche vorrangig gefördert 
werden müßten.“

Da die Zusage über eine Kostenüber­
nahme jetzt im Ermessen des Arbeitsam­
tes liegt und durch Anordnung der Bun­
desanstalt geregelt wird, können deren 
Mittel noch gezielter dort eingesetzt 
werden, wo die Kapitalisten dies wün­
schen.

Es ist das Konzept der Kapitalisten, 
die Ansprüche der Arbeitenden an die 
Versicherungskassen abzubauen und die 
eigenen Ausgangsbedingungen im 
Kampf um Höchstprofite — besonders 
mit Blick auf den europäischen Binnen­
markt — zu verbessern. Der Qualifizie­
rung der mittleren und oberen Betriebs­
kader kommt dabei große Bedeutung zu, 
ebenso aber auch der Festschreibung 
einer Schicht unqualifizierter Arbeits­
kräfte, die keine Ansprüche stellen kön­
nen und für wenig Lohn die schwere, 
schlechte Arbeit machen. In der Arbeits­
amtsstatistik tauchen sie auf als „NFQ“ 
= nicht formal Qualifizierte, deren Be­
darf bis zum Jahr 2000 um 30 Prozent 

sinken soll und die, wenn verbraucht und 
nicht mehr funktional, zum „Objekt 
staatlicher Daseinsfürsorge“ werden.

Diese Entwicklung, die nur einige As­
pekte dessen, was unter dem Motto 
„Qualifizierungsoffensive“ derzeit 
praktiziert wird, beleuchtet, wurde auf 
einem Seminar der Fachgruppe Erwach­
senenbildung Braunschweig im Novem­
ber 1988 diskutiert und die Frage ge­
stellt, welche gewerkschaftlichen Posi­
tionen dagegen entwickelt werden müs­
sen. Die Seminarteilnehmer kamen u.a. 
zu folgenden Ergebnissen:
— gegen die Tendenz, daß die Bundes­

anstalt bezahlt, was die Kapitalisten ab­
fordern, muß die finazielle Beteiligung 
der Betriebe an der Weiterbildung ge­
sichert werden, etwa durch eine Weiter­
bildungsabgabe;
— anerkannte Abschlüsse müssen in 

Bildungsmaßnahmen erzielt werden kön­
nen und Vertretungsrechte der Teilneh­
mer und Teilnehmerinnen sind zu ge­
währleisten;
— öffentliche Kontrolle über die Ver­

gabe von Bildungsmaßnahmen und deren 
Inhalte.

Zur weiteren Diskussion müssen Er­
fahrungen und Forderungen der Indu­
striegewerkschaften einbezogen werden. 
Einige Erkenntnisse werden auch erwar­
tet aus den Ergebnissen des Gutachtens 
..Weiterbildung in den 90er Jahren“, das 
die GEW in Auftrag gegeben hat und das 
Mitte 1989 vorliegen soll.
Quellenhinweis: AfB Schriftenreihe 4: ,,Weiter­
bildung für alle“. Stuttgart 1987; der Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft: Berulsbil- 
dungsbericht 1988; Heinz Seidel: ..Materialien 
zum Thema Die Arbeitsmarktsituation in der 
Bundesrepublik Deutschland und in den Ländern 
der EG“, Oberhausen 1988: Mitteilungen der 
Industrie- und Handelskammer Braunschweig 
12/88. — (AGB. usm)



Politische Berichte 6/89

Erfolgreiche Demonstration 
gegen Republikaner

Hoheneggelsen/Lengede. Die VVN/BdA 
machte am 28.2.89 die geplante Grün­
dung von Republikaner-Kreisverbänden 
für Braunschweig, Hildesheim, Peine 
und Salzgitter in Hoheneggelsen (Kreis 
Hildesheim) öffentlich. Das Antifaschi­
stische Jugendinfo, Autonome, Die 
GRÜNEN, DKP, VVN/BdA und Volks­
front u.a. bildeten eine „Antifaschisti­
sche Initiative Hildesheim“ und be­
schlossen eine Demonstration. Gefordert 
wurde, neofaschistische Organisationen 
nicht zur Wahl zuzulassen. In Braun­
schweig und Salzgitter mobilisierte auch 
die IG Metall. Die Aktivitäten bewirkten 
zunächst die Verlegung des Tagungsor­
tes der Republikaner. Etwa 1200 bis 
1 300 Menschen demonstrierten dennoch 
in Hoheneggelsen. Auf den Kundgebun­
gen sprachen Vertreter der VVN/BdA, 
der IG-Metall, der GRÜNEN im Land­
tag und der Volksfront. Die Redner von 
IGM, Volksfront und VVN/BdA forder­
ten das Verbot aller faschistischen Or­
ganisationen, die beiden letzteren mit 
Bezug auf Artikel 139 GG. In Lengede 
behinderten Hunderte später stark den 
Zugang zur Ausweich-Gaststätte der Re­
publikaner. — (rab)

700 Asylbewerber 
boykottieren Essen

Karlsruhe. Am 18. Februar haben 700 
der rund 800 in der Zentralen Anlauf­
stelle (ZASt) einsitzenden Asylbewerber 
das Essen boykottiert. Sie hatten den 
Flüchtlingsrat Karlsruhe aufgefordert, 
ihre Anliegen zu unterstützen. Die For­
derungen der Asylbewerber bei der Ak­
tion waren: „Auszahlung von Sozialhil­
fe; ausreichendes und gutes Essen; Klei­
derbeihilfe; hygienisch einwandfreie 
Toiletten und Duschen; eine Behandlung 
als Mensch; Abschaffung der schikanö­
sen Kontrollen an der Pforte und im La­
ger; eine schnelle Verlegung der Folge­
antragsteller aus dem Lager; ungehin­
derten Zugang zur Verwaltung, um un­
sere Beschwerden vorbringen zu kön­
nen.“ Mitglieder des Flüchtlingsrates 
waren bei der Aktion anwesend. Sie 
wurden am Fotografieren gehindert, die 
Personalien von der herbeigerufenen 
Polizei festgestellt. Mittlerweile sind 
Hausverbote erteilt. Das Regierungsprä­
sidium und die Lagerleitung wollen of­
fensichtlich mit diesen Mitteln den Wi­
derstand gegen die reaktionäre Asylpoli­
tik und insbesondere auch gegen die un­
zumutbaren Verhältnisse im Lager iso­
lieren und brechen. Am 18. März findet 
in Karlsruhe eine „öffentliche Experten­
anhörung“ zur Unterbringung von Asyl­
bewerbern statt, veranstaltet von Flücht­
lingsrat und Grüner Landtagsfraktion, 
die hoffentlich zur Festigung des Wider­
standes gegen die reaktionäre Asylpoli­
tik beitragen wird. — (map)
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Bielefeld. Zur Solidaritätsdemonstration am 25.2. für die Hungerstreikenden im türki­
schen Gefängnis Eskisehir hatten die ERNK, EKIM, TKP-B, Av. Dev. Genc, Volks­
front, BWK, VSP, Rote Hilfe, MSB und der Aktionskreis für die Freilassung der kurdi­
schen Gefangenen in der BRD aufgerufen. Über 100 nahmen teil. Die Demonstration 
wurde von 16 Kurden angeführt, die sich vom 20.2. bis 1.3. im Hungerstreik befanden 
- (stb)

Roma setzen vorerst 
Bleiberecht durch

Hamburg. Am 7. März 1989 haben die 
Hamburger Roma am 17. Tag ihres 
Hungerstreiks die Annahme ihrer Peti­
tion durch Innensenator Hackmann er­
reicht, nachdem sie tagelang mittags um 
12 Uhr vergeblich im Rathaus waren — 
am 6. März unterstützt von 300 GEW 
Kolleginnen und Kollegen. Außerdem 
erhielten sie die Zusicherung, daß sämt­
liche Asylverfahren nochmals geprüft, 
eine Entscheidung der Europäischen 
Menschenrechtskommission abgewartet 
und es keine Abschiebungen geben 
werde.

Hamburgs Senat sagte außerdem eine 
Initiative im Bundesrat für ein Bleibe­
recht der Roma und Cinti in der BRD zu. 
Die Roma haben daraufhin ihren Hun­
gerstreik in der Gedenkstätte Neuen­
gamme abgebrochen.

Einen Tag später hat der Rat der Stadt 
Norderstedt mit den Stimmen von SPD 
und GRÜNEN die Aufnahme der Fami­
lie Adzovic beschlossen. — (mek)

Keine ITB Teilnahme 
Südafrikas

Westberlin. Am Eröffnungstag der Inter­
nationalen Tourismusbörse (ITB) hatte 
eine Aktionseinheit, darunter SPD, AL 
und Gewerkschaften zum Protest gegen 
die Teilnahme Südafrikas an dieser 
Messe in den Hallen der senatseigenen 
Messegesellschaft (AMK) aufgerufen. 
Ca. 1000 Personen wandten sich durch 
eine Menschenkette und den nachhalti­
gen Besuch des Standes Südafrikas ge­
gen die Provokation des noch amtieren­
den Senats und die Terrorherrschaft des 
Siedlerregimes.

Auf einer Kundgebung vor den Hallen 
erkärte der SPD-Vorsitzende Momper, 

daß es unter ihm als Regierenden Bür­
germeister keine Teilnahme Südafrikas 
an der ITB mehr gebe. Mulana Farid 
Essak, Vertreter der UDF, sprach die 
Hoffnung aus, daß bald ein befreites 
Namibia an dieser Messe teilnehmen 
werde. — (jol)

Kundgebungsverbot 
war rechtswidrig

Freiburg. Das Verwaltungsgericht Sig­
maringen entschied am 22.2.1989, daß 
die Verlegung einer von der Volksfront 
für den 12.4.1987 in Sigmaringen ange­
meldeten Kundgebung gegen den NPD- 
Landesparteitag am gleichen Tag von 
der Donaustraße auf den Rathausplatz 
rechtswidrig war. Die Donaustraße liegt 
in unmittelbarer Nähe der Donauhalle, 
wo der — später von der NPD abgesagte 
— Parteitag stattfinden sollte. Dieses 
Verbot war rechtswidrig.

Das Landratsamt hatte damals den 
Stand „verlegt“ mit der Begründung, es 
sei zu erwarten, daß von einem Stand der 
Volksfront an der Donaustraße rechtswi­
drige Aktionen gegen Mitglieder der 
NPD zu erwarten seien.

Dieses Urteil, das dem Zugriff staatli­
cher Behörden Schranken setzt, ist umso 
bedeutender, als bei der Auseinanderset­
zung um den NPD-Parteitag 1987 die 
Entscheidungskompetenzen in jeglicher 
Hinsicht den örtlichen Behörden entzo­
gen war: Der Staatsschutz inszenierte 
über die Medien, durch Druck auf den 
DGB und nicht zuletzt durch Verletzung 
des Briefgeheimnisses (Abfangen eines 
Rundschreibens der Volksfront über eine 
Besprechung antifaschistischer Kräfte in 
Stuttgart und Weiterleitung an das Land­
ratsamt): 300 gewaltbereite Chaoten 
wollen Terror veranstalten. Der DGB. 
vom Staatsschutz aufgesucht, sagte seine 
Kundgebung ab. — (ulb).
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Lehrerstreik

Lehrerinnen und Lehrer streiken 
für Arbeitszeitverkürzung

Bremen. Am 23.2. streikten in Bremen 
und Bremerhaven Lehrerinnen und Leh­
rer für eine Kürzung der Unterrichtsver­
pflichtung um eine Stunde und entspre­
chend 200 Neueinstellungen. Anlaß da­
für war, daß die SPD-Fraktion in der 
Bürgerschaft Ende 1988 zur Umsetzung 
des Tarifabschlusses im Öffentlichen 
Dienst festgelegt hatte, bis 1991 einen 
„beschäftigungswirksamen Effekt“ von 
1270 Stellen zu erreichen. Die Lehrer 
wurden von der Arbeitszeitverkürzung 
durch die Anrechnung eines schon län­
ger geltenden „Einstellungskorridors“ 
ausgenommen.

Als Bürgermeister Wedemeier sich am 
9.2. erneut weigerte, ein Angebot zur 
Umsetzung des Tarifabschlusses vorzu­
legen, beschloß in der folgenden Woche 
die GEW-Vertrauensleuteversammlung 
eine Urabstimmung über Streik. Ca. 
90% der GEW-Mitglieder an den Schu­
len beteiligten sich an der erstmalig 
durchgeführten Urabstimmung. 82% der

An der Abschlußkundgebung der GEW für Arbeitszeitverkürzung und gegen Tarif­
betrug in Bremen nahmen 5300 Lehrer und Schüler teil.

Abstimmungsberechtigten sprachen sich 
für einen Streik am 23.2. aus. Damit war 
klar, daß sich die Bereitschaft zu Kampf­
maßnahmen schnell verbreitet hatte, 
denn Ende letzten Jahres waren an vielen 
Schulen nur Minderheiten für einen Ar­
beitskampf. Neben den Beschlüssen von 
SPD und Senat wurde die Streikbereit­
schaft auch durch die immer unerträgli­
cher werdenden Arbeitsbedingungen an 
vielen Schulen geprägt. Z.B. mußte 
selbst Bildungssenator Franke Ende De­
zember zugeben, daß an vielen Schulen 
wieder Lehrermangel herrscht. Nach 
fast 10-jährigem Einstellungsstopp wirk­
lich kein Wunder.

Am 23.2 beteiligten sich dann über die 
GEW-Mitglieder hinaus noch weitere 
Lehrerinnen und Lehrer, so daß schließ­
lich ca. 4000 in Bremen und 400 in Bre­

merhaven (von insgesamt knapp 7000 
Lehrern) streikten. Fast alle der 198 
staatlichen Schulen in Bremen und Bre­
merhaven waren betroffen. Nur an den 
beiden Gymnasien wurde der Unterricht 
fast vollständig erteilt. Am Morgen fand 
in Bremen eine mehrstündige Streikver- 
sammlung auf der Bürgerweide statt. 
Anschließend wurde eine Demonstration 
von dort an der Bildungsbehörde vorbei 
bis zum Marktplatz durchgeführt. An 
der Abschlußkundgebung vor der Bür­
gerschaft beteiligten sich ca. 5300 Men­
schen.

Die Gesamtschülervertretung unter­
stützte den Streik. Einzelne Schulen 
wurden von Schülern besetzt, viele 
Schüler erschienen nicht in den Schulen 
und beteiligten sich z.T. an Kundgebung 
und Demonstration. Der Zentraleltern­
beirat forderte umfangreiche Neueinstel­
lungen, um etwas gegen die „weitgehen­
de Vergreisung“ der Lehrer zu tun. Un­
terstützung kam u.a. auch vom DGB

Kreis Bremen, der ÖTV, der GdP, dem 
Betriebsrat von Klöckner, der AG für 
Sozialdemokraten im Bildungsbereich. 
Der DGB-Sprecher bezeichnete Bürger­
meister Wedemeier als „Tarifbetrüger“, 
der GEW-Bundesvorsitzende Wunder 
sprach von „Beamten- und finanzpoliti­
scher Willkür“ und die GdP wertete den 
Streik als „Notwehr“ und ersten Schritt 
zur Legalisierung des Beamtenstreik­
rechts.

Die Forderungen der Lehrerinnen und 
Lehrer wurden praktisch von allen unter­
stützt. So auch von FDP und CDU. Das 
Mittel des Streiks wurde dagegen schon 
frühzeitig vor allem von der FDP abge­
lehnt. Disziplinarmaßnahmen wurden 
gefordert. Die Schülerunion verlangte 
nach dem Streik, „daß der Senator für 
Bildung diese Outlaws disziplinarisch 

mit voller Konsequenz verfolgt und Ge­
haltsabzüge durchführt“. Der Christli­
che Gewerkschaftsbund sah durch den 
Streik das „Berufsbeamtentum gefähr­
det“ und die CDU nannte ihn rechtswid­
rig. Gegenüber diesen Angriffen bezog 
sich der GEW-Landesvorstand auf das 
Koalitionsrecht im Grundgesetz, das 
auch Beamten zustehe und die Argumen­
tation der Internationalen Arbeitsorgani­
sation (ILO).

In der Bürgerschaftssitzung am 1.3. 
formierten sich dann die Gegner. CDU 
und FDP wollten mißbilligt sehen, daß 
sich auch Beamte am Streik beteiligten. 
Daneben forderten sie eine Stundenent­
lastung für ältere Lehrer und für Grund- 
und Sonderschullehrer. Bildungssenator 
Franke schickte Senatsdirektor Hoff­
mann vor, der noch weitergehender er­
klärte, weder Beamte noch Angestellte 
hätten streiken dürfen. Ein Gehaltsabzug 
sei geplant. Die SPD äußerte sich wider­
sprüchlich. Ihre Sprecherin zitierte eine 
Auffassung, nach der auch Beamte strei­
ken dürfen. Auf Nachfrage der Presse 
nannte sie den Streik später auch 
„rechtswidrig“. Nur die GRÜNEN 
stellten sich hinter die GEW, sprachen 
aber nicht von Streik, sondern von einem 
„unterrichtsfreien Tag“.

Weitere Verhandlungen zwischen Se­
nat und GEW sind erst Mitte März vor­
gesehen. Senatssprecher Hoffmann er­
klärte dazu schon, daß sich Bremen die 
kürzesten Lehrerarbeitszeiten in der 
BRD nicht länger leisten könne. Die 
Forderungen des Streiks sind demnach 
noch nicht durchgesetzt. — (wjo, AGB)

Tarifverträge
Tarifverträge für 

Anwaltsgehilfinnen
Hamburg. Nach langwierigen Verhand­
lungen ist seit dem 1.1.1989 in Hamburg 
ein zwischen der HBV und einer Ar­
beitsgemeinschaft von Rechtsanwältin­
nen und Rechtsanwälten geschlossener 
Tarifvertrag in Kraft. Die HBV hat fol­
gendes durchgesetzt: Die Bezahlung ge­
rade der jungen Frauen ist mit durch­
schnittlich 1900 DM monatlich viel zu 
niedrig. Hier konnte ein Eingangsgehalt 
nach Abschluß der Ausbildung von 2300 
DM durchgesetzt werden. Die Ausbil­
dungsvergütungen liegen mit DM 560 
im ersten und DM 725 im dritten Ausbil­
dungsjahr deutlich über den üblichen 
Vergütungen. Dafür mußte die HBV 
aber hinnehmen, daß die Gehälter der 
länger beschäftigten Frauen und der Bü­
rovorsteherinnen niedriger als üblich 
festgelegt wurden.

In Anwaltsbüros ist die 40-Stunden- 
Woche üblich, Überstunden werden in 
den seltensten Fällen bezahlt. Der Tarif­
vertrag bestimmt die wöchentliche Ar­
beitszeit mit 38,5 Stunden, ab der 38,5. 
Stunde ist ein Mehrarbeitszuschlag von
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10% zu zahlen, ab der 41. von 25%. Üb­
lich sind in Hamburger Anwaltsbüros 
fünf Wochen Urlaub, es gibt aber auch 
etliche, die nur den gesetzlichen Min­
desturlaub von 18 Werktagen bezahlen. 
Laut Tarifvertrag sind 1989 27 Arbeits­
tage Erholungsurlaub zu gewähren, ab 
1992 dann 30 Arbeitstage. Festgelegt ist 
weiterhin ein 13. Monatsgehalt, je 50% 
zum Urlaub und im Dezember auszu­
zahlen.

Viele kleinere Regelungen sind nütz­
lich: So wird die maximale Dauer der 
Mittagspause auf eine Stunde festge­
schrieben. Vor allem in den kleinen Bü­
ros müssen oft Zwangspausen von zwei 
Stunden gemacht werden, um abends 
lange geöffnet zu haben. Wenn 30% der 
geleisteten Tätigkeiten einer höheren Ta­
rifgruppe zugerechnet werden können, 
ist auch so einzugruppieren. Bei der Ein­
gruppierung wird generell so verfahren, 
daß außer der Ausbildung auch die durch 
Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse 
zu einer Höhergruppierung führen kön­
nen. Vor allem Bürogehilfinnen, die 
über lange Jahre für Anwälte gearbeitet 
haben, können wie gelernte Anwaltsge­
hilfinnen bezahlt werden, Anwaltsgehil- 
finnen unter bestimmten Bedingungen 
auch ohne Bürovorsteherausbildung wie 
Büro Vorsteherinnen.

An einer Veranstaltung der HBV zu 
dem Tarifvertrag haben über 60 Frauen 
und einige Männer teilgenommen. Ge­
wünscht werden regelmäßige Treffen, 
die der Ausbildung und Beratung über 
gewerkschaftliche Arbeitsmöglichkeiten 
in Anwaltsbüros dienen sollen. — (mek)

Kapovaz
Klage gegen 

Peek&Cloppenburg
Mannheim. „Die Arbeitszeit richtet sich 
nach dem Arbeitsanfall und wird von 
Fall zu Fall zwischen dem Arbeitgeber 
und dem Arbeitnehmer abgesprochen“, 
so der vorformulierte Arbeitsvertrag. 
Kapazitätsorientierte variable Arbeits­
zeit (,,Kapovaz“-Verträge) und noch 
nicht einmal mit einer Zeitstundenver­
einbarung — das bedeutet neben der völ­
lig ungeregelten Arbeitszeit auch eine to­
tale finanzielle Unsicherheit; denn in der 
Praxis bestimmt allein der Arbeitgeber 
Umfang und Lage der Arbeitszeit. Daß 
solche Arbeitsvertäge praktisch auch ei­
ne Kündigung ersetzen, haben jetzt drei 
Arbeitnehmerinnen erlebt, die überhaupt 
nicht mehr zur Arbeit „gerufen“ wurden 
und damit ihr Einkommen verloren 
haben.

Vor dem Mannheimer Arbeitsgericht 
klagen die drei, darunter die Betriebs­
ratsvorsitzende, gegen das Bekleidungs­
haus Peek&Cloppenburg auf Weiterzah­
lung ihres Gehalts entsprechend dem 
Durchschnitt der letzten drei Beschäfti­
gungsmonate. Die Firma P&C wollte 

den Prozeß möglichst vermeiden. Einer 
Klägerin bot sie in der Güteverhandlung 
eine Abfindung von zehn Monatsgehäl­
tern an, einer anderen die Erfüllung aller 
ihrer Forderungen, wenn sie sich von 
Mannheim wegversetzen ließe.

Besonderen Unmut der großen Zuhö­
rerschaft zog der Prozeßvertreter von 
P&C auf sich, als er ausführte, bei P&C 
würde bundesweit „nur ein Bodensatz 
von 20 %“ in solchen Arbeitsverhältnis­
sen beschäftigt, die doch gerade auf die 
Bedürfnisse von Studierenden und Haus­
frauen zugeschnitten seien. Im übrigen 
könnten sie jederzeit die Arbeitsangebo­
te ablehnen. Über große Zeitungsannon­
cen sucht P&C derzeit weitere Opfer als 
„Stamm-Aushilfen“. Die drei Kollegin­
nen lehnten die Vergleichsangebote ab, 
denn Hunderte anderer Beschäftigter 
warten auf eine Grundsatzentscheidung. 
Am 11.4., 11.30 Uhr, wird weiter ver­
handelt.

Bundesweit erzielt P&C in 37 Filialen 
mit 6-8000 Beschäftigten einen Umsatz 
von 1,3 Mrd DM jährlich. Im Mannhei­
mer Haus arbeiten 134 Festangestellte 
und 178 Arbeitskräfte — meist Frauen — 
in Teilzeit „auf Abruf“.

Nach dem Urteil des Bundesarbeitsge­
richts vom 28.9.88 (1ABR41/87), das 
das Mitbestimmungsrecht des Betriebs­
rats auch bei Teilzeitarbeit und Kapovaz 
bestätigt, erwartet die HBV, die Rechts­
hilfe im Prozeß gewährt, eine grundsätz­
liche Entscheidung gegen solche Verträ­
ge ohne Zeitstundenvereinbarung. Sie 
ruft die Betriebsräte insbesondere in 
Handelsunternehmen auf, jetzt zügig das 
Mitbestimmungsrecht wahrzunehmen 
und Betriebsvereinbarungen zur Gestal­
tung der Teilzeitarbeit abzuschließen, 
die den Arbeitgeber daran hindern, ka­
pazitätsorientierte Arbeitszeiten einseitig 
anzuordnen. Das soll „ausschließen, daß 
den Arbeitnehmern Arbeitszeiten aufge­
zwungen werden, die ausschließlich den 
betriebswirtschaftlichen Interessen des 
Unternehmens entsprechen“, so die 
HBV in ihrem Pressedienst 12/89. Die 
dem BAG-Urteil zugrundeliegende 
Rechtsbeschwerde der Kaufhof AG war 
zurückgewiesen worden mit dem Hin­
weis, daß auch der Einsatz von Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmern in Ka­
povaz nicht einseitig anordbar, sondern 
auf die Zustimmung des Betriebsrats an­
gewiesen sei. — (bar)

Einzelhandel Bayern 

Tarifkommission: 
180 DM Festgeld

München. Der Durchschnittsverdienst 
einer weiblichen Angestellten in Bayern 
betrug im Jahr 1987 2361 DM brutto 
(männlicher Angestellter: 3452 DM 
brutto). 63% der weiblichen Angestell­
ten sind in der Tarifgruppe II eingrup­
piert, d.h. sie haben einen Bruttolohn je 

nach Beschäftigungsjahr von 15900 DM 
(1. Beschäftigungsjahr) bis 2295 DM (6. 
Beschäftigungsjahr), 21% der weibli­
chen Angestellten sind in den Tarifgrup- 
pen III(Erstverkäuferin — brutto von 
1 25 DM bis 2651 DM) und IV (Sub­
stitutin — brutto von 2591 DM bis 3 110 
DM) beschäftigt, und nur 6% der weibli­
chen Angestellten belegt die Tarifgruppe 
V (Abteilungsleiterin — brutto 3 077 DM 
bis 3 786 DM).

Die niedrigen Löhne lassen die Ein­
führung von Prämiensystemen im Ver­
kauf greifen und zwingen viele Beschäf­
tigte, ihre Einsatzzeiten selbst nach der 
Kundenfrequenz zu richten, was die In­
tensivierung und Flexibilisierung der 
Arbeit beschleunigt. Andere sind ge­
zwungen, mit Zweitjobs ihre finanzielle 
Situation zu verbessern, was wiederum 
auf Kosten der Gesundheit und der Teil­
nahme am sozialen Leben geht.

Die HBV-Mitgliederversammlung des 
Kaufhauses Hertie hatte in Vorbereitung 
der Tarifrunde untersucht, wie die Le­
benslage der schlecht Verdienenden aus­
sieht, und festgestellt, daß heute der 
Großteil der Verkäuferinnen nicht mehr 
nur die „Zuverdiener“ sind, sondern mit 
diesen Gehältern als Nichtverheiratete 
oder Alleinerziehende den Lebensunter­
halt bestreiten müssen. Eine besondere 
Anhebung der unteren Tarifgruppen er­
schien deshalb notwendig. In den letzten 
Tarifrunden wurde bei Mindestforderun­
gen schnell der DM-Betrag fallen gelas­
sen, das bewog die Mitgliederversamm­
lung, die Festgeldforderung von 180 
DM für alle aufzustellen.

Nicht umsonst übernahm der Münch­
ner Fachgruppenvorstand diese Forde­
rung; die Lebenshaltungskosten in Mün­
chen bedeuten bei einem Gehalt von net­
to 1400 DM eine Existenz am Rande der 
Sozialhilfe. Auch andere Tarifbereiche 
Bayerns hatten Forderungen aufgestellt, 
die eine überproportionale Berücksichti­
gung der niedrigen Einkommen vorsah.

Weitere Forderungen für die Tarifrun­
de sind: Erhöhung der Ausbildungsver­
gütungen um 100 DM, Verkürzung der 
Berufsjahrestaffel in den Beschäfti­
gungsgruppen II bis V um ein Jahr, 
Streichung der Jugendlichenabschläge. 
— (dar)
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Konti-Schichtarbeit

Betriebsrat verlangt 
Erleichterungen

Hamburg. Auf der Betriebsversamm­
lung am 9.3. hat der Betriebsrat der 
Hamburger Aluminium Werke (HAW) 
zur Lage der Kontischichtarbeiter Stel­
lung genommen und Forderungen zur 
Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen 
aufgestellt.

Von den 750 Arbeitern und Angestell­
ten der HAW arbeiten 50% in Konti­
schicht. Von den Arbeitern in den Pro­
duktionshallen sind über die Hälfte Ar­
beiter aus dem Ausland. Der Schicht­
rhythmus: 7 Tage Nachtschicht — 7 Ta­
ge Spätschicht — 7 Tage Frühschicht. 
Auf einer Schicht liegt noch eine Frei­
schicht, damit im Durchschnitt die 40- 
Stunden-Woche erreicht wird. Alle vier

Das Schaubild zeigt in der linken Abbildung einen Vergleich zwischem dem Nettotarif­
lohn eines Kontischichtarbeiters und eines Tagschichtarbeiters in den verschiedenen 
Entgeltgruppen (Steuerklasse III, 2 Kinder). Die dunklen Säulen stellen den Nettolohn 
des Schichtarbeiters dar. In den unteren Lohngruppen sind die Lohnbestandteile aus 
der Schichtarbeit lebensnotwendig. Das rechte Bild zeigt die Altersstruktur aller Ar­
beiter und Angestellten bei HAW. Mehr als die Hälfte der Belegschaft hat das 40. 
Lebensjahr bereits überschritten. Die Kapitalisten wollen mit Macht verjüngen und 
ältere Arbeiter aus dem Betrieb entfernen.

Wochen ist ein Wochenende frei, anson­
sten liegen die freien Tage innerhalb der 
Woche. Der Schichtplan setzt sich Jahr 
für Jahr im selben Rhythmus fort. Ein 
Kontischichtarbeiter kann sich jetzt 
schon ausrechnen, ob er 1990 Weih­
nachten frei hat. Fällt z.B. die Spät­
schicht auf den 24.12., dann setzt sich 
das sechs Jahre lang so fort, bis auf den 
24.12. wieder eine Freischicht fällt. 
Dies ist nur ein kleines Beispiel dafür, 
wie die Lebenszeit des Arbeiters durch 
die Kontischicht in Arbeitszeit für den 
Kapitalisten verwandelt ist. Das Leben 
eines Schichtarbeiters läßt sich nur 
schwer beschreiben. Neben den gesund­
heitlichen Belastungen, die hinlänglich 
bekannt sind, sind es vor allem die sozia­
len Auswirkungen. Die Beteiligung am 
sozialen, kulturellen und politischen Le­
ben der Gesellschaft ist für den Konti­
schichtarbeiter nahezu unmöglich. Die 
Gesellschaft bewegt sich noch im großen 
und ganzen im Wochenrhythmus mit 

dem freien Wochenende, der ja für den 
Kontischichtarbeiter nicht gilt. Sie sind 
bereits in dem Zustand, in den die Kapi­
talisten die ganze Gesellschaft bringen 
wollen.

Der Lohn des Kontischichtarbeiters 
unterscheidet sich vom Lohn des Tag­
schichtarbeiters durch eine lOprozentige 
Schichtzulage und durch die steuer- und 
sozialversicherungsfreien Zuschläge für 
Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit. Es 
sind vor allem diese Zuschläge, welche 
die Kontischichtarbeit im Nettolohn von 
der Tagschichtarbeit um ca. 400 DM in 
der Entgeltgruppe 2 unterscheiden (siehe 
Schaubild). Im Falle der Arbeitslosig­
keit. Krankheit oder im Rentenfall wer-

den diese Lohnbestandteile jedoch nicht 
mitgerechnet.

Der größte Teil der Kontischichtarbei­
ter bei HAW ist bereits länger als zehn 
Jahre in der Schicht. Viele haben die 
Aluminiumhütte mit angefahren, was in 
den ersten Jahren zu erheblicher Überar­
beit führte. Vor allem die ausländischen 
Arbeiter (damals untergebracht in alten 
Baubaracken direkt neben dem Alumini­
umwerk) haben in den 70er Jahren bis zu 
30 Tagen im Monat gearbeitet, wohlge­
merkt in Kontischicht. Auch mit zuneh­
mendem Alter ist jetzt ein Zustand er­
reicht, wo viele am Rand ihrer Lebens­
kraft sind. Freiwillige Auflösungsver­
träge bei ausländischen Arbeitern neh­
men zu. Viele haben die Fähigkeit, ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen, fast vollstän­
dig verloren, erhalten aber keine 
Erwerbsunfähigkeitsrente. Kündigungen 
selbst von anerkannten Schwerbehinder­
ten sind an der Tagesordnung. Harte jah­
relange Auseinandersetzungen des Be­

triebsrats mit Krankheitskündigungen 
sind in eine schwierige Phase geraten, 
weil selbst die Hauptfürsorgestelle Kün­
digungen von Schwerbehinderten zu­
stimmt. Der Betriebsrat hat deshalb eine 
neue Inititative unternommen, um die 
Gegenwehr der Belegschaft zu stärken. 
Aus Anlaß des Sozialberichts der Ge­
schäftsleitung hat der Betriebsrat auf der 
Betriebsversammlung die Diskussion um 
die Schichtarbeit eröffnet.

Der Betriebsrat hat auf der Betriebs­
versammlung folgende Forderungen auf­
gestellt:
— Schaffung von mehr Tagschichtar­

beitsplätzen für Arbeiter, die die Konti­
schicht verlassen wollen.
— Keine körperlich schwere Arbeit in 

der Zeit zwischen 1.00 und 4.00 Uhr 
nachts.
— Änderung in der Arbeitsorganisa­

tion, um die Nachtschichten abzubauen.
— Bessere Ausstattung der Pausenräu­

me für die Erholzeiten.
— Stärkere Berücksichtigung der Be­

dürfnisse der Arbeiter bei der Urlaubs­
planung.
— Schaffung von Arbeitsbedingungen, 

die man bis zum Rentenalter durchhalten 
kann.

Der Betriebsrat stellte in der Ver­
sammlung die Frage, ob sich jemand 
vorstellen könne, unter den herrschen­
den Arbeitsbedingungen bis 65 zu arbei­
ten, wie es die Rentenreform vorsieht? 
Die Frage war rhetorisch. Dies kann sich 
keiner vorstellen. Aber welche Alterna­
tive hat ein Arbeiter? Arbeiten bis zum 
Umfallen mit der Gewißheit, das Ren­
tenalter nicht zu erreichen? Frühzeitig in 
Rente zu gehen und Rentenkürzungen 
hinnehmen, die ein normales Leben 
nicht mehr gestatten?

Der Betriebsrat rief zu gemeinsamen 
Anstrengungen auf, um eine Verbesse­
rung der Arbeitsbedingungen für die 
Schichtarbeiter durchzusetzen. Die Situ­
ation ist nicht einfach. Eine betriebliche 
Auseinandersetzung um die Verbesse­
rung der Lage der Schichtarbeiter kann 
sich weder auf gesetzliche noch tarif­
liche Vorschriften stützen. Gegen die 
Nachtarbeit gibt es buchstäblich keinen 
Schutz. Schwere körperliche Arbeit in 
der Nacht ist durch nichts eingeschränkt. 
In der IG Chemie gibt es keine konkreten 
Forderungen. Es wird eher über die 
Schichtplangestaltung geredet, als über 
konkrete Schutzvorschriften. Die Ab­
sicht der Kapitalisten, Schichtarbeit aus 
wirtschaftlichen Gründen auszudehnen, 
wird akzeptiert. Schichtarbeit aus 
wirtschaftlichen Gründen, damit hätten 
die Chemiekapitalisten schon alles im 
Sack.

Ohne tarifliche und gesetzliche Vor­
schriften gegen die Nachtarbeit durchzu­
setzen, werden auch betriebliche Aus­
einandersetzungen nur begrenzt Erfolg 
haben können. Man muß die betriebliche 
Auseinandersetzung dennoch führen. 
Eine andere Wahl bleibt nicht. — (güt)
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Ausländerpolitik 
Demonstration in 

Nürnberg
München. Auf der landesweiten Demon­
stration am 11. März in Nürnberg haben 
sich nach Angaben der Veranstalter 
zehntausend, nach Angaben der Presse 
und eigener Schätzung ca. sechstausend 
Menschen beteiligt. Bei der Auftakt­
kundgebung sprachen u.a. Cengiz Dogu 
und Cengiz Yürü als Betroffene. C. 
Dogu ist seit 1981 in der BRD und war 
als Asylbewerber sechs Jahre im Lager. 
Obwohl politisch und als Dichter in der 
Türkei und hier aktiv, bekommt er bis­
lang kein Asyl.

C. Yürü, Türke und in Nürnberg auf­
gewachsen, soll die politische Betäti­
gung untersagt werden. Ihm wird eine 
räumliche Begrenzung des Aufenthalts 
angedroht. Im Kampf dagegen wurde er 
von einer breiten Bewegung unterstützt, 
so daß die Stadt Nürnberg sich inzwi­
schen gegen den Wunsch des Innenmini­
steriums stellte und das Verfahren gegen 
ihn einstellte.

Es lohnt sich, die städtischen Vertre­
tungsorgane mit der Bewegung zu kon­
frontieren und sie aus der Front mit der 
Landesregierung herauszubrechen. Die 
Landes- und Bundesregierung wollen die 
Städte als ausführendes Organ der reak­
tionären Ausländerpolitik einsetzen. Sie 
werden nicht nur die Zahl der Demon­
strationsteilnehmer beachten müssen, 
sondern auch mit Sorge feststellen, daß 
der Gesetzesvollzug immer unbeliebter 
wird. Es ist z.B. beachtenswert, wenn 
sich der Münchner Bürgermeister Dr. 
Klaus Hahnzog in seiner Kundgebungs­
rede nicht nur gegen die geplanten Ge­
setzesverschärfungen, sondern für eine 
Politik ausspricht, die die Ausländerbe­
hörden überflüssig macht.

Gleiche Rechte für Ausländer und 
Deutsche, keine Verschärfung der Aus­
ländergesetze, für das Grundrecht auf 
Asyl wurde von allen Rednern gefordert. 
Die Forderung nach kommunalem Wahl­
recht wurde von O. Schily und der SPD- 
Abgeordneten R. Schmidt bekräftigt, 
unklar blieb aber, ob kommunales Wahl­
recht für EG-Ausländer, für alle oder der 
Modellversuch in Hamburg, der nur aus­
gewählten Europäern das kommunale 
Wahlrecht zubilligt.

Die meisten verbanden diese Forde­
rungen aber mit der Aussage, daß Aus­
länder zum Wohl aller beitragen wür­
den. Das setzt sich gefährlich wenig von 
der Politik der Kapitalisten und reaktio­
närer Kreise ab. Diese sehen „den Aus­
länder“ nicht als Menschen, der erst 
menschenwürdig leben kann, wenn er 
auch politische Rechte hat, sondern als 
Material, das verwertet wird. Mit dieser 
Linie kann man auch nicht die Verschär­
fung der politischen Entrechtung von 
Immigranten und Flüchtlingen verhin­
dern, die ein Kernpunkt der Ausländer-

Zum Vergleich: Kommunales Wahlrecht in Europa
□ Linder rrul Kommunafwahlfechl für Ausländer (mit dem Einluhrungsjahr) 
RI Lander mit geplantem oder beschrankt geltendem Kommunalwahlrecht 
lur Ausländerinnen

FS Lander mit Wahlverbot für Einwanderer/innen und Flüchtlinge

Kommunales Wahlrecht in Europa (Stand 
1987) — in einigen Ländern wie Schwe­
den schon länger gewährt.

gesetzentwürfe sind. Denn jemand, der 
z.B. für den bewaffneten Befreiungs­
kampf der Kurden eintritt, stört natürlich 
das „Wohl“ der Herrschenden hier.

Diese Demonstration war bestimmt 
gerade in Bayern ein guter Schritt in der 
Zusammenarbeit derer, die gegen die 
Ausländerpolitik sind. Zumal von CDU 
und FDP kürzlich angekündigt wurde, 
man könne die Ausländergesetze bald 
verabschieden. Es soll daraus auch ein 
Koordinationskreis entstehen für die Ak­
tivitäten in Bayern. Eine klarere Kritik 
an der Ausländerpolitik ist aber von 
nöten, um gegen die massiven Angriffe 
in nächster Zeit angehen zu können. 
— (baf, lsc)

Europawahlen

Antifaschistische 
Bündnispolitik

Kiel. Am 4. Februar demonstrierten ca. 
600 Antifaschisten/-innen in Kiel (siehe 
Foto) unter den Forderungen „Faschis­
mus darf nicht wählbar sein“ und 
„Wahlrecht für Ausländer“. Dies war 
für das antifaschistische Bündnis ange­
sichts der kurzen Mobilisierung von nur 
drei Tagen ein Erfolg. Dieses Bündnis 
hatte sich gebildet, nachdem die Repu­
blikaner und die DVU ihre Kandidatur 
zu den Europawahlen angekündigt hatten 
und die DVU ihre faschistische Post­
wurfsendung verteilen ließ. Gegen die 
Verteilung hatten sich mehr als 100 Be­
dienstete der Post ausgesprochen. Erst 
durch massiven Druck durch den Präsi­
denten der Oberpostdirektion wurde die 
Verteilung durchgeführt. Dazu die Pres­
seerklärung der Amtsgruppe Kiel der 
Deutschen Postgewerkschaft: „Postbo­
ten wollen sich gegen die Verteilung aus­
länderfeindlicher Wurfsendungen zur 
Wehr setzen! Schon mehrere Male muß­
ten Zusteller/-innen des Postamtes Kiel 
Wurfsendungen rechtsextremistischer 
und ausländerfeindlicher Organisationen 
verteilen. 1984 und 85 Wurfsendungen 
der ,Kieler Liste für Ausländerbegren­

zung4 (KLA) (jetzt: Republikaner, d. 
Verf.). 1988 zur Landtagswahl Wurfsen­
dungen der NPD und der DVU . . . An­
gesichts der Welle von Ausländerfeind­
lichkeit in unserem Lande und gerade 
angesichts der leidvollen Erfahrungen in 
der jüngsten deutschen Geschichte kann 
ein solches Verfahren bei der Deutschen 
Bundespost nicht länger hingenommen 
werden.“

Das Antifa-Bündnis hatte für den 24. 
1.89 zu einer öffentlichen Rückgabeak­
tion der Postwurfsendung aufgerufen. 
Etwa 100 Personen übergaben dem Lei­
ter des Hauptpostamtes die faschistische 
Sendung. Unterstützung erhielten die 
Postzusteller/-innen durch die Vertrau­
ensleutevollversammlung der IG Metall 
bei der Howaldtswerke Deutsche Werft 
AG (HDW). Am 26.1. verabschiedete 
sie folgende, an den Bundespostminister 
gerichtete Resolution: „In diesen Tagen 
haben wir eine Wurfsendung der ,Liste 
D‘ erhalten. Wie Sie wissen, ist diese 
Liste ein Wahlbündnis der faschistischen 
Organisationen NPD und DVU zu den 
EG-Wahlen 1989. Ein Schwerpunkt des 
Wahlkampfes ist die ausländerfeindliche 
Hetze, die sich insbesondere gegen unse­
re ausländischen Kollegen und Kollegin­
nen und Asylsuchende richtet . . . Wir 
bitten Sie, alle aus Anlaß der Verteilung 
der DVU/Liste D-Wurfsendungen ent­
standenen Disziplinarmaßnahmen und 
evt. Kündigungen zurückzunehmen.“ 
Schon am 10.12.88 hatten die Delegier­
ten des Bezirkstages der IG Druck und 
Papier folgendes Papier beschlossen: 
„Die zuständigen Stellen werden aufge­
fordert, die sogenannten Republikaner 
und die Liste D nicht zur Europawahl 
zuzulassen. Eine Wahlwerbung mit fa­
schistischen Inhalten darf nicht über die 
Medien verbreitet werden. Wir bekräfti­
gen in diesem Zusammenhang unsere 
Forderung nach Verbot und Auflösung 
aller faschistischen Organisationen ge­
mäß Art. 139 Grundgesetz . . . Keine 
Wahlfreiheit für Faschisten! Wahlrecht 
für Ausländer!“ Diese Forderungen 
werden auch von der Mehrheit des Anti­
fa-Bündnisses getragen. — (mes)

Demonstration gegen Rassistentagung 
in Schleswig, September 1986
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Kampf gegen Militärbelastungen

Auch für staatstreuen Widerstand kenn 
Pardon, wenn die Truppe üben muß

Als am 26.8.1986 die Stadt Munster 
einer Vereinbarung zustimmt, der Bun­
deswehr ein Gebiet von ca. 28 ha zur 
Nutzung zu überlassen, gründet sich in 
der von dieser Regelung betroffenen 
Gemeinde Breloh eine „Bürgerinitiative 
gegen noch mehr militärische Bela­
stung“ (BIB). Das Militär verlangt das 
Gebiet für infanteristische Übungen, da 
der bisherige Raum auf dem Truppen­
übungsplatz Munster Nord nicht mehr 
ausreiche. „Großzügig“ gesteht die 
Bundeswehr zu, daß eine seit 1965 ge­
forderte Schutzzone ab 540 m westlich 
des Ortskems Breloh erhalten bleiben 
solle.

Die Fläche Brelohs mit seinen ca. 
3000 Einwohnern, seit einigen Jahren in 
die Stadt Munster eingemeindet, ist zu 
82,1% durch Truppenübungsplätze und 
verschiedene innerörtliche Bundeslie­

Fallingbostel 1987: Demonstration gegen das Herbstmanöver „Certain Strike“. Von 
den drei Bürgerinitiativen im Kreis (neben der BIB eine Dorfmarker Gruppe gegen den 
Schießlärm vom Übungsplatz Bergen und ein inzwischen eingetragener Verein gegen 
das von britischen NATO-Truppen genutzte Gebiet des Soltau-Lüneburg-Abkom- 
mens) beteiligen sich nur Mitglieder aus Dorfmark. Keine der Initiativen ruft auf.

genschaften belegt. Bis auf den Süden ist 
Breloh praktisch von Manövergebiet 
umgeben. Das heißt dauernder Militär­
verkehr, Dreck, Erschütterungen und 
Krach wie in einem Industriegebiet. Das 
ergeben Lärmmessungen beim Zünden 
von Übungsfeuerwerkskörpern; Schie­
ßen mit schwerer Panzer- und Artillerie­
munition wurde noch nicht einmal be­
rücksichtigt. Die Erweiterung des Trup­
penübungsplatzes würde das Dorf weiter 
einschnüren. Einzelne Häuser wären 
dann nicht weiter als 70 m von der üben­
den Truppe entfernt. Staatssekretär Er- 
misch vom Bundesverteidigungsministe­
rium dazu kaltschnäuzig: „Würde man 
auch auf die nordwestlich von Breloh ge­
legenen Häuser Rücksicht nehmen, so 

werde die verbleibende Übungsfläche zu 
klein.“ Es ist die Auslöschung des Ortes 
in kleinen Raten.

Die Ratsfraktion der CDU, mit über­
großer Mehrheit im Münsteraner Rat 
vertreten, setzt den anstehenden Be­
schluß zu der Vertragsregelung von der 
Tagesordnung ab und sieht sich zu einer 
Informationsveranstaltung gezwungen. 
Da sollen Wogen, offensichtlich auch in 
den eigenen Reihen, geglättet werden. 
„Wir müssen den Realitäten ins Auge 
sehen“, droht Munsters Stadtdirektor 
Peters. Auf Grundlage des Landbeschaf­
fungsgesetzes seien in Verhandlungen 
von 1961-1965 zwischen dem Bundes­
verteidigungsministerium und dem Land 
Niedersachsen Verträge geschaffen wor­
den, die die Grundlage für die Land­
nahme bilden und unumstößlich seien. 
Das Landbeschaffungsgesetz regelt die

Grundstückbeschaffung für Verteidi­
gungszwecke. Es sieht nur eine Anhö­
rung der Landesregierung und der be­
troffenen Gemeinde vor, Enteignung ist 
möglich, bei Weigerung des Betroffenen 
„vorzeitige Besitzeinweisung“. Die 
Bürgerinitiative weist daraufhin, daß die 
damaligen Verträge „unter massivem 
Druck durchgeführt worden seien und 
einer Enteignung glichen“.

250 Breloher übergeben Stadtdirektor 
Peters ein Schreiben, in dem die Stadt 
Munster aufgefordert wird, „eine Aus­
dehnung des Truppenübungsplatzes im 
Bereich der Gemarkungen von Breloh 
durch sorgfältige Verhandlungen zu ver­
hindern . . . Die Umschließung des Orts­
teils durch den Truppenübungsplatz for­

dere seit Jahrzehnten von den Bewoh­
nern besondere Opfer.“ In einem offe­
nen Brief wird der Landrat des Kreises 
gebeten, „bei der Landesregierung Nie­
dersachsen vorstellig zu werden und in 
unserem Namen die Zustimmungserklä­
rung der niedersächsischen Landesregie­
rung an den Bundesminister der Vertei­
digung aus dem Jahre 1965 kritisch in 
Frage zu stellen.“

Die höfliche Form und die prinzipielle 
Anerkennung des Verteidigungsauftrags 
nützen nichts. Landrat Buhr äußert sich 
nicht zu dem Brief. Zu einer Versamm­
lung der BIB, zu der die Ratsmitglieder 
eingeladen werden, droht Stadtdirektor 
Peters, daß nach dem Paragraphen 63 
der Niedersächsischen Gemeindeord­
nung die Teilnahme von Ratsmitgliedern 
an der Versammlung mit dem Kommu­
nalrecht nicht vereinbar sei. Nichts­
destotrotz sind alle Parteien vertreten. 
Die CDUler plädieren für Abwarten, die 
SPD will stichhaltige Begründungen für 
eine Erweiterung und schlägt vor, an­
dere Flächen anzubieten und bewegt sich 
damit auf der Linie der BIB.

Die Bürgerinitiative wendet sich an 
den Petitionsausschuß des Bundestages. 
Ein endgültiges Votum hat der bis jetzt 
noch nicht abgegeben. Öffentliche Ver­
anstaltungen werden organisiert, Politi­
ker eingeladen. Die BIB erreicht eine 
zweimalige schriftliche Zusicherung des 
Stadtdirektors, daß die Stadt keinem 
Vertrag über die besonders umstrittene 
Fläche 11 zustimmen werde, solange der 
Petitionsausschuß sich nicht abschlie­
ßend geäußert habe. Mehr als 40 Gegner 
der Landnahme pachten ein Stück des 
Geländes, das für die Erweiterung vor­
gesehen ist.

Im niedersächsischen Landtag ver­
schanzt sich der damalige Innenminister 
und Oberst der Reserve Hasselmann hin­
ter dem Landbeschaffungsgesetz. Der 
Kreistag, der ansonsten vollmundig die 
übermäßige militärische Belastung des 
Kreises beklagt (und dabei hauptsächlich 
die britischen Truppen im Auge hat — 
von wegen eingeschränkter Souveräni­
tät), hält sich mit einer eindeutigen Stel­
lungnahme für die Interessen der Bre­
loher zurück, gegen die Stimmen der 
zwei Grünen. Eine Besichtigung und Be­
ratung des Kreisausschusses für Panzer- 
und Truppenschäden wird auf Antrag ei­
nes CDU-Mitgliedes aus Munster abge­
brochen, als der Kreistagsabgeordnete 
der Grünen den Oberkreisdirektor an­
greift, daß er nichts Entscheidendes ge­
gen die Militärbelastungen tue. Der Aus­
schußvorsitzende erklärt ihm: „Sie sind 
einen Schritt zu weit gegangen, zumal es
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um eine Frage der Landesverteidigung 
ging.“

Die Bundeswehr schafft Fakten. Sie 
erwirbt die Flächen 12 a und 12 c „Am 
Hahnenberg“ und nutzt sie seit Januar 
1988 militärisch. In die geplanten Erwei­
terungsflächen werden Schneisen ge­
schlagen, die die angestrebten Grenzen 
markieren sollen. Bestimmte Gebiete in 
der Nähe Brelohs werden, obzwar nur 
zur infanteristischen Ausbildung ausge­
wiesen, für Schießübungen mit 155 mm 
Haubitzen genutzt.

Anfang November 1988 kommt dann 
der große Coup. In aller Heimlichkeit 
einigt sich das Bundesverteidigungsmi­
nisterium mit Bürgermeister Schröder 
und Stadtdirektor Peters auf einen Ge­
stattungsvertrag, nach fünf Jahren von 
der Stadt Munster kündbar, über die In­
anspruchnahme von 11,7 ha der verlang­
ten Fläche 11. Als Bonbon soll an 
Wochenenden, Feiertagen und in der 
Nacht aufs Schießen verzichtet werden. 
Großzügig sollen verschiedene Wander­
wege, die ab 1972 wegen „Windbruch­
gefahr“ gesperrt wurden, wieder freige­
geben werden — wohlgemerkt nur zu 
den Zeiten, wo nicht geschossen wird! 

Das Einverständnis der Stadt wird „be­
lohnt“ mit einer Zusage des Verteidi­
gungsministeriums, im Süden Munsters 
eine Panzertrasse am Rande des Trup­
penübungsplatzes Munster Süd zu bau­
en, um die dort gelegenen Ortschaften 
vom Militärverkehr zu entlasten. Die 
Kosten von sieben Millionen DM will 
das Verteidigunsministerium allein über­
nehmen. Für den Bau der Trasse war 
vorher veranschlagt, daß Land, Stadt 
und Kreis 900000 DM aufzubringen ha­
ben. Von diesen Zuckerstückchen abge­
sehen, hat das Verteidigungsministerium 
offensichtlich mit der Peitsche geknallt. 
Schröder erklärt: „Und was wir erreicht 
haben, ist doch unter anderem, daß ... 
die Existenz dieses Teils Munsters als 
gesichert anzusehen ist, wenn die Verab­
redungen wirksam werden.“

Die Empörung ist groß. Auf einer 
Ratssitzung am 17.11.88 soll der Ver­
trag abgesegnet werden. Die Stadt muß 
die Sitzung in die Aula des Gymnasiums 
verlegen. 170 Zuschauer sind da. Darun­
ter laut Angaben der BIB mindestens 10 
Polizeibeamte, aus „präventiven Grün­
den“, so der persönlich anwesende Lei­
ter des Münsteraner Polizeireviers. Und 

das halbe Dutzend Polizeifahrzeuge rund 
um die Aula stehe „nur“ im Zusammen­
hang mit einer zusätzlichen Verkehrs­
überwachung durch die Celler Polizei. 
Der Vertrag wird mit 20 Stimmen der 
CDU gegen 10 Stimmen von SPD und 
FDP verabschiedet. Es ist eine Vorent­
scheidung, die nicht ohne Wirkung auf 
den Petitionsausschuß bleiben wird. Die­
ser fordert vom Verteidigungsministeri­
um, „aus grundsätzlichen Erwägungen 
und auch, um die Glaubwürdigkeit des 
Petitionsausschusses nicht in Frage zu 
stellen“, den Vertrag noch nicht abzu­
schließen. Zugleich setzt eine verschärf­
te Hetze auf die Gegner der Übungs­
platzerweiterung ein; ihr prinzipielles 
Bekenntnis zu Bundeswehr und Verteidi­
gungsauftrag nützt ihnen da gar nichts.

Die Hoffnungen der BIB auf eine posi­
tive Entscheidung des Petitionsausschus­
ses sind trügerisch, soweit überhaupt 
noch ernsthaft vorhanden. Das Duo 
Schröder und Peters hat dazu schon er­
klärt: „Im übrigen ist anzumerken, daß 
der Petitionsausschuß nur Sachverhalte 
aufklären und der Bundesverwaltung 
Empfehlungen geben kann — aber keine 
Weisungen.“ — (sts)

Der Landkreis — 
ein riesiges Heerlager

„Der Landkreis leistet seinen Beitrag 
zum Verteidigungsauftrag und zu den 
hierzu eingegangenen völkerrechtli­
chen Verpflichtungen in ungewöhnlich 
hohem Maße. Außer den Truppen­
übungsplätze Bergen, Munster-Nord 
und Munster-Süd, die zum überwie­
genden Teil im Landkreis Soltau-Fal­
lingbostel liegen, ist der Übungsraum 
des Soltau-Lüneburg-Abkommens als 
militärischer Übungsplatz in einem 
bewohnten Gebiet eine starke Bela­
stung des Landkreises. In der Bundes­
republik Deutschland nehmen Bundes­
wehr und NATO ca. 2530 qkm, Streit­
kräfte der Entsendestaaten zusätzlich 
1520 qkm für militärische Zwecke in 
Anspruch. Von diesen insgesamt ca. 
4050 qkm liegen ca. 500 qkm, d.h. 
mehr als 12%, im Landkreis Soltau- 
Fallingbostel. Zusätzlich zu dieser mi­
litärischen Belastung am Boden wird 
der Landkreis in einer Größe von ca. 
290 qkm von Teilen des Tiefstflugge­
bietes AREA 5 (75 m Mindestflughö­
he) und außerdem von einem Nachttief­
flugsystem für Tornado-Flüge über­
deckt.“ (Regionales Raumordnungs­
programm für den Landkreis Soltau- 
Fallingbostel/Entwurf 1987)

Munster — 
militärisches Zentrum

Die wichtigsten Einrichtungen: 
„Kampftruppenschule 2 —

Zentrum für die gepanzerten

Kampftruppen
... für die Weiterentwicklung 

der Führungsgrundsätze, des 
Wehrmaterials und insbesondere für 
die Ausbildung der Unterführer und 
Führer zuständig ist die . .. seit über 
25 Jahren bestehende Kampftruppen­
schule 2 ... Neue Organisationsfor­
men bei den gepanzerten Kampftrup­
pen, neues Material, das Zusammen­
wirken zwischen Kampfunterstüt­
zungstruppen und anderen Truppen­
gattungen, neue Einsatzverfahren — 
sie werden zwar gelegentlich auf der 
Hardthöhe der Presse mündlich er­
läutert, in Praxis wird das alles meist 
film- und fernsehgerecht in der Lü­
neburger Heide vorgestellt, und 
zwar nicht von einem beliebigen Ba­
taillon, sondern von der Kampftrup­
penschule 2 in Verbindung mit der 
ihr unterstellten Panzerlehrbrigade 
9.“ (Wehrtechnik 6/82)
— „Wehrwissenschaftliche Dienst­

stelle der Bundeswehr für ABC- 
Schutz

Am 01.02.1958 wurde auf dem 
Gelände der ehemaligen Heeresver- 
suchsstelle der Wehrmacht in Mun­
ster-Nord die Erprobungsstelle der 
Bundeswehr für ABC-Abwehr er­
richtet ... Im Laufe der Zeit wurde 
die Aufgabenstellung der Erpro­
bungsstelle durch die stärkere Beto­
nung der wissenschaftlichen Kom­
ponente erweitert. Das führte am 
1.6.1975 zur Umbenennung der 
Erprobungsstelle in ,Wehrwissen­

schaftliche Dienststelle der Bundes­
wehr für den ABC-Schutz1.“ (Ge­
schichte der Kampftruppenschule 
Munster, Munster 1987)

Die Stadt 
im Griff des Militärs

Zur Erläuterung des Haushalts­
plans 1987 führte Stadtkämmerer 
Cordes aus: die Grundsteuer B (für 
bebaute Grundstücke, Wohnhäuser 
usw.) liege mit einem Hebesatz von 
300% über dem Kreis- und Landes­
durchschnitt. Trotzdem seien die 
Einnahmen weitaus geringer als in 
vergleichbaren Städten. „Das hat 
seine Begründung darin, daß rund 
50% des Münsteraner Stadtgebiets 
von der Grundsteuerpflicht befreit 
sind.“ Von den 550 Betrieben in 
Munster zahlten 330, das seien 
60%, keine Gewerbesteuer. „Das 
ist auf die besondere Struktur der 
Stadt zurückzuführen, in der bei 
der Dominanz der Bundeswehrein­
richtungen und der starken räumli­
chen Einschränkung sich größere 
Industrie- und Gewerbebetriebe 
einfach nicht entwickeln können.“ 
(Böhme Zeitung 24.1.1987)

Gefördert und bezuschußt wird 
dann alles, was der Stärkung von 
Wehrwilligkeit und -tüchtigkeit 
dient, z.B. als „Touristenattrak­
tion“ das Panzermuseum Munster, 
Gesamtkosten 2,3 Mio. DM, mit 
Zuschüssen vom Land (150000 
DM) und vom Kreis (200000 DM).
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Daimler-Benz: Lohn­
stopp zurückgenommen 
Stuttgart. 1989 wollte Daim­
ler-Benz die außertariflichen 
Zulagen nicht erhöhen. Diese 
Zulagen stellen immerhin ein 
Viertel der Gesamtlohnsum­
me. Aus der vereinbarten ta­
riflichen 2,5% Lohnerhöhung 
wären dann nur 1,75% ge­
worden. Von der Kürzung 
wären die Zeitlöhner und An­
gestellten betroffen gewesen. 
Der Widerstand aus der Be­
legschaft und vom Gesamtbe­
triebsrates war aber zu stark. 
Gentz vom Personalvorstand 
sicherte in den Verhandlun­
gen am 23. Februar zu: Das 
ganze Entgelt wird um 2,5% 
erhöht. — (ros)

Rückt Rappe von 
Sonntagstarif ab?

Mannheim. Aufgrund voraus­
gegangener Diskussionen auf 
zwei außerordentlichen Dele­
giertenkonferenzen der Ver­
waltungsstelle Mannheim der 
IG Chemie kam Rappe per­
sönlich zu einer Funktionärs­
versammlung, um seine Posi­
tion zur Wochenendarbeit 
darzulegen. Vor 120 Vertrau­
ensleuten und Betriebsräten 
versuchte er, seine in zahlrei­
chen Interviews vertretene 
grundsätzliche Haltung zu 
vernebeln: das „industrie­
politisch“ begründete Ja zu 

USA: Seit dem 4.3. streiken bei der Fluggesellschaft Eastern 
Airlines die 8500 Angestellten des Bodenpersonals. Sie fordern 
eine achtprozentige Lohnerhöhung, nachdem die Kapitalisten 
die Löhne seit drei Jahren eingefroren haben. Die Piloten und 
die Flugbegleiter erklärten ihre Solidarität mit dem Streik des 
Wartungs- und Abfertigungspersonals. Am 4.3. mußten 680 der 
720 planmäßigen Flüge gestrichen werden. 90 Prozent der Flü­
ge sind bisher ausgefallen. Die Kapitalisten haben seit Streikbe­
ginn 5000 Beschäftigte entlassen. Die Strategie der Geschäfts­
leitung zielt darauf, die Gewerkschaften aus dem Betrieb zu 
verdrängen, wie sie das schon zuvor bei der Fluggesellschaft 
Continental Airlines erreichten. — (gba)

Zum Lehrerstreik am 2.3.89 
rief in Hessen die Gewerk­
schaft Erziehung und Wissen­
schaft auf. In der Urabstim­
mung hatten sich 77,3% der 
Stimmberechtigten für den 
Streik ausgesprochen. Trotz 
Anordnung von Zwangsgeld 
in einer Gesamthöhe von 
5000 DM gegen die GEW und 
Androhung von Disziplinar- 
maßnahmen folgte jeder Dritte 
dem Streikaufruf. In Frankfurt 
demonstrierten am 2.3. rund 
15000 Lehrer, Schüler und El­
tern. Die GEW fordert eine 
Wochenstunde Arbeitszeitver­
kürzung und Neueinstellun­
gen, —(anl) 

den Ansprüchen der Kapitali­
sten nach mehr Wochenend­
arbeit. Stattdessen sprach er 
von derzeit 16 Einzelfällen. 
Die IG Chemie wolle ledig­
lich die betroffenen Betriebs­
räte nicht im Stich lassen und 
in solchen Fällen v.a. Ar­
beitszeitverkürzung und Neu­
einstellungen heraushandeln. 
Einen Tarifvertrag über Wo­
chenendarbeit wolle und kön­
ne er nicht abschließen, da 
das Sonntagsarbeitsverbot 
nach wie vor gelte. Bisher 
hatte Rappe immer vom Ver­
handlungsbedarf der „Tarif­
partner“ gesprochen. Von 
den zahlreichen Redebeiträ­
gen ergriff kein einziger für 
Rappe Partei. — (tht)

Gegen Samstagsarbeit 
beider BMW AG

München. Im Auftrag seiner 
Kollegen nahm ein IGM-Ver- 
trauensmann schon im Juli 
1988 in einem Leserbrief an 
die „Mittelfränkische Zei­
tung“ zu den Lobliedern auf 
BM W-Regensburg Stellung: 
„Wer meint, daß es toll ist, 
neun Stunden am Band zu ste­
hen, wer meint, daß es toll 
ist, zwei Samstage von dreien 
am Band zu arbeiten, der ist 
auf dem Holzweg. Die Mehr­
heit der Kollegen war von 
Anfang an gegen dieses Ar­
beitszeitmodell, und wer 
etwas anderes behauptet, 
lügt. Die Arbeiter wurden 
vorher gar nicht gefragt, ob 
sie die Samstagarbeit wollen 
oder nicht.“ — (mu)

Resolution von 
Streikversammlung 

München. In der am 2.3.1989 
von ca. 1300 Teilnehmerin­
nen und Teilnehmern verab­
schiedeten Resolution auf der 
zentralen Streikversammlung 
der IG Druck und Papier wird 
dafür eingetreten, daß das 
Wochenende frei bleiben muß 
und die Wochenendarbeit 
nicht auf „alle Presseerzeug­
nisse, angefangen vom windi­
gen Anzeigenblatt bis hin zur 
Illustrierten“ ausgedehnt 
werden könne. Bei den Zu­
schlägen wird der volle Aus­
gleich für die Verluste aus der 
Steuerreform gefordert und 
festgestellt, daß „Nachtar­
beit, Arbeit an Sonn- und Fei­
ertagen (sind) besondere Be­
lastungen sind“, die gesell­
schaftlich auch gewürdigt 
werden müssen. Für einen 
besseren Gesundheitsschutz 

werden mehr Rechte für Be­
schäftigte und Betriebsrat ge­
fordert, um gegen krankma­
chende Arbeitsbedingungen 
vorgehen zu können. Der 
Schutz von Teilzeitbeschäf­
tigten wird gefordert. — (dil)

DeTeWe will 
nicht zahlen

Rendsburg. Zum 30. Juni soll 
das DeTeWe-Werk in Rends­
burg, mit z. Zt. noch 262 Be­
schäftigten (zwei Drittel 
Frauen), geschlossen werden. 
Betriebsrat und IG-Metall ha­
ben unter dem Titel „Be­
schäftigungsinitiative Rends­
burg“ ein Konzept vorgelegt. 
Gegründet werden soll ein 
Technologiezentrum für
Frauen. Die Finanzierungs­
forderungen richten sich an 
die DeTeWe. Die zeigt sich 
wenig kooperativ: Bevor die 
IGM ihren Plan darlegen 
konnte, brach die Geschäfts­
führung die Gespräche über 
einen Interessenausgleich ab. 
Sie wollen zur Einigungsstel­
le, um kommunale Gelder zu 
erpressen. — (hei)

Vertrauensleute 
wieder eingestellt

Westberlin. Im Oktober hatte 
das Siemenshausgerätewerk 
zwei türkische IGM-Vertrau- 
ensleute wegen Äußerungen 
auf der Betriebsversammlung 
gekündigt. Beide haben in­
zwischen die erstinstanzli­
chen Arbeitsgerichtsprozesse 
gewonnen. Ihre Weiterbe­
schäftigung bis zur Beru­
fungsentscheidung konnten 
H. Canpolat und M. Birbalta 
nur mit gerichtlichen 
Zwangsgeldandrohungen 
durchsetzen. — (chk)
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Ausländische Roma in der BRD

Kongreß fordert 
Bleiberecht

Köln. Vom 22. bis 25. Februar führten Verbände der Roma und 
Sinti zusammen mit grünen, christlichen und in der Sozialarbeit 
tätigen Organisationen einen Kongreß „Ausländische Roma in 
der Bundesrepublik“ durch. An dem Kongreß beteiligten sich 
Vertreter von Roma-Gruppen aus über 60 Städten. Sie traten 
nachdrücklich für ein Bleiberecht der etwa 6000 bis 8000 Roma 
ein, die seit Jahrzehnten meist als Staatenlose durch Westeuro­
pa reisen müssen. Der Kongreß verabschiedete zum Abschluß 
eine „Kölner Erklärung“, die wir im folgenden auszugsweise 
dokumentieren, (uld)

Kölner Appell zur Realisierung der Menschenrechte 
für die heimatlosen Roma in Westeuropa 

Eingedenk der Tatsache,
— daß die Roma ebenso wie die Sinti seit ihrer Ankunft in Eu­
ropa vor 500 Jahren immer wieder diskriminiert, verfolgt, kri­
minalisiert, vertrieben und ermordert wurden,
— daß es die deutschen Truppen waren, die während der Be­
setzung Ost- und Südosteuropas diese Verfolgung durch 
Zwangsarbeit, Deportationen, KZ-Haft und systematische ras­
sistische Vernichtungsaktionen bis zum Völkermord steiger­
ten,
— daß Zehntausende der Überlebenden, deren Familien zer­
schlagen und verelendet waren, während des Krieges und auch 
später nach Westeuropa flüchteten und seit langer Zeit nun­
mehr durch Italien, Frankreich, Belgien, Holland, Spanien und 
die Bundesrepublik irren und als „illegal Eingereiste“ erneut 
vertrieben werden,
— daß die ständige Vertreibung, das Leben in der Illegalität, 
d.h. ohne gültige Papiere, das Ausharren unter primitivsten 
Bedingungen auf Ghettoplätzen bei Wind und Wetter, Matsch 
und Kälte schwere chronische Krankheiten schon für Kinder 
und eine erhebliche Verkürzung der Lebenserwartung zur 
Folge haben,
— daß fast 80% der umhergetriebenen Roma Kinder und Ju­
gendliche sind,
—- daß die jüngste Welle des Rassismus in der Bundesrepublik 
besonders auch die Roma trifft,
— daß die heimatlosen Roma in Westeuropa aus diesen Grün­
den keine Chance haben, ihrer ausweglosen Lage zu entkom­
men und den Teufelskreis von Vertreibung — Illegalisierung
— Verelendung — Diskriminierung — Kriminalisierung und 
erneuter Vertreibung zu durchbrechen,
sowie eingedenk der Tatsache,
* daß dies alles Behörden, Politikern/innen und Teilen der Öf­
fentlichkeit seit langem bekannt ist,
* daß europäische und nationale Gremien seit Jahrzehnten 
vergeblich an die politischen Instanzen in Bund, Ländern und 
Gemeinden appellieren, das Recht der Roma wie der Sinti auf 
menschenwürdige Existenz zu realisieren,
erklären wir hiermit

als Unterzeichner/innen dieses Appells, daß wir zusammen 
mit den Roma folgende Forderungen nunmehr unverzüglich 
umgesetzt sehen wollen und daß wir deren Durchsetzung selbst 
mit in Angriff nehmen werden:
I. Aufenthaltsrecht für die heimatlosen Roma in der Bundesre­
publik

In Westeuropa werden seit vielen Jahren, teilweise seit dem 
Krieg, tausende von Roma hin und her geschoben. Ca. 5000 
von ihnen haben in der Bundesrepublik Zuflucht gesucht. Sie 
sind staatenlos oder de facto staatenlos, d.h. ohne Papiere, mit 
ungeklärter Staatsangehörigkeit oder in Westeuropa bzw. der 
BRD geboren und aufgewachsen und ohne Bindung an die 
Herkunftsländer ihrer Eltern oder Großeltern.

Diese relativ kleine Gruppe muß jetzt endlich das Aufent­
haltsrecht erhalten und Hilfen, die die von ihnen gewünschte 
Integration unter Beibehaltung ihrer kulturellen Identität er­
möglichen: Wohnungen, soziale Leistungen, Arbeits- und 
Gewerbeerlaubnis sowie Schul- und Berufsausbildung. Die 
Stadt Köln und andere Städte, die bereit sind, diese Familien 
zu legalisieren, sind vom Bund und den Ländern zu ermutigen 
und finanziell zu unterstützen .. .
III. Konsequente Verbesserung der Menschenrechtssituation 
für die Roma in der Bundesrepublik

Unabhängig vom Statusrecht gibt es noch viele Defizite, was 
die Realisierung der Menschenrechte für Roma und Sinti in der 
BRD betrifft . . .
1. Durchreiseplätze

Jede Kommune sollte zumindest einen öffentlichen Platz, 
z.B. Kirmes- oder Meßplatz, ausweisen, der mit den vom Eu­
roparat geforderten Einrichtungen ausgestattet ist und über 
kommunale Anbindung verfügt. Sogenannte „Zigeunerplät­
ze“, die nur für eine Minderheit vorgesehen sind, sind abzu­
lehnen.
2. Sofortige Einstellung der polizeilichen Sondererfassung

Karteien und Computererfassung nach ethnischer Zugehö­
rigkeit („Landfahrer“, „HWAO“ u.ä.) sind ersatzlos aufzulö­
sen. Routinemäßige Röntgenbestimmungen des Alters, weitere 
Erstellungen von Karteien über den Körperbau und sogenannte 
Sippenerfassungen sind einzustellen.
3. Antidiskriminierungsgebot für die Medien

Im Widerspruch zum Übereinkommen zur Beseitigung der 
Rassendiskriminierung und zum Kodex des Deutschen Presse­
rates wird in einigen, vor allem lokalen Medien mit Dreistig­
keit rassistische Diskriminierung betrieben: bei angeblichen 
Straftaten einzelner wird gezielt die ethnische Zugehörigkeit 
genannt, so da Vorurteile gegen die Gesamtgruppe wachgehal­
ten werden.
4. Schutz der Minderjährigen

Auch bei ungeklärtem Status haben die Behörden unverzüg­
lich für die medizinische, materielle, soziale und schulische 
Versorgung von Kindern und Jugendlichen Sorge zu tragen. 
Dazu ist die Bundesrepublik aufgrund des Haager Minderjähri­
genschutzabkommens verpflichtet.
5. Schutz und Förderung der Roma-Kultur

Die Identität der heimatlosen Roma, ihr Überleben als Volk 
mit eigenen sprachliche religiösen und kulturellen Traditionen, 
muß auch gesetzlich geschützt und materiell gefördert werden. 
Wir fordern daher die Förderung der eigenen Sprache, des 
Romanes, sowie die Förderung kultureller Aktivitäten wie 
Handwerk, Kunst und Musik.

Diese Forderungen und der Anspruch auf deren sofortige 
Verwirklichung beruhen nicht nur auf einer allgemeinen Ver­
pflichtung gegenüber den Menschenrechten, sondern auf der 
spezifischen deutschen Verpflichtung gegenüber dem Volk der 
Roma,
— als den — neben den Juden — Hauptopfern der rassistischen 
Vernichtungspolitik der NS-Herrschaft, besonders in Ost- und 
Südosteuropa,
— als osteuropäische NS-Opfer. die nie einen Pfennig Wieder­
gutmachung erhielten,
— als einer in Deutschland und in anderen Ländern Europas 
seit Jahrhunderten verfolgten europäischen Minderheit,
— als Menschen, die seit vielen Jahren bei uns unter primitiv­
sten Verhältnissen diskriminiert und schikaniert leben müssen 
und die trotz ihrer Bemühungen um rechtliche Anerkennung 
immer wieder in die Illegalität zurückgestoßen werden,
— als Überlebende, die jetzt mitten unter uns Opfer eines er­
neut aufkommenden Rassismus zu werden drohen.

Die Realisierung der Menschenrechte für die Roma muß 
jetzt als bewußte politische Entscheidung erfolgen, und zwar 
insbesondere auf kommunaler Ebene. Diese darf nicht länger 
durch juristische Einwände, parteipolitische Vorbehalte und 
Kompetenzverschiebungen (Kommune — Land — Bund — Eu­
ropa und umgekehrt) verzögert und verhindert werden.
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Ausstellung in Nürnberg

Der „Stürmer“ — 
Quellen des Hasses

Von Oktober 1988 bis Febru­
ar 1989 wurde in der Nürn­
berger Stadtbibliothek die 
Ausstellung „Quellen des 
Hasses — Aus dem Archiv 
des ,Stürmer4 1933-1945“ 
gezeigt. Das antisemitische 
Hetzblatt wurde von 1923 bis 
1945 von Julius Streicher in 
Nürnberg herausgegegeben. 
Ein großer Teil des Archivs 
lagert in Nürnberg.

Streicher war in den zwan­
ziger Jahren und unter den 
Faschisten der berüchtigste 
antisemitische Hetzer. Über 
ihn schreibt ein Autor, „daß 
Streicher ganz wesentlich das 
geistige und emotionale Kli­
ma mitgeschaffen hat, das die 
Auslöschung des europäi­
schen Judentums bis auf eini­
ge Reste ermöglichte44. 1885 
geboren, wurde er wie sein 
Vater Volksschullehrer, kam 
1909 nach Nürnberg, wo er 
erste politische Kontakte 
knüpfte. Nach dem Ersten 
Weltkrieg legte er die Nieder­
lage der deutschen Imperiali­
sten, die nachfolgenden Ver­
sailler Verträge und die Not 
der Nachkriegsjahre den „jü­
disch-marxistischen Novem­
berverbrechern“ zur Last. 
Bis 1923 war er ein von sei­
nen Schülerinnen gefürchteter 
Lehrer der 1. und 2. Mäd­
chenklasse. Er trat dem 
„deutsch-völkischen Schutz- 
und Trutzbund“ bei, um poli­
tisch Karriere zu machen, 
verließ ihn jedoch bald wie­
der, da dieser seinem aktivi­
stischen Stil nicht entsprach. 
Im Juni 1920 gründete er den 
„Deutschen Sozialist“, das 
Vorläuferblatt des „Stür­
mer“.

Hitler in München und 
Streicher in Nürnberg ver­
suchten zunächst in Rivalität 
zueinander „Führer der Anti­
semiten in Bayern“ zu wer­
den; Streicher unterwarf sich 
dann 1922 dem Führungsan­
spruch Hitlers und beteiligte 
sich auch an dessen Putsch­
versuch 1923. Nach dem 
Putsch wurde Streicher vom 
Schuldienst suspendiert und 
gab ab 1923 den „Stürmer“ 
heraus, den er mit Mafia- 
Methoden zu einem reichs­
weiten Blatt ausbaute. Er er­

preßte jüdische und nichtjüdi­
sche Geschäftsleute zu Geld­
zahlungen mit Drohungen, 
angebliche „Enthüllungen“ 
über sie zu veröffentlichen. 
Streicher agitierte nicht nur in 
der Zeitung als extremer An­
tisemit.

Nach 1933 konnte Streicher 
seine Macht im „Gau Fran­
ken“ ausbauen. Als ihn Hitler 
im März 1933 zum „Leiter 
des Zentralkomitees zur Ab­
wehr der jüdischen (!) Boy­
kotthetze“ nominierte, ordne­
te Streicher sogleich am 1. 
April den Boykott aller jüdi­
schen Geschäfte, Ärzte und 
Rechtsanwälte an, damit „das 
Judentum wissen wird, wem 
es den Kampf angesagt hat“. 
Eine ganze Reihe von Aus­
schluß- und Verfolgungsmaß­
nahmen gegen Juden wurde 
auf Betreiben Streichers hin 
erstmals in Nürnberg prakti­
ziert, so der Ausschluß von 
den öffentlichen Bädern und 
Schulen sowie Entlassungen.

Der „Stürmer“ wurde nie 
Parteiblatt, sondern blieb 
immer in Streichers Privatbe­
sitz. Die Auflagenzahl lag an­
fangs zwischen 2000 bis 
3000, 1933 bei 10000 bis 
20000, 1935 wuchs sie auf 
über 400000 und pendelte 
sich von 1939 bis 1945 bei 
maximal 300000 ein.

Nach der Machtergreifung 
durch die Faschisten wurde 
Streicher innerhalb kürzester 
Zeit mit der Zeitung Millio­
när. Die „Deutsche Arbeits­
front“, die faschistische Er­
satzorganisation für die ver­
botenen Gewerkschaften, 
abonnierte für alle Betriebe. 
In der Zeit der „wilden“ Ari­
sierung stieg sein Vermögen 
und sein Einkommen um je­
weils eine halbe Million 
Reichsmark. So „arisierte“ 
er für ein Spottgeld die Ak­
tien der Fahrradfabrik Mars 
in Nürnberg. Daneben wurde 
er auch von der Stadt als 
„Frankenführer“ mit requi­
rierten Häusern beschenkt. 
Als er in seine neue Villa zog, 
hatten Unbekannte an die 
Mauer gepinselt „Wo hast du 
denn die Villa her? Es gibt 
doch keine Bonzen mehr.“ 
Seine offensichtliche Kor-
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Ausgewählte Titelseiten des „Stürmer“— „Der Jude als Ur­
heber allen Verbrechertums“, „Judenärzte: Frauenschänder 
und Mörder“, „Todesstrafe für Rasseschänder“, „Synagogen 
sind Räuberhöhlen“

Auf solchen Stellwänden wurden Verbindungen zwischen jüdi­
schen und nichtjüdischen Menschen öffentlich mit vollem 
Namen und Adresse denunziert.
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ruptheit und Unfähigkeit, die 
Geschäfte im Sinne des Fi­
nanzkapitals zu führen, führ­
ten 1940 zu seiner „Ruhig­
stellung“ und Amtsenthebung 
als „Frankenführer“.

Die Redaktion des „Stür­
mer“ schuf unter Streichers 
Führung einen bestimmten 
Typus „Jude“, einen Ab­
klatsch der Wirklichkeit, der 
als Grundlage der Hetze dien­
te. Vorbild und Vorlage be­
sonders für den Zeichner Fips 
waren antisemitische Hetz­
schriften aus dem 17. und 19. 
Jahrhundert. Als fette Fußzei­
le der ersten Seite wurde ein 
Ausspruch des Historikers 
Treitschke in jede Ausgabe 
gerückt: „Die Juden sind un­
ser Unglück“. Bei der Redak­
tion ging eine große Zahl von 
Leserbriefen ein, die das an­
gebliche Verhalten von Juden 
und von „Judenfreunden“, 
denunzierten, d.h. von Deut­
schen, die weiterhin in jüdi­
schen Läden kauften, ihre 
Kontakte zu Juden nicht ab­

brachen.
Die Redakteure bauschten 

alles noch weiter auf oder er­
fanden schlicht Begebenhei­
ten wie „Rassenschande“, 
Vergewaltigungen und Kinds­
raub aus Geldgier. Über die 
Wirkung des „Stürmer“, der 
20 Jahre existierte, schreibt 
ein Autor: „Man kann mit Si­
cherheit annehmen, daß ein 
großer Teil der Leserschaft 
den Wahrheitsgehalt der 
,Stürmer-Veröffentlichun­
gen zumindest in Frage stell­
te. Allein die Tatsache, daß 
das berühmte ,Körnchen 
Wahrheit ... ‘ übrigbleibt, 
genügte, daß die Propaganda 
Streichers letztlich doch ihre 
Wirkung hatte. In Gesprä­
chen mit ehemaligen ,Stür- 
mer‘-Lesern ist dieser rudi­
mentäre Antisemitismus heu­
te noch zu erkennen.“

Streicher wurde 1945 als 
einer der Hauptschuldigen in 
den Nürnberger Prozessen 
verurteilt und gehenkt. 
— (diw)

Warschau 1938: Der Vater hat sich vor den „Endecy“ (Mitglie­
dern der Nationaldemokratischen Partei in Polen) versteckt. 
Der kleine Sohn gibt ihm ein Zeichen, daß sie schon ganz nahe 
sind.

Prof. Dr. P. Duesberg, Berkeley

„HIV ist nicht die 
Ursache von Aids“

Prof. Duesberg, Direktor des Molekular-Biologischen Instituts 
der Universität Berkeley in Kalifornien, hat erstmals im März 
1987 in der Zeitschrift „Cancer Research“ die Behauptung, 
HIV verursache Aids, in Frage gestellt. Er wurde totgeschwie­
gen und für verrückt erklärt. Er hat nun eine öffentliche Dis­
kussion erzwungen und dazu kurze Thesen veröffentlicht in 
der Zeitschrift „Science“, Vol. 241, 29.7.88 (eigene Überset­
zung):
„Der Humane Immunschwäche Virus (HIV) ist nicht die Ursa­
che von Aids, weil es die Voraussetzungen nach Koch und 
Henle wie auch die sechs Hauptregeln der Virusforschung 
nicht erfüllt.
1. ... weil es nicht möglich ist, freie Viren, Virusvorstufen 
oder Virus-RNA in allen Fällen von Aids nachzuweisen. In der 
Tat haben die Centers for Disease Controll (CDC) Richtlinien 
aufgestellt für die Diagnose von Aids für den Fall, daß alle La­
boruntersuchungen auf HIV negativ sind.
2. ... kann HIV in 20 bis 50% der Fälle von Aids nicht iso­
liert werden ...
3. ... kann durch Injektion von reinem HIV weder bei 
Schimpansen noch bei gesunden Menschen Aids erzeugt wer­
den.
4. Im Gegensatz zu allen Viren, die degenerative Erkrankun­
gen verursachen, ist HIV biochemisch nicht aktiv bei dem 
Krankheitsbild, von dem es seinen Namen hat. Es infiziert ak­
tiv nur eine von 100000 bis 1000000 T-Zellen. Unter diesen 
Umständen kann HIV nicht für den Verlust von T-Zellen — 
das ist das Kennzeichen von Aids — verantwortlich gemacht 
werden, selbst wenn alle infizierten Zellen absterben würden. 
In den zwei Tagen nämlich, die HIV braucht, um sich zu ver­
mehren, hat der Körper bereits 5% seiner T-Zellen erneuert, 
mehr als genug, um den Verlust durch HIV auszugleichen.
5. Es ist widersinnig, wenn behauptet wird, HIV verursache 
Aids, nachdem Antikörper gegen das Virus in einem positiven 
,Aids-Test‘ gefunden wurden, wo doch alle Viren am gefähr­
lichsten sind, bevor Antikörper gebildet sind und Immunität 
besteht. Die Immunität gegen HIV ist so effektiv, daß freie 
Viren nicht gefunden werden, weshalb HIV auch so schwer 
übertragbar ist. Das Virus als Ursache von Aids anzusehen, 
wäre nur dann einleuchtend, wenn es nach symptomfreier Zeit 
reaktiviert würde, wie Herpes-Viren. HIV bleibt aber inaktiv 
während Aids. Daher beweist der ,Aids-Testk, daß wirksame 
natürliche Impfung vorliegt, der höchste Schutz gegen die 
Viruskrankheit.
6. Die langen und höchst unterschiedlichen zeitlichen Abstän­
de zwischen dem Beginn der Immunität gegen HIV und Aids, 
im Durchschnitt acht Jahre, sind wahnwitzig für ein Virus, das 
sich innerhalb von ein bis zwei Tagen in Gewebekulturen ver­
doppelt und antivirale Immunität innerhalb von ein bis zwei 
Monaten nach akuter Infektion erzeugt. Da alle Gene des HIV 
während der Vermehrung aktiv sind, müßte Aids früh auftre­
ten, wenn das HIV aktiv ist und nicht später, wenn es ruht . . .
7. Für Retroviren ist typisch, daß sie die Zellen nicht zum Ab­
sterben bringen. Im Gegenteil, sie fördern oft das Zell Wachs­
tum ... Aber dem HIV, einem Retrovirus, wird nachgesagt, 
es wirke wie ein zelltötendes Virus, verursache eine degenera­
tive Erkrankung durch Abtöten von Billionen von T-Zellen. 
Dies wird gesagt, obwohl T-Zellen sich weiter teilen in Gewe­
bekulturen mit weit mehr Viren als je in einem Aids-Patienten 
beobachtet wurden.
8. Es ist widersinnig für ein Virus, eine nach Ländern spezifi­
sche Wirtsgruppe zu befallen und einen nach Risikogruppen 
spezifischen Krankheitsverlauf zu verursachen. In den USA 
sind 92% der Aids-Patienten männlich, aber in Afrika ist Aids 
gleichmäßig auf die Geschlechter verteilt ... In USA sagt man
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von dem Virus, es verursache Kaposi Sarkome nur bei Homo­
sexuellen, meist Pneumocystis Lungenentzündungen bei Blu­
tern und meist Cytomegalie bei Kindern. In Afrika denkt man, 
das Virus verursache meist Abmagerung, Fieber und Durch­
fall.
9. Es wird behauptet, es seien mindestens zwei Virusarten, 
HIV-1 und HIV-2, die Aids verursachen und beide seien erst­
mals vor wenigen Jahren auf diesem Planeten aufgetaucht. 
HIV-1 und HIV-2 unterscheiden sich in etwa 60% ihrer Nu- 
cleinsäuresequenzen (Genstruktur, d. R.). Da Viren Produkte 
langer Entwicklung sind, ist die Annahme, innerhalb weniger 
Jahre hätten sich zwei Viren entwickelt, die Aids verursachen, 
höchst unwahrscheinlich.“

Seine Gegner — Blattner, Gallo, Temin u.a. — erwidern: 
Die Hauptregeln der Virusforschung oder die Voraussetzun­
gen von Henle und Koch (Väter der Wissenschaft von den In­
fektionskrankheiten) seien gar keine strengen Prüfsteine. Zu­
dem könne Duesberg nicht unterscheiden zwischen der Er­
kenntnis über die Ursache einer Krankheit einerseits und über 
deren Entwicklung andererseits. Natürlich seien viele Fragen 
über die Entwicklung von Aids offen, was aber nicht dazu be­
rechtige, HIV als Ursache von Aids in Frage zu stellen. Das 
sei nicht nur falsch, sondern auch gefährlich.

Duesberg weist darauf hin, daß Billionen von Dollars gegen 
seine Forschungsrichtung stehen. Er will trotzdem erreichen, 
daß die HIV-Positiven nicht mit hochgiftigen Medikamenten 
behandelt werden, und er will dazu beitragen, die wahre Ursa­
che von Aids zu finden. Es bestehe beim Auftreten von Aids 
jedenfalls eine „Abhängigkeit von Faktoren, die durch den 
Lebensstil, Gesundheitszustand, Gruppenzugehörigkeit und 
Wohnort bestimmt sind“. — (sul)

Politisches Strafrecht

Die Kontinuität der
Gesinnungsjustiz

Die immer extensivere Anwendung des § 129a StGB, das neue 
Artikelgesetz (mit „Vermummungsverbot“ etc.), die anste­
henden Sicherheitsgesetze sind zwar aktuelle und besonders 
perfide Entwicklungen im Bereich von politischem Strafrecht 
und „innerer Sicherheit“. Sie sind aber kein Produkt der letz­
ten 20 Jahre BRD-Entwicklung, sondern bauen auf einer lan­
gen Rechtsentwicklung in Deutschland auf. Nicht umsonst hat 
die BRD international eine Vorreiterrolle auf diesem Gebiet. 
In zwei Diskussionsbeiträgen wollen wir thesenhaft und an 
Beispielen die Entwicklung des politischen Strafrechts bis hin 
zur heutigen Situation verdeutlichen. Dieser erste Teil befaßt 
sich mit der Entwicklung bis in die 50er Jahre.

Die Entwicklung bis zum Faschismus
In allen kapitalistischen und wohl auch in allen sozialistischen 
Staaten gab und gibt es ein mehr oder weniger umfangreiches 
besonderes politisches Strafrecht, also eine Kriminalisierung 
nicht allein wegen fremde Personen oder Sachen schädigender 
Verhaltensweisen (wie Sachbeschädigung, Raub, Mord, Ver­
gewaltigung, Beleidigung), sondern wegen angeblich den Staat 
oder die „öffentliche Ordnung“ beeinträchtigenden Verhal­
tens. Auf diese Weise wird Opposition kriminalisiert und es ist 
schon viel theoretisiert worden, ob ein solches politisches 
Strafrecht überhaupt gerechtfertigt sei. Jedenfalls ist aber die­
ses politische Strafrecht in der liberalen und bürgerlich-revolu­
tionären Tradition in dreierlei Hinsicht eingeschränkt: 1. 
Durch die Wahrnehmung verfassungsmäßiger demokratischer 
Rechte — ihre Wahrnehmung kann nicht zugleich strafrecht­
lich diskriminiert werden. Weitgehende demokratische Rechte 
auch gegenüber der Staatsmacht — wie insbesondere des Wi­
derstands, ja Aufstandsrechts in den frühbürgerlich-revolutio­
nären Verfassungen z.B. in Frankreich und USA — lassen nur 
noch relativ geringen Raum für politische Kriminalisierung. 2. 
Durch die Prinzipien eines rechtsstaatlichen Tatstrafrechts, bei 
dem also die Strafbarkeit durch einen äußeren Tatbestand im 
Sinne der Beschreibung eines bestimmten, von Normalverhal­
ten abgrenzbaren objektiven und zumindest objektivierbar in 
die Richtung der Schädigung fremder Rechtsgüter wirkenden 
Verhaltens bestimmt ist — „Schutzgüter“ wie das „psychische 
Klima“, der „öffentliche Frieden“ etc. passen nicht dazu. 
3. Durch den Grundsatz der Respektierung der politischen 
Identität. Er grenzt die staatliche Zugriffsmöglichkeit der Art 
und dem Inhalt nach ein, wo Strafverfolgung an sich erfolgt 
bzw. erfolgen darf.

Die Entwicklung in Deutschland ist seit dem 18. Jahrhundert 
auf dem Boden des reaktionären Klassenbündnisses von Feu­
daladel und Bourgeoisie und der weitgehenden Abtötung und 
Versumpfung bürgerlich-revolutionärer Entwicklung wesent­
lich geprägt von demokratie- und massenfeindlicher Polizei­
staatskonzeption, speziell der preußischen. Beispielhaft dafür 
steht die lange Geschichte der Organisationsdelikte, wonach 
also die bloße Mitgliedschaft in bestimmten oppositionellen 
politischen Organisationen als solche verfolgt wird. Sie geht 
von dem demokratiefeindlichen Grundgedanken aus, daß 
schon der politische Zusammenschluß von Menschen gegen 
die bestehenden Verhältnisse kriminell sei. Gleichzeitig ist sie 
gekennzeichnet durch die sog. „Vorverlagerung des Straf­
rechtsschutzes“, also rechtsstaatswidriger Präventivverfol­
gung ohne Tat. Vom preußischen Edikt von 1798 gegen bür­
gerlich-revolutionäre Studentenbünde, über den § 129 (damals 
noch: Bildung staatsfeindlicher Vereinigungen) im Reichs­
strafgesetzbuch von 1871, die Sozialistengesetze, die KZs im 
„Dritten Reich“ (als „polizeiliche Lösung“), die Verfolgung 
von KPD- und FDJ-Mitgliedern mit § 129 StGB seit den 50er 
Jahren bis hin zum heutigen immer extensiver angewendeten 
§ 129a StGB besteht Kontinuität. Eng verwandt damit sind die 
zahlreichen Strafvorschriften gegen Demonstrationen. Der 
StGB-Kommentator und OLG-Richter v. Bubnoff etwa be­
gründet die ursprüngliche Formulierung des Landfriedens­
bruchs, § 125 StGB, mit der „Erfahrung, daß eine aufsässige 
Menschenansammlung eine große Gefahr für die Allgemein­
heit ist. Im Gefühl geballter Macht, in der verantwortungsläh­
menden Anonymität, impulsiv und unberechenbar, wird die 
Masse existentiell als ein — bei ihrer Anziehungskraft und 
Sogwirkung auf Unbeteiligte höchst wirksamer — Explosiv­
stoff angesehen“. Demgegenüber gab es auch in Deutschland 
im 19. Jahrhundert und bis zum Ende der Weimarer Republik 
immerhin einige — in der Realität der politischen Justiz aller­
dings nie sehr bedeutsame — gesetzliche Regelungen, die an 
die o.a. bürgerlich-liberalen Grundsätze anknüpften. So fand 
die Respektierung der politischen Identität des Gegners Aus­
druck in der 1871 eingeführten Festungshaft für bestimmte po­
litische Delikte, z.B. Hoch- und Landesverrat. Die Festungs­
haft war nicht zufällig der militärischen Internierung ähnlich, 
insbesondere gekennzeichnet durch weitgehende Freizügig-
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keit, Informationsfreiheit und gemeinsamer Unterbringung der 
Angehörigen der betreffenden politischen Organisation. Dar­
über hinaus sahen seit 1923 die Reichsratsgrundsätze bei poli­
tisch motivierten Taten die sofortige Gewährung der weitestge­
henden Vergünstigungen für den Gefangenen vor. Die Reichs­
justiz konnte nicht umhin, Festungshaft und Vergünstigungen 
immerhin auch z.B. einer ganzen Anzahl von KPD-Mitglie- 
dern zu gewähren. Carl Schmitt, der führende Staatsdenker des 
Dritten Reichs, entwickelte demgegenüber schon 1927 die 
Konzeption eines Feindstrafrechts. Zu den ersten Maßnahmen 
des Hitler-Regimes gehörte denn auch die Beseitigung der bis­
herigen Festungshaft und der Reichsratsgrundsätze. Jeglicher 
Rest liberaler Tradition wurde ausgelöscht. Demgegenüber 
wurde an die reaktionäre preußisch-feudale Tradition ange­
knüpft und diese eskaliert. Wurde einerseits der Beamten- und 
Justizapparat durch Gesetze von 1933 und 1937 darauf ver­
pflichtet, „jederzeit rückhaltlos für den nationalsozialistischen 
Staat einzutreten“, so wurde andererseits von Freisler 1936 
klargestellt: „Für die Anerkennung der Gesinnungstäterschaft 
ist im nationalsozialistischen Strafrecht kein Raum. Das würde 
der Bewertung des Täters als zwar gegnerischem, aber doch 
anständigen Kämpfer entsprechen.“ Das politische Strafrecht 
des Dritten Reiches war ganz unumwundenes Täterstrafrecht 
gegen den „Volksschädling“ und die Justiz tat ein übriges, wo 
die gesetzlichen Handhaben immer noch nicht reichten. So er­
klärte schon 1933 der Landgerichtspräsident Dietrich: „Die 
restlose Ausrottung des inneren Feindes gehört unzweifelhaft 
zur Wiederherstellung der deutschen Ehre. An ihr kann der 
deutsche Strafrichter durch großzügige Auslegung des Strafge­
setzbuches teilnehmen.“

Kommunistenverfolgung nach dem Krieg
Nach der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches 
hoben die Alliierten zunächst das politische Strafrecht des Fa­
schismus auf. Die reaktionäre deutsche Rechtstradition war 
damit keineswegs gebrochen. Bereits 1947 erkannte das OLG 
Kiel einem zu Unrecht zum Tode Verurteilten das Recht auf 
Notwehr gegen einen Vollzugsbeamten nicht zu. Die „revolu­
tionären Akte“, wie die faschistische Machtergreifung be­
zeichnet wird, „die das neue Recht schaffen, sind schon mit ih­
rer Durchsetzung — auch rückwirkend betrachtet — rechtmä­
ßig.“ Die Erzwingung des Wehrdienstes und die zugrundelie­
genden Vorschriften seien auch dann wirksam, „wenn sie zur 
Durchführung eines völkerrechtswidrigen Krieges angewandt 
werden, und selbst dann, wenn es in diesem Krieg zu Kriegs­
verbrechen seitens der Staatsführung kommt“ (OLG Kiel, 
MDR 47,69). Auch dem nationalsozialistischen Staat, so der 
BGH im Canaris-Urteil vom 19.6.1956, könne man „nicht oh­
ne weiteres das Recht absprechen, daß er solche Gesetze erlas­
sen hat“, auch wenn „sie nicht nur dem Schutz des deutschen 
Volkes und der Heimat gedient“ hätten. Einem Richter, der 
damals einen Widerstandskämpfer „glaubte zum Tode verur­
teilen zu müssen, könne in strafrechtlicher Hinsicht kein Vor­
wurf gemacht werden.“ Die ganze Wucht der politischen 
Strafjustiz traf dagegen den inneren Feind, der gleich geblie­
ben war. Und mit dem 1. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
30.8.1951 war das Instrumentarium auch wieder weitgehend 
in Kraft gesetzt, dessen sich die Justiz im Faschismus gegen 
links bedient hatte. Bis 1968 wurden rund 125000 strafrechtli­
che Ermittlungsverfahren wegen kommunistischer Betätigung 
eingeleitet, rund 7000 führten zur Verurteilung, vielfach zu 
jahrelangen Freiheitsstrafen. Auch die Aufgabenstellung, 
durch Vorverlagerung des Staatsschutzes den politischen Feind 
möglichst frühzeitig zu treffen, blieb dieselbe. Hatte der Kieler 
Strafrechtsprofessor Dahm 1935 geschrieben: „Der national­
sozialistische Staat will die Verteidigungslinie vorverlegen, er 
will nicht abwarten, bis der Verbrecher seine Absicht verwirk­
licht“, hieß es in der Begründung zum Regierungsentwurf für 
das Strafrechtsänderungsgesetz vom 30.5.1950: „Der moder­
ne Staat bedarf neuer Schutzvorschriften, die seine Verteidi­
gungslinie in den Bereich vorverlegen, in dem die Staatsfeinde 
unter der Maske der Gewaltlosigkeit die Macht erschleichen“. 
Bezeichnenderweise hat die seinerzeitige CDU/FDP-Mehrheit

es ausdrücklich abgelehnt, als Schutzgut des politischen Straf­
rechts die Grundrechte der Freiheit der Person, der Gleichheit 
vor dem Gesetz, der Freiheit des religiösen und weltanschauli­
chen Bekenntnisses, der Freiheit der Meinungsäußerung, der 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit festzuhalten. Es sei 
zu befürchten, so der Vertreter des Justizministeriums, daß 
vielfach der Beweis nicht geführt werden könne, der Täter 
wolle einen dieser konkret umrissenen Verfassungsgrundsätze 
beseitigen. So wurde als Schutzgut des politischen Strafrechts 
der „Ausschluß jeder Gewalt- und Willkürherrschaft“ zum 
Gesetz erhoben, was es in der Folgezeit ermöglichte, für weite 
Teile des politischen Kampfes die Geltung der Grundrechte un­
ter Berufung auf dieses übergeordnete Rechtsgut auszuhebeln. 
Neben der Vorverlagerung des Staatsschutzes und der Aushe- 
belung der Grundrechte ist für die Strafjustiz in der BRD von 
Beginn an die Subjektivierung der Tatbestände und damit die 
Kriminalisierung der staatsfeindlichen Gesinnung charakteri­
stisch. Der damalige Vorsitzende des Politischen Strafsenats 
des BGH, Jagusch, schrieb: „... die staats- und verfassungs­
feindliche Täterabsicht ist die Grundlage aller Tatbestände der 
Staatsgefährdung . .. Ohne sie sind die in äußerer Beziehung 
tatbestandsmäßigen Handlungen keine Straftaten“ (Leipziger 
Kommentar, 1954). In seiner Schrift „Willensstrafrecht“ hatte 
Freisler 1943 geschrieben: „Die Erfassung des rechtsbrecheri­
schen Willens als des eigentlichen Gegners führt zu einer Sub­
jektivierung der einzelnen Tatbestände des Strafrechts.“ Das 
Tatbestandsmerkmal der „verfassungsfeindlichen Absicht“ 
war schnell bei Kommunisten und allen, die „in irgendeiner 
Weise kommunistische Auffassungen und Ziele unterstützen“ 
(BGH, Urteil vom 20.03.56) bejaht. In dem Prozeß gegen 
Funktionäre des „Hauptausschusses für die Volksbefragung 
gegen die Remilitarisierung“ vor dem Bundesgerichtshof er­
klärte der Vorsitzende den Angeklagten: „Wenn Sie der Mei­
nung sind, daß es angebracht sei, gegen die Wiederbewaffnung 
der Bundesrepublik Stellung zu nehmen, so ist das ein Punkt, 
der mich im Rahmen dieses Prozesses gar nicht interessiert. 
Selbstverständlich können Sie das. Sie stehen nur deswegen 
hier, weil sie den Kampf gegen die Remilitarisierung nur zum 
Vorwand genommen haben, um weitere Ziele zu verfolgen, 
die sie hier nicht so ausdrücklich ausgesprochen haben, wie 
den Kampf gegen die Remilitarisierung.“ „Trotz subtiler dog­
matischer Konstruktionen“, faßt A. von Brünneck zusammen, 
läßt sich — jedenfalls seit dem Verbot der KPD von 1956 — 
das gesamte politische Strafrecht ... in einer einzigen Formel 
zusammenfassen: Wer sich als Kommunist betätigte, konnte 
bestraft werden. Auf die Art und Weise der politischen Aktivi­
tät kam es nicht an.“
Quellenhinweis: S.Cobler, Die Gefahr geht von den Menschen aus. West­
berlin 1978; Blasius. Geschichte der politischen Kriminalität in Deutsch­
land 1800-1980. Frankfurt 1983; v. Bülow. Der Sonderstrafvollzug am 
Täter aus Überzeugung. Breslau 1933; Ingo Müller. Furchtbare Juristen. 
München 1987; A. v. Brünneck. Politische Justiz gegen Kommunisten in 
der BRD 1949-68. Frankfurt 1978. — (hem. mis)
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Volkszählung

Zimmermann hat die 
ersten Ergebnisse vorgelegt

Am 29. November 1988 hat Bundesin­
nenminister Zimmermann der Presse die 
ersten, zusammengefaßten Ergebnisse 
der Volkszählung vorgelegt. Genau ein­
einhalb Jahre nach dem Stichtag, dem 
25. Mai 1987. In der Vorbereitung der 
Volkszählung 1987 hatte es heftige Dis­
kussionen und Kämpfe gegeben, in de­
nen der Sinn und Zweck dieser Inventur 
der Gesellschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Frage gestellt bzw. ange­
griffen wurde. Die meisten linken Grup­
pen, von Teilen der Grünen bis hin zu 
den revolutionären Sozialisten, traten ein 
für den Boykott der Volkszählung; in 
vielen Gemeinden und Städten wurden 
Boykottinitiativen gegründet.

Die Stoßrichtung mehr oder weniger 
aller Kritiker und Gegner der Volkserhe­
bung war das Individuum und sein 
Grundrecht der informationellen Selbst­
bestimmung. Die Volkszählung würde 
Daten aus der Privatsphäre des einzelnen 

zu Tage fördern, durch relativ leichte 
Rekombination der aggregierten Daten 
wären Raster über spezielle Lebensver­
hältnisse von Personen erstellbar. Dies 
könnte vom Staatsapparat genutzt wer­
den, um gegen mißliebige Personen/ 
Gruppen vorzugehen. Oder nicht ganz so 
kraß, in einer liberalen Gesellschaft 
wäre eine solche Detailkenntnis des 
Staates über seine Bürger nicht vertret­
bar.

Aus dieser Argumentationsschiene 
heraus wurde die Losung des Boykotts 
der Volkszählung entwickelt, also die 
Verweigerung von Individuen als Indivi­
duen gegenüber einer staatlichen Maß­
nahme. Die Hoffnung war, mit einer ge­
nügend hohen Anzahl an Verweigerern 
die ganze Erhebung zum Kippen zu brin­
gen, mindestens jedoch die statistische 
Fehlerquote (auch durch Falschausfüllen 
der Fragebögen) so hoch zu jagen, daß 
der Staatsapparat mit den ermittelten Er­

gebnissen nichts mehr anfangen könnte. 
Noch ein Vierteljahr nach dem Stichtag 
erschienen Flugblätter oder Zeitungsarti­
kel mit dem Tenor, daß aufgrund der 
hohen Anzahl der Verweigerer die ganze 
Sache abgeblasen werden solle, da der 
Aussagewert der gewonnenen Informa­
tionen gleich Null sei.

Von staatlicher Seite wurde der Wi­
derstand vehement mit allen Möglichkei­
ten der individuellen Unterdrückung und 
Verfolgung bekämpft, dem Strafrecht. 
Mit den Straftatbeständen „Sachbeschä­
digung“ (= Abschneiden der Kennnum­
mer der Fragebögen), „Aufruf zu krimi­
nellen Handlungen“ (= Aufruf zum Ab­
schneiden der Kennnummern), „ver­
suchte Nötigung von Verfassungsorga­
nen“ (= Forderung an den Bundestag, 
die Volkszählung abzusetzen) wurden 
Einzelpersonen mit Anzeigen und Pro­
zessen überzogen. Die Zerschlagung des 
Widerstandes ging bis zum Verbot von

Dokumentiert: MinisterZimmermann 
präsentiert Volkszählungsdaten

„Ich freue mich, daß ich Ihnen heute 
termingerecht die aufgrund der Anga­
ben der elf Statistischen Landesämter 
ermittelten Eckwerte für das Bundesge­
biet insgesamt vorstellen kann. Diesen 
ersten Ergebnissen werden in Kürze 
zahlreiche Veröffentlichungen der Sta­
tistischen Ämter in Bund, Ländern und 
Gemeinden mit umfangreichen Aus­
wertungen folgen . . .

1. An der Volkszählung 1987 haben 
sich trotz zahlreicher kritischer öffent­
lich geführter Auseinandersetzungen 
nahezu 100% aller Bürgerinnen und 
Bürger beteiligt. Die Nichtteilnahme­
quote, falls man davon überhaupt spre­
chen kann, liegt bundesweit unter ei­
nem Prozent. Die Nichtteilnahme setzt 
sich nach den Feststellungen der Stati­
stischen Ämter nicht etwa nur aus Ver­
weigerern und Boykotteuren zusam­
men. Vielmehr sind — wie bei allen 
vorangegangenen Volkszählungen — 
eine Reihe von Einwohnern in der Er­
hebungszeit wegen Reisen, längerer 
Urlaubsaufenthalte oder aufgrund an­
derer Umstände nicht erreicht worden. 
In diesen Fällen wurde von der im 
Volkszählungsgesetz 1987 eingeräum­
ten Möglichkeit der Verwendung von 
Melderegistereintragungen Gebrauch 

gemacht . . .
3. Für den Erfolg der Volkszählung 

war deshalb maßgebend, daß die von der 
Bundesregierung, von den Landesregie­
rungen, von den Statistischen Ämtern 
und den Gemeinden geleistete Öffent­
lichkeitsarbeit entscheidend zu einem 
besseren Verständnis des Zieles der 
Volkszählung beigetragen hat. Späte­
stens beim Ausfüllen der Fragebogen 
wurde erkannt, wie harmlos die gestell­
ten Fragen waren . . .

Zusammenfassend bestätigen allein 
schon die wenigen hier genannten Eck­
werte, daß die Volkszählung dazu veran­
laßt, bestimmte Grundannahmen für die 
Bewältigung politischer Problemfelder 
in einem anderen Licht zu sehen oder 
neu zu überdenken. Das gilt für Fragen 
des Finanzausgleichs mit seinen weittra­
genden Folgen für die Finanzausstattung 
der Gebietskörperschaften ebenso wie 
für den Zuschnitt der Wahlkreise. Das 
gilt in gleicher Weise aber auch für die 
Schwerpunktthemen der nach den 
Grundsätzen sozialpolitischen Handelns 
ausgerichteten Politik der Bundes- und 
Landesregierungen.

Ich nenne beispielsweise den Woh­
nungsbau, die wirtschaftliche Struktur­
politik mit den dynamischen Verände­

rungen in der Struktur der Arbeitsstät­
ten- und Beschäftigtenzahlen ein­
schließlich der Entwicklung der Teil­
zeitbeschäftigung sowie die Sozialpoli­
tik im weitesten Sinne.

Besonders hinweisen möchte ich aber 
auch auf die Bereiche der Innenpolitik, 
für die ich persönlich Verantwortung 
trage. Betroffen sind hier vornehmlich 
Fragen der Ausländerpolitik. Die jetzt 
vorliegenden Zahlen unterstreichen die 
Notwendigkeit der anstehenden Novel­
lierung des Ausländerrechts. Die vor­
gelegten Strukturdaten sind aber auch 
für die Bewertung der Auswirkungen 
abnehmender Bevölkerungszahlen und 
die Änderungen der Altersstruktur für 
eine langfristige Politik maßgeblich, 
die die Bereitschaft und den Willen 
zum Ausdruck bringt, Verantwortung 
für die nachfolgenden Generationen zu 
tragen.

. . . Die Qualität und Aussagekraft 
der Volkszählungsdaten sind mit gut zu 
bewerten. Sie entsprechen den Ergeb­
nissen der Volkszählung 1970. Die 
Volkszählungsgegner haben ihr Ziel 
verfehlt und konnten den Erfolg der 
Volkszählung nicht gefährden. Der 
Volkszählungsboykott war zum Schei­
tern verurteilt. Die Gerichte haben die 
Rechtmäßigkeit der Vorschriften bestä­
tigt. Das Volkszählungsgesetz und die 
Durchführung haben sich bewährt.“ 
Pressemitteilung des Bundesinnenministers | 
vom 29.11.1988
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Landesparteitagen der Grünen (Baden- 
Württemberg) wegen der Gefahr, daß 
dort zu strafbaren Handlungen aufgeru­
fen werden könnte.

Von ihrem Ansatz her — Einzelperson 
als Verweigerer gegenüber dem Staats­
apparat — konnte die Boykottbewegung 
dem massiven Einsatz staatlicher Ge­
waltmittel nicht gewachsen sein. Die 
Volkszählung wurde im Großen und 
Ganzen erfolgreich durchgeführt, einzel­
ne schlagen oder schlugen sich mit Pro­
zessen und Strafen herum, manch einer 
zahlte Ordnungsstrafen, bis er seinen 
Fragebögen abgab, die Bewegung gegen 
die Volkszählung zerfiel nach Beendi­
gung der selbigen ohne ein für weitere 
Auseinandersetzungen greifbares positi­
ves Ergebnis, ihre selbsternannten Spre­
cher wandten sich anderen Aufgaben zu.

So kommt es, daß im November 1988 
Bundesinnenminister Zimmermann die 
Ergebnisse vorlegen kann, es ein kurzes 
Geplänkel über zu wenig Wohnungen in 
der BRD von einer Woche gibt, aber da­
nach das Thema Volkszählung wieder 
aus der öffentlichen Diskussion ver­
schwindet. Die Auswertung schreitet 
voran, nächstes Jahr erscheint die ge­
naue Aufschlüsselung in den jeweiligen 
Fachheften des Statistischen Bundesam­
tes, die staatliche Planung bedient sich 
munter der gewonnenen Informationen. 
Von Seiten der Gruppen, die damals hef­
tigst zum Boykott aufriefen, tat sich je­
doch kein Muckser. Jetzt, wo es darum 
geht, wie der staatliche Apparat und die 
Planung anhand der ermittelten Informa­
tionen neu ausgerichtet bzw. fortge­
schrieben werden soll, wäre eine breite 
öffentliche Auseinandersetzung drin­
gend erforderlich.

Wir wollen in diesem Heft die Felder 
aufzeigen, auf denen unserer Meinung 
der Schwerpunkt staatlicher Aktivitäten 
in der nächsten Zukunft liegen wird. Um 
zu dokumentieren, daß dies nicht aus der 
Luft gegriffen ist, sei auf den Kasten ver­
wiesen, in dem wir die Presseerklärung 
Zimmermanns zusammengefaßt doku­
mentieren.

Die Bevölkerung nach 
der Nationalität

In der Bundesrepublik Deutschland le­
ben zum Stichtag 25. Mai 1987 61,083 
Mio. Menschen gegenüber 60,651 Mio. 
1970 (Datum der letzten Volkszählung). 
Das sind 432000 Personen mehr als 
1970, eine Steigerung um 0,7%. Das 
Statistische Bundesamt errechnete aus 
der Fortschreibung der 70er Zahlen bis 
1987 eine Bevölkerungszahl von 61,154 
Mio. Also 68000 Menschen mehr als 
tatsächlich.
Jedoch hat sich diese Entwicklung aufge­
schlüsselt nach Nationalitäten (Deutsche 
— Nicht-Deutsche) höchst unterschied­
lich vollzogen. Die Zahl der deutschen
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Staatsbürger sank von 58,212 Mio. 1970 
auf 56,937 Mio. 1987. Also um 1,275 
Mio. oder um 2,2%. Demgegenüber 
stieg die Zahl der Ausländer von 2,439 
Mio. auf 4,146 Mio. an. Ein absoluter 
Zuwachs von 1,707 Mio., relativ um 
70%. Damit beträgt der Anteil der Aus­
länder an der Gesamtbevölkerung 6,8% 
gegenüber 4,0% 1970. Der auf die Bun­
desländer aufgeteilte Anteil der Auslän­
der an der jeweiligen Gesamtbevölke­
rung ergibt folgendes, interessante Bild 
(in Klammern die Prozentzahlen für 
1970):

Schleswig-Holstein 3,0 (1,5)
Hamburg 9,3 (3,3)
Niedersachsen 3,7 (2,1)
Bremen 6,8 (2,1)
Nordrhein-Westfalen 7,5 (4,1)
Hessen 8,6 (5,1)
Rheinland-Pfalz 4,2 (2,2)
Baden-Württemberg 9,1 (7,2)
Bayern 5,6 (3,7)
Saarland 4,1 (2,5)
West-Berlin 11,1 (3,5)

Neben den Stadtstaaten weist Baden- 
Württemberg den höchsten Anteil an 
Ausländern auf. Dies dürfte die materiel­
le Grundlage sein für das oftmalige Vor­
preschen des Ministerpräsidenten Späth 
in Sachen Verschärfung der Unterdrük- 
kung der ausländischen Arbeiter und 
Immigranten. Seien es Anträge im Bun­
desrat zur Änderung des Ausländerge­
setzes oder Initiativen in diesselbe Rich­
tung innerhalb der CDU, sei es die Ein­
richtung von Sammelabschiebelagern für 
Asylbewerber in Karlsruhe. Im Gegen­
satz zu anderen Bundesländern weist nun 
Baden-Württemberg ein überdurch­

schnittliches Wirtschaftswachstum auf. 
Die alte Leier. „Arbeitslosigkeit schafft 
Ausländerfeindlichkeit“, greift hier 
nicht, sondern es erweist sich das Ge­
genteil: Voraussetzung für die sprudeln­
den Profite der baden-württembergi­
schen Konzerne ist die besondere Ent­
rechtung eines so großen Teils der Ar­
beiterklasse.

Dank der Volkszählung liegen dem 
Staatsapparat in naher Zukunft genaue 
Daten über die Lebensverhältnisse der 
Ausländer auf Blockebene vor. Man 
sollte Zimmermanns Ankündigung über 
die „Notwendigkeit der Novellierung 
des Ausländerrechts“ sehr ernst neh­
men.

Der Altersaufbau 
der Bevölkerung

„Die Bevölkerung ist älter geworden“, 
so ist dieser Passus durch das Statistische 
Bundesamt überschrieben. Die Situation 
im Augenblick ist dadurch gekennzeich­
net, daß der Anteil der Menschen im er­
werbsfähigen Alter (18 bis 65 Jahre) ge­
genüber 1970 zugenommen hat, die Zahl 
der über 65jährigen leicht gestiegen ist, 
während ein eklatanter Nachwuchsman­
gel (unter 15 Jahre) besteht. Auch hier 
sei wieder kurz in einer Tabelle die Ent­
wicklung verdeutlicht, in der der Anteil 
der jeweiligen Altersgruppe an der Ge­
samtbevölkerung 1987 und 1970 darge­
legt wird:

unter6 5,9 (9,5)
6 bis 15 8,7(13,7)
Obis 15 14,6(23,2)

15 bis 18 4,0 (3,9)
18 bis 45 40,1 (37,0)
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45 bis 60 20,6(16,6)
60 bis 65 5,4 (6,1)
15 bis 65 70,1 (63,6)

65 und mehr 15,3(13,2)

In den Stadtstaaten ist diese Tendenz 
noch ausgeprägter, während die großen 
Flächenstaaten (Bayern, Baden-Würt­
temberg und Niedersachsen) wohl auf­
grund großer ländlich geprägter Räume 
hinterherhinken.

Für die Sozialpolitik der Reaktion er­
geben sich zwei Aufgabenfelder:

Der drohende Rentnerberg muß solan­
ge wie möglich im Arbeitsleben inte­
griert bleiben und/oder die unbrauchba­
ren Teile beseitigt werden. Das ist jetzt 
sehr menschenverachtend ausgedrückt, 
aber nach dieser Kaltschnäuzigkeit findet 
gegenwärtig die Diskussion und Ausar­
beitung der Rentenreform statt. Mög­
lichkeit des Arbeitens über das 65. Le­
bensjahr hinaus, Absenkung der Renten 
bei vorzeitigem Eintritt in den Ruhe­
stand. Mit der Gesundheitsreform, die 
zum 1. Januar 1989 in Kraft trat, wird 
u.a. gesteuert, daß Medikamente und 
Behandlungen, die aufgrund des Ver­
schleißes im Arbeitsleben notwendig 
werden, für alte Menschen unbezahlbar 
werden.

Auf Deibel komm raus wird mit christ­
lich-reaktionärer Familien- und Kinder­
politik versucht, die Zahl der Geburten 
hochzutreiben. Das umfaßt die Diskus­
sion über die Frage, ob denn nun Aufga­
be der Frau das Muttersein ist und wie 
am besten Beruf und Familie zu verbin­
den ist. Ausweitung der Teilzeitarbeit, 
Erhöhung des Kindergeldes, Verlänge­
rung der Bezugzeit des Erziehungsgel­

Volkszählungsdaten liefern Grundlage für schärfere Ausländerüberwachung. Bild:
Demonstration am 30.1.1988 in Stuttgart

des, Förderung nachbarschaftlicher Hil­
fen sind die Stichworte. Die Volkszäh­
lung hat genaue Daten über die Größe 
und Zusammensetzung der Haushalte 
sowie die Einkommensquellen ergeben. 
Wenn dieser Tage die Spitzen der Regie­
rung und Parteien über neue familien­
politische Maßnahmen entscheiden, wer­
den sie sicher auf diese Informationen 
zurückgreifen.

Die geplante Verschärfung des § 218 
bzw. die Verfassungsklage des Landes 
Bayern gegen die soziale Indikation sind 
ebenfalls hier einzuordnen. Mit der Neu­
regelung des Adoptionsrechtes sollen 
Arbeiterfrauen zu Gebärmaschinen für 
Mittelschicht- und Kapitalistenfamilien 
gemacht werden.

Lebensverhältnisse und 
Wohnungsbestand

Die Tatsache, daß es 1987 eine Million 
weniger Wohnungen gibt als in der Fort­
schreibung der Wohnungs- und Gebäu­
deerhebung 1968 geschätzt war, hatte 
bei der Vorstellung der Ergebnisse der 
Volkszählung den meisten Wirbel verur­
sacht. Absolut gesehen hat sich die Zahl 
der Wohngebäude von 8,803 Mio. 1968 
auf 12,038 Mio. 1987, die Zahl der 
Wohnungen von 19,657 Mio. auf 26,276 
Mio. erhöht. Dies ist ein Zuwachs an 
Wohnungen um 33,7 %. Über diesem 
Durchschnitt liegen die Länder Baden- 
Württemberg (41,2), Bayern (39,4) so­
wie Schleswig-Holstein und Hessen (je 
35,0). Also die Länder, deren Bevölke­
rung angewachsen ist (siehe nächster 
Abschnitt).

Eine Aussage ergibt sich jedoch erst, 
wenn der Anzahl der Wohnungen die 
Anzahl der Haushalte gegenübergestellt 

wird, die eine Wohnung haben und/oder 
suchen. Erst die Differenz beider Zahlen 
ergibt den Fehlbestand/Überschuß an 
Wohnungen. Die Zahlen über die An­
zahl und Struktur der Haushalte liegen 
jedoch noch nicht vor. Vermutlich gibt 
es mehr Single- und Zweipersonen- 
Haushalte. Darauf deutet einmal die Al­
tersentwicklung der Bevölkerung hin: 
Weniger Kinder, mehr in den Zwanzi­
gern, die oftmals allein leben oder als 
Paar noch keine Kinder haben, mehr 
über 65, wo oftmals ein Partner gestor­
ben ist. Ebenso ist die Zahl der Verwit­
weten von 5,2 Mio. 1970 auf 5,4 Mio., 
die Zahl der Geschiedenen von 1,1 Mio. 
auf 2,4 Mio. gestiegen. Auch diese wer­
den größtenteils alleine leben.

Nun ist es allgemein bekannt, daß die 
Bundes- und Länderregierungen die För­
derung des sozialen Wohnungsbaus ein­
gestellt haben. Förderung der Eigen­
tumsbildung gehobener Schichten und 
Lockerung des Mieterschutzes ist die 
Devise. Die regierungsamtliche Behaup­
tung, es gäbe ausreichend Wohnungen, 
die durch die Volkszählung offenkundig 
gewordene Fehleinschätzung der Regie­
rung über den Bestand an Wohnungen 
und die ebenfalls aktenkundige große 
Menge an Wohnungssuchenden hat zu­
nächst für etwas Wirbel in der Presse 
und Verunsicherung im Regierungslager 
geführt.

Aber die Hoffnung auf einen neuen 
sozialen Wohnungsbau mit einem er­
schwinglichen qualitativ guten Dach 
über dem Kopf für alle wurde rasch be­
seitigt. Analog zu anderen Feldern (z.B. 
Beschäftigungsförderungsgesetz) 1 ieß 
Bauminister Schneider verlauten: Die 
Bildung von Wohnungseigentum müsse 
noch besser steuerlich gefördert, lästige 
Hemmnisse für den Mietwucher der Ei­
gentümer (z.B. zu ausgefeilter Mieter- 
Kündigungsschutz) müßten beseitigt 
werden, dann würde das Wohnungspro­
blem nach bestem Wissen und Gewissen 
des freien Marktes beseitigt werden. 
Die, welche mangels Geld keine ge­
wünschte Wohnung finden, seien auf ihr 
zu hohes Anspruchsdenken und, ob es 
nicht auch ein Wohncontainer tun wür­
de, verwiesen.

Erste Ergebnisse hat die Diskussion 
schon gezeitigt: Mit Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts wurde die Möglich­
keit der Kündigung aus Eigenbedarf er­
heblich erleichtert. Prompt stieg danach 
die Anzahl der Kündigung aus diesem 
Grund rapide an. Der offenkundig ge­
wordene Mangel an Wohnraum hat den 
Mietzins und die Immobilienpreise nach 
oben schnellen lassen. Es lohnt sich wie­
der zu bauen, zumal die Bundesregie­
rung plant, den Abschreibungszeitraum 
für Wohngebäude von 50 auf 40 Jahre zu 
senken. Versicherungskonzerne und 
Immobilienfonds dürften sich besonders
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über diesen warmen Geldsegen freuen.
Man wird sich die neuen Wohnungs­

bau-Förderprogramme genau ansehen 
müssen, um gezielt dagegen Widerstand 
leisten zu können.

Die Bevölkerungswanderung 
in der BRD

Wie erwartet, wurde durch die Volks­
zählung bestätigt, daß es seit der letzten 
Erhebung eine Wanderung der Bevölke­
rung von Nord nach Süd gegeben hat. 
Allerdings, und das ist für den Finanz­
ausgleich zwischen den Bundesländern 
und unter den Gemeinden relevant, wur­
de dieser Trend in der Fortschreibung 
der Bevölkerung seit 1970 (= bisherige 
Grundlage des Finanzausgleichs) höher 
eingeschätzt als er in Wahrheit stattfand. 
Es folgt nun eine Tabelle, in der pro 
Bundesland die absolute Zahl der Ein­
wohner 1987 (in Millionen), die relative 
Veränderung gegenüber 1970 und die re­
lative Veränderung gegenüber der Fort­
schreibung aufgelistet ist.

Ba-Wü 9,3- 4,4--0,6
Bayern 10,9- 4,0--l,2
Schl.-Holstein 2,5- 2,4--2,2
Hessen 5,5- 2,3--0,8
Niedersachsen 7,2- 1,2--0,3
Rheinl.-Pfalz 3,6- -0,4- 0,7
NRW 16,7- -1,2- 0,2
West-Berlin 2,0- -5,1- 7,1
Saarland 1,1 - -5,7- 1,4
Bremen 0,7- -8,7- 1,0
Hamburg 1,6 - -11,1- 1,7
BRD 61,1- 0,7--0,1

Baden-Württemberg hat 9,3 Mio. Ein­
wohner, 4,4% mehr als 1970, aber 0,6% 
weniger als in der Fortschreibung der 
Bevölkerung angenommen wurde.

Eigentlich war vorher vereinbart, daß 
die Ergebnisse der Volkszählung 1987 
sofort Grundlage des Finanzausgleichs 
werden sollen. Wer erinnert sich nicht 
an die Werbesprüche der Bürgermeister, 
es solle sich ja jeder zählen lassen. Denn 
wenn ,,unsere Stadt“ mehr Einwohner 
hat, als bisher zugrunde gelegt, dann 
fließt zusätzliches Geld in das Stadt­
säckel und es können mehr Schulen und 
Kindergärten gebaut werden, lauter 
schöne Sachen.

Ein rigoroses Durchziehen dieser 
Maßnahme würde Bundesländer und 
Gemeinden, deren Wirtschaftskraft un­
ter dem Durchschnitt liegt, die jedoch 
eine höhere Bevölkerung haben und dar- 
überhinaus in der Fortschreibung höher 
lagen als in der Realität bezüglich ihrer 
Einwohner, zwingen, Gelder aus dem 
Finanzausgleich zurückzuzahlen, und sie 
teilweise vor nicht lösbare finanzielle 
Verpflichtungen stellen.

,,Allein für 1987 muß eine Finanzmas­
se von 530 Millionen DM zwischen den 
Ländern umverteilt werden. Dies geht

worte: „demographische Belastung“, Wohnungsbau als Eigentumsförderung 
Bild: Rentner protestieren mit Hausbesetzung gegen Wohnungsnot.

vor allem zu Lasten von Bayern und 
Schleswig-Holstein, während Nord­
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Ham­
burg, Bremen und das Saarland davon 
profitieren. Schleswig-Holstein hat 
schon wissen lassen, daß es sich nicht in 
der Lage sieht, den finanziellen Aderlaß 
von 155 Millionen DM zu verkraften.“ 
(FAZ)

Für die Länder ergibt sich als Bilanz:

Nordrhein-Westfalen + 136 Mio.
Bayern - 241 Mio.
Baden-Württemberg - 69 Mio.
Niedersachsen - 6 Mio.
Hessen - 60 Mio.
Rheinland-Pfalz + 107 Mio.
Schleswig-Holstein - 155 Mio.
Saarland + 54 Mio.
Hamburg + 109 Mio.
Bremen + 34 Mio.
West-Berlin + 90 Mio.

Ebenso sind einige Kommunen positiv 
wie negativ betroffen. „In Nordrhein- 
Westfalen zählen vor allem Duisburg, 
Köln, Krefeld, Essen und Dortmund zu 
den Gewinnern, während Münster, 
Bonn, Aachen, Mönchengladbach und 
Wuppertal Einnahmen verlieren.“ 
(FAZ) Hinter den Kulissen scheint nun 
ein heftiger Streit ausgebrochen zu sein, 
wer nun was wem wann zahlen muß 
bzw. erhält. Im Bundesfinanzministe­
rium fanden schon diesbezügliche Ge­
spräche statt. Es ist zu befürchten, daß 
dermaßen eine Hin- und Herschieberei 
zwischen den Haushalten der Gebiets­
körperschaften ausgeknobelt werden 
wird, daß ein immer größerer Bestand­
teil der kommunalen Haushalte aus Zu­

weisungen von Bund, Land oder irgend­
einem Fonds besteht und damit der Ent­
scheidungshoheit der Kommune entzo­
gen wird.

Soweit die Darlegung der wichtigsten 
Ergebnisse der Volkszählung. Im Laufe 
des Frühsommers werden sie soweit auf­
bereitet sein, daß das Statistische Bun­
desamt sie an die Statistischen Landes­
ämter und diese wiederum an die Kom­
munen weiterreichen wird. Dann werden 
alle abgefragten Daten und besonders die 
möglichen Kombinationen auf Block­
ebene über die Haushalte und Personen 
vorliegen. Die städtischen Planungsäm­
ter arbeiten derzeit im Schongang und 
warten auf die Zurverfügungstellung der 
Unterlagen.

Im Volkszählungsgesetz und allgemei­
ner im Bundesstatistikgesetz ist genau 
festgelegt, wer in welcher Form zu wel­
chen Konditionen Zugriff auf die Ergeb­
nisse der Volkszählung hat. Im wesentli­
chen verbleiben sie im Eigentum der 
Zentralgewalt, schon die Weitergabe an 
untergeordnete Behörden ist mit einer 
rigiden Einflußnahme verbunden. In ei­
nem der folgenden Hefte soll eine Be­
trachtung folgen, welche Forderungen 
entwickelt werden müssen, damit das 
Monopol des Staatsapparates an diesen 
Daten beseitigt werden kann. Hierzu 
werden wir uns mit dem herrschenden 
Verständnis von Datenschutz und den 
daraus resultierenden Gesetzen befassen.
Quellenhinweis: Pressemappe des Statistischen 
Bundesamtes zur Volkszählung; Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 6.12.1988) — (thh)



Im nächsten Heft

Katastrophenschutzgesetz und „Gesamtverteidigung“
Das Bundeskabinett hat am 8. März den Entwurf eines Katastrophenschutzergän­
zungsgesetzes beschlossen. Der Gesetzentwurf enthält eine weitgehende Anpassung 
des geltenden Beamtenrechts an die Notstandsgesetzgebung. Danach soll es Beamten 
im „Krisenfall“ unmöglich gemacht werden, aus dem Dienstverhältnis auszuschei­
den. Sie sollen verpflichtet werden, auch Aufgaben, die nicht zu ihrer Laufbahn ge­
hören, zu übernehmen und sich an alle Dienststellen abordnen zu lassen. Bereits im 
Januar hatten Innenminister Zimmermann und Verteidigungsminister Scholz „Rah­
menrichtlinien für die Gesamtverteidigung“ beschlossen, die sich auf das noch nicht 
beschlossene Gesetz beziehen.

Ungarn: Reformvorhaben aus Sicht der Gewerkschaften
Bei westlichen Reaktionären gilt Ungarn schon seit einiger Zeit als Musterland pro­
westlicher Reformen im Osten: Mehrparteiensystem, Öffnung in Richtung Markt­
wirtschaft, Ausweitung des privaten Wirtschaftssektors sind nur einige Beispiele 
westlicher Erfolgsmeldungen. Welche reaktionären Großmachtpläne auf westlicher 
Seite sich hinter dieser Begeisterung verbergen, dokumentierte unlängst der CSU- 
,,Europäer“ von Habsburg, als er auf einer Kundgebung in Budapest davon sprach, 
man sei schon „weit gekommen“. Welche Folgen haben die Reformen der Regie­
rung auf die Lage der Werktätigen in Ungarn, und wie reagieren die Gewerkschaften 
auf diese Vorhaben?

Nachtarbeit von Arbeiterinnen
Blüm hat angekündigt, die Nachtarbeit für Arbeiterinnen in der Industrie freizuge­
ben. Das bestehende internationale Abkommen aus dem Jahr 1906, das die Nachtar­
beit in diesem Bereich verbietet, will die Bundesregierung im Juni kündigen. Die 
westdeutschen Kapitalisten wollen Vorreiter beim Einreißen internationaler Schran­
ken des Arbeitsschutzes werden. Dabei ist schon heute die Bundesrepublik bei der 
Nachtarbeit im internationalen Vergleich vorn. Die Schäden sind unübersehbar. Ar­
beiterinnen in Zweier-Schicht berichten, wie groß das Defizit an Erholung ist. Wis­
senschaftliche Untersuchungen belegen, daß die Zweier-Wechselschicht gesundheit­
liche Beschwerden auslöst.

SPD-Programm: mehr liberal als sozial
Der vermutlich nächste Oberbürgermeister von Frankfurt gibt als Zielsetzung an, die 
Stadt müsse wieder liberal werden. Aufgeklärtem Bürgertum will sich Oskar Lafon­
taine öffnen durch Angebote, die die Verfügbarkeit der Arbeitskraft zu erhöhen — 
Stichwort: Sonntagsarbeit. Weltmännisch kulturell geben sich Engholm und andere 
beim Ausländerwahlrecht, was nicht ausschließt, daß man’s auf die dem abendlän­
dischen Kulturkreis Angehörenden beschränken möchte. Statt dem allgemeinen 
Schwenk des bürgerlichen Lagers nach rechts mit sozialen Reformansprüchen der 
Arbeiterbevölkerung zu begegnen, scheint in der SPD die Hoffnung verbreitet, man 
könne durch eigene Rechtsbewegung bei den Liberalen absahnen.
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